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VORWORT AUTOREN

VORWORT

DIESE PUBLIKATION hat zum Ziel, das Thema Energieraumplanung für die Anwendungspraxis in 
der örtlichen Raumplanung aufzubereiten. Es werden sowohl grundsätzliche Zusammenhänge und Grundprinzi-
pien dargestellt, als auch konkrete Umsetzungsvorschläge und Entscheidungsmodelle präsentiert. Dabei wird kein 
Anspruch auf Vollständigkeit erhoben. Wir wollen Impulse für die örtliche Raumplanung geben, sich intensiv mit 
Klimaschutz und der Gestaltung der Energiewende zu beschäftigen.

Als Grundlage dienen zum einen verschiedene wissenschaftliche Arbeiten, das Ergebnispapier der ÖR EK-Part-
nerschaft Energieraumplanung (Stöglehner et al. 2014a), die Publikation „Tools für Energieraumplanung“ (Stög-
lehner et al. 2014b in der überarbeiteten zweiten Auf lage), das im Springer-Verlag erschienene Buch „Integra-
ted Spatial and Energy Planning – Supporting Climate Protection and the Energy Turn with Means of Spatial 
Planning“ (Stöglehner et al. 2016), an denen einige Autoren in verschiedenen Rollen mitgewirkt haben. Das Au-
torenteam repräsentiert dabei sowohl einen wissenschaftlichen Hintergrund in den Bereichen Raum- und Ener-
gieplanung als auch die Planungspraxis, insbesondere die Ortsplanung sowie die Verkehrsplanung. Die Texte 
wurden von Dr. Winfried Ginzinger, Stabstelle Raumordnungsrecht des Amtes der Salzburger Landesregierung, 
von Dipl.-Ing. Gilbert Pomaroli, Sachbereichsleiter Örtliche Raumplanung des Amtes der Niederösterreichischen 
Landesregierung sowie von Dipl.-Ing. Werner Thalhammer, Abteilung Mobilität des Bundesministeriums für 
Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft, welches verschiedene Förderungsmöglichkeiten für 
die Umsetzung von Mobilitäts- und Energiemaßnahmen bietet, kommentiert. Wir danken für die intensive Ausei-
nandersetzung mit diesen Texten.

Die Empfehlungen fußen auf den Erfahrungen, Einschätzungen und Meinungen der Autoren, die während der 
Erstellung dieser Publikation diskutiert und gemeinsam entwickelt wurden. Sie sind als Anregung für Planerin-
nen und Planer, für Gemeinderätinnen und Gemeinderäte, Mitglieder von Bau-, Planungs- und Umweltausschüs-
sen gedacht und verstehen sich als Impuls und Diskussionsgrundlage. Da diese Publikation als Impulspapier 
bundesländerübergreifend angewendet werden soll, obliegt die Umsetzung mit den Möglichkeiten des länderspe-
zifischen Raumordnungsrechts dem jeweiligen Anwender bzw. der jeweiligen Anwenderin.

Wien, Gmunden, Graz, im Juni 2017

Gernot Stöglehner, Hans Emrich, Helmut Koch, Michael Narodoslawsky
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VORWORT BUNDESMINISTER

ENERGIERAUMPLANUNG 
FÜR ENERGIEWENDE UND 
KLIMASCHUTZ

KLIMASCHUTZ IST UND BLEIBT die größte umweltpolitische Herausforderung unserer Zeit. Die 
Energiewende spielt dabei eine zentrale Rolle: Wir müssen gezielt auf saubere, erneuerbare Energieträger setzen.

Der Energiesektor befindet sich im Umbruch: Bei der Erzeugung, Lagerung und auch beim Transport von Ener-
gie setzen sich immer mehr innovative und nachhaltige Ansätze durch. Hier kommt die Energieraumplanung ins 
Spiel, die sich mit der räumlichen Dimension von Energieverbrauch und Energieversorgung beschäftigt. Sie ent-
wickelt klimafreundliche Raumstrukturen,  die einen nachhaltigen Lebensstil im Mobilitätsbereich ermöglichen. 
Nur so wird unser Land die ambitionierten Klimaziele erreichen können. Mein Ministerium hat die ÖR EK Um-
setzungspartnerschaft Energieraumplanung als Lead Partner zwei Jahre lang geleitet und tatkräftig unterstützt. 

Mit dem klimaaktiv mobil Programm unterstützt das BMLFUW die klimafreundliche Gestaltung unseres Ener-
gie- und Mobilitätssystems. Wir setzen attraktive Anreize für nachhaltiges Mobilitätsmanagement, unterstützen 
den Umstieg auf alternative Antriebe wie Elektromobilität und bieten professionelle Beratung. Diese Maßnahmen 
stärken die Wirtschaft, Gemeinden und Regionen, während sie zugleich die Lebensqualität der Menschen erhö-
hen. Nachhaltige Gebäudestandards wie der klimaaktiv Gebäudestandard werden im Bausektor immer wichtiger.

Die vorliegende Broschüre erleichtert die tägliche Praxis der örtlichen Raumplanung. Sie hilft uns dabei, kom-
pakte Raumstrukturen zu schaffen, die klimafreundliche Mobilität ermöglichen und mit sauberer, erneuerbarer 
Energie versorgt werden. Nur wenn wir verantwortungsbewusst mit den natürlichen Ressourcen umgehen, kön-
nen wir den nächsten Generationen ein lebenswertes Österreich übergeben.

Ihr ANDR Ä RUPPR ECHTER 
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft,
Umwelt und Wasserwirtschaft
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1. EINLEITUNG

1.	 	EINLEITUNG
UMWELTSCHUTZ. KLIMASCHUTZ. 

PEAK OIL. Versorgungssicherheit im Licht interna-
tionaler politischer Krisen. Teilhabe der regionalen 
Wirtschaft am Energiesystem. Langfristige Leistbar-
keit und Verfügbarkeit von Energie. Erfüllung inter-
nationaler Verpf lichtungen zum Klimaschutz. Die 
Gründe für die Umsetzung der Energiewende sind 
mannigfaltig und spiegeln sich in zahlreichen Pro-
grammen und Initiativen zur Energieeinsparung und 
zur Versorgung mit erneuerbaren Energieträgern wi-
der. Von diesen Bemühungen sind verschiedenste Le-
bens- und Wirtschaftsbereiche durchdrungen, wie 
etwa Energieeffizienz im Haushalt, in Gebäuden, In-
dustrie, Gewerbe- und Dienstleistungsbetrieben, Ener-
gieeffizienz in der Mobilität, aber auch die Bereitstel-
lung von energiesparenden und umweltfreundlichen 
Alternativen zum Autoverkehr. Nicht nur durch tech-
nische Maßnahmen soll Energie eingespart werden, 
auch durch Bewusstseinsbildung sollen Verhaltens
änderungen herbeigeführt werden. Die wesentliche 
zweite Säule der Energiewendepolitik ist der Umstieg 
auf erneuerbare Energieträger. 

Dennoch sind wir weit davon entfernt, unsere inter-
nationalen Verpf lichtungen zur Reduktion der Treib
hausgase zu erfüllen.1 Auch die Energieeffizienzziele 
der Europäischen Union, 20  % mehr Energieeffizienz 
bis 2020 zu erreichen, sind noch nicht zum Greifen 
nahe.2 Bei der Versorgung mit erneuerbaren Energien 

sieht es wesentlich besser aus. Hier ist für Öster-
reich von der Europäischen Union ein Zielwert von 
34  % erneuerbaren Energieträgern am Endenergie-
verbrauch für das Jahr 2020 vorgesehen.3 Durch den 
steten Ausbau erneuerbarer Energieträger wurden im 
Jahre 2012 in Österreich bereits ca. 32  % des End-
energieverbrauchs aus erneuerbaren Energieträgern 
zur Verfügung gestellt, sodass ein Erreichen dieser 
Zielvorgabe bis zum Jahre 2020 durchaus möglich er-
scheint.4 International werden jedoch weitere, ambi-
tioniertere Klimaziele angestrebt, wie aus den Ergeb-
nissen der Paris-Konferenz Ende 2015 ersichtlich ist. 
Dies bedeutet, dass bis 2050 zumindest in den Indus-
triestaaten die Energiewende weitgehend abgeschlos-
sen sein muss.5 Allerdings bewirkt der rapide Aus-
bau von erneuerbaren Energieträgern und die rasche 
Entwicklung von Energietechnologien wie der Wind-
kraft, dass Nutzungskonf likte rund um erneuerbare 
Energieprojekte zunehmen.6

Vor diesem Hintergrund wurde in den letzten Jahren 
erkannt, dass Raumplanung die Energiewende, sowohl 
was die Energieeinsparung als auch die Versorgbarkeit 
mit erneuerbaren Energieträgern anlangt, wesentlich 
unterstützen kann.7 Damit begründet sich der Bedarf 
nach Energieraumplanung als jener Teil der Raumpla-
nung, der sich mit den räumlichen Dimensionen von 
Energieverbrauch und -gewinnung beschäftigt.8 In ver-
schiedenen politischen Strategiepapieren wird bereits 
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auf Energieraumplanung Bezug genommen, so z.B. in 
der Energiestrategie Österreichs, in der Anpassungs-
strategie an den Klimawandel, im Umsetzungspro-
gramm zum Österreichischen Klimaschutzgesetz, im 
Österreichischen Raumentwicklungskonzept oder 
auch z.B. im niederösterreichischen Klima- und Ener-
gieprogramm 2020 und dem Arbeitsübereinkommen 
der Salzburger Landesregierung für die Jahre 2013– 
2018. Darüber hinaus gibt es vielfältige Forschungs-
projekte und Forschungsinitiativen, die den Zusam-
menhang zwischen Energiewende und Raumplanung 
aufzeigen und auch entsprechende Planungswerkzeuge 
für die örtliche Raumplanung bereitstellen.9

Worin genau liegen nun die räumlichen Dimensionen 
des Energieverbrauchs und der Energieversorgung? 
Bei der räumlichen Dimension des Energieverbrauchs 
geht es einmal um die Erhaltung bzw. Schaffung von 
energieeffizienten Raum- und Siedlungsstrukturen. 
Diese energieeffizienten Raum- und Siedlungsstruktu-
ren zeichnen sich durch mehrere Eigenschaften aus:10 

Zunächst einmal sind sie funktionsgemischt. Funkti-
onsmischung bedeutet, dass Daseinsgrundfunktionen 
wie Wohnen, Arbeiten, Versorgen, sich Erholen, sich 
Bilden etc. in engem räumlichen Kontext organisiert 
sind. Damit ist auch das Prinzip Nähe umgesetzt, so-
wohl auf regionaler Ebene als auch auf lokaler Ebene. 
Ein weiteres wesentliches Merkmal von energieeffi-
zienten Raum- und Siedlungsstrukturen ist Dichte. 
Dabei gilt es eine Balance zwischen Dichte als Effi-
zienzmaß und Lebensqualität zu finden. Durch Funk-

tionsmischung und Dichte können kompakte Sied-
lungseinheiten und Raumstrukturen entstehen, die in 
vielen räumlichen Leitbildern mit einer hohen Lebens-
qualität verbunden werden und damit als erstrebens-
wert gelten.11 Werden nun neue Planungsvorhaben 
entwickelt, sollten diese eine kompakte Siedlungs- und 
Raumentwicklung mit den Prämissen Funktionsmi-
schung, Dichte und Nähe umsetzen. 

Die Raum- und Siedlungsentwicklung der vergan-
genen Jahrzehnte entspricht diesen Kriterien viel-
fach nicht. Der fachliche Diskurs und die Planungs-
praxis entwickeln sich auseinander. Die Gründe dafür 
sind mannigfaltig. In Zukunft muss konstruktiv damit 
umgegangen werden. Hier kann nicht nur die (örtli-
che) Raumplanung allein einen Beitrag leisten, son-
dern es sollten zusätzliche rechtliche und fiskalische 
Instrumente geschaffen werden.12 Viele sinnvolle Maß-
nahmen können aber bereits jetzt umgesetzt werden. 
Daher ist es umso wichtiger, durch anstehende Ent-
scheidungen in der Raumplanung zukunftsfähige Ent-
wicklungen zu forcieren und langfristig nachteilige 
Entwicklungen zu vermeiden. Die Energiewende lässt 
sich in unterschiedlichen räumlichen Kontexten auf 
vielfältige Weise umsetzen. Es ist daher nirgends zu 
spät. Allerdings engen unvorteilhafte räumliche Vor-
aussetzungen die Gestaltungsspielräume erheblich ein. 
Daher gilt es, diese entsprechend einzufangen, nicht 
weiter voranzutreiben sowie zukunftsfähige und nach-
haltige räumliche Entwicklungen zu stärken und aus-
zubauen. 
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Die räumliche Dimension der Energieversorgung be-
zieht sich zunächst einmal auf die Standortsicherung 
von Energiegewinnungs-, Energieverteilungs- und 
Energiespeicheranlagen. Diese Aufgabe wird auch jetzt 
wahrgenommen, wenn derartige Energieversorgungs-
einrichtungen einer Flächenwidmung bedürfen. We-
sentlich schwieriger bzw. teilweise nicht möglich ist es 
derzeit, z.B. Trassen für Hochspannungsleitungen zu 
sichern.13 Durch die Energiewende kommt ein weite-
rer wesentlicher Aspekt zum Tragen, nämlich die Res-
sourcensicherung für erneuerbare Energieträger. Dies 
kann mit dem Bild des Ressourcengartens veranschau-
licht werden14 (vgl. Abb. 1): Derzeit basiert die Ener-
gieversorgung vorwiegend auf fossilen Energieträgern. 
Fossile Energieträger sind vor Jahrmillionen aus bio-
logisch produktivem Land entstanden. Durch die Ver-
brennung fossiler Energieträger werden diese bio-
logisch produktiven Flächen aus der Vergangenheit 
„geborgt“ (vgl. Abb. 1a). Wird nun von fossilen auf er-
neuerbare Energieträger umgestiegen, werden neue 
Nutzungsansprüche an den Raum begründet. Aus 
dem „geborgten“ Land der Vergangenheit wird ein re-
ales Stück Land für die Energieversorgung der Ge-
genwart. Im Ressourcengarten muss also zusätzlicher 
Platz für die Energiegewinnung geschaffen werden – 
und das, obwohl er bereits sehr intensiv genutzt wird. 
Daher ist in der Energiewende damit zu rechnen, dass 
Nutzungskonf likte zunehmen werden. Ressourcenf lä-
chen für die Energiebereitstellung müssen gesichert 
werden. Damit ist davon auszugehen, dass Raumpla-
nung sowohl auf überörtlicher Ebene als auch auf ört-
licher Ebene ordnend eingreifen muss (vgl. Abb. 1b).

Ein weiterer wesentlicher Aspekt der Energieversor-
gung ist, dass energieeffiziente Raum- und Siedlungs-
strukturen nicht nur den Energieverbrauch senken, 
sondern im Allgemeinen auch sehr gut mit erneuerba-
ren Energieträgern versorgt werden können.15 Energie-
effiziente Raum- und Siedlungsstrukturen zu forcieren 
unterstützt also auch die effiziente Versorgung mit er-
neuerbaren Energieträgern. 

Energieraumplanung hat daher mehrere Aufgaben:16 
Zunächst muss festgestellt werden, welcher Energiebe-
darf zu decken ist. Möglichkeiten, Energie einzuspa-
ren und die Energieeffizienz zu erhöhen, hängen von 
den räumlichen Gegebenheiten ab und können sehr 
erheblich sein. Daher sind auch die Zielvorstellungen 
diesbezüglich in den jeweiligen räumlichen Kontex-
ten zu erarbeiten. Planungsvarianten, wie energieeffizi-
ente Raum- und Siedlungsstrukturen zu verwirklichen 
sind, sollen dabei nicht nur im Neubau, sondern auch 
im ohnehin schon sehr großen Baubestand entwickelt 
werden. Mit dem Energieverbrauch für unterschiedli-
che Nutzungen (Wohnen, Gewerbe, Dienstleistungen, 
Mobilität etc.) werden Rahmenbedingungen für die 
künftige, erneuerbare Energieversorgung abgesteckt. 

Um für die Versorgung des ermittelten Bedarfs ei-
nen sinnvollen Energieträgermix festzulegen, sind zu-
nächst die regional und lokal verfügbaren erneuer-
baren Energiegewinnungspotenziale abzuschätzen. 
Potenzialabschätzungen, die dafür als Ausgangsbasis 
herangezogen werden können, gibt es viele. Eine we-
sentliche Aufgabe der Energieraumplanung liegt darin, 
dass Potenzialabschätzungen für erneuerbare Ener-

ABB. 1: R ESSOURCENGARTEN

Quelle: Stöglehner 2009
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gieträger durch raumplanerische Erwägungen ergänzt 
werden. Damit ist es möglich, aus den üblicherweise 
angegebenen natürlichen, technischen und ökonomi-
schen Potenzialen die tatsächlich räumlich realisierba-
ren Potenziale zu identifizieren. Dies betrifft etwa die 
Zielvorstellungen darüber, welcher Anteil am Ener-
giebedarf durch welche regional bzw. lokal verfüg-
baren Energieträger bereitgestellt werden sollte. Auf-
bauend auf räumliche Analysen können die Beiträge 
einzelner erneuerbarer Energieträger zur Deckung des 
Energiebedarfs zum Beispiel als realisierbare Solarf lä-
chen pro EinwohnerIn angegeben werden, als Produk-
tionsf lächen für land- bzw. forstwirtschaftlich herge-
stellte Energieträger aus Biomasse oder als angestrebte 
Windenergiegewinnung pro Person bzw. pro Arbeits-
platz. In diese Abschätzungen sind – abgestimmt auf 
den jeweiligen Untersuchungsraum – umweltfreundli-
che Produktionsweisen, Schutz und Entwicklung von 
Siedlungsräumen, Wirtschaftsräumen sowie von öko-
logischen Ausgleichsf lächen und Erholungsf lächen zu 
integrieren. Ein weiterer wesentlicher Aspekt ist das 
Festlegen von Energietechnologien bzw. deren Antei-
len an der Energieversorgung in entsprechenden re-
gionalen Technologienetzwerken. Ressourcenbereit-
stellungsf lächen sind für die gewählten energetischen 
Rohstoffe zu sichern. Dafür stehen verschiedene pla-
nerische Möglichkeiten zur Verfügung, wie zum Bei-
spiel die Ausweisung von Vorrang- bzw. Eignungsf lä-
chen für bestimmte erneuerbare Energieträger (z. B. 
Windenergie), aber auch von Ausschlussf lächen, um 
Nutzungskonf likte zu vermeiden. Schlussendlich sind 
die Standorte der Energieversorgungsanlagen durch 
entsprechende Widmungen auszuweisen.17

Wie diese Aufgaben in der örtlichen Raumplanung 
umgesetzt werden können, soll durch die vorliegende 
Publikation aufgezeigt werden: zunächst wird darge-
stellt, wie die Grundlagenauf bereitung für die örtliche 
Raumplanung aus energieraumplanerischer Sicht zu 
ergänzen wäre. In der Folge wird für die drei wesentli-
chen Planungsinstrumente örtliches Entwicklungskon-
zept, Flächenwidmungsplan und Bebauungsplan dar-
gestellt, welche Inhalte sinnvollerweise aufzunehmen 
wären. In diesem Zusammenhang wird die Bedeutung 
von Kommunikationsprozessen für die Umsetzung 
energieraumplanerischer Ziele und Maßnahmen erläu-
tert. Abschließend werden Kosten und Nutzung der 
Energieraumplanung diskutiert.

Diese Publikation versteht sich als Impuls und Denk-
anstoß, um Prinzipien der Energieraumplanung in ört-
lichen Entwicklungskonzepten, Flächenwidmungs- 
und Bebauungsplänen umzusetzen. Sie erhebt keinen 
Anspruch auf Vollständigkeit und liefert auch kein all-
gemeingültiges Kochrezept. Wie die Energiewende 
mit raumplanerischen Mitteln in einzelnen Gemein-
den unterstützt werden kann, ist von sehr unterschied-
lichen Einf lussfaktoren abhängig, die einer lokalen Be-
trachtung und Abwägung bedürfen. Die wesentlichen 
Kernaspekte und Gesetzmäßigkeiten dafür werden in 
dieser Publikation auf bereitet. Dadurch ist auch dieses 
„Impulsbuch“ von einem Handbuch abzugrenzen, da 
ein Handbuch abgestimmt auf den jeweiligen rechtli-
chen Rahmen präzise Handlungsanleitungen und Ar-
beitsanweisungen geben sollte. Wir laden die Leserin-
nen und Leser dieser Publikation dazu ein, die hier 
angestoßene Diskussion weiterzuführen!
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2.	 SYSTEMZUSAMMENHÄNGE IN 
DER ENERGIERAUMPLANUNG

DIE RÄUMLICHEN DIMENSIONEN von 
Energieverbrauch und Energieversorgung betreffen im 
wesentlichen die Verbrauchskategorien Wärme, Elek
trizität und Mobilität. Diese Kategorien sind auch in 
Energiekonzepten zu finden. Dazu kommt noch die 
graue Energie, also jene Energie, die für die Erzeugung 
von Gütern, Dienstleistungen, Gebäuden etc. aufge-
wendet werden muss. KonsumentInnen sehen die 
graue Energie also nicht auf der Energierechnung, sie 
wird mit den jeweiligen Produkten mitgekauft. Damit 
hat man auch keinen direkten Einf luss darauf, wieviel 
graue Energie in einem Produkt vorhanden ist. Es be-
steht nur die Möglichkeit, in der Herstellung beson-
ders energieintensive Produkte zu vermeiden. Im 
raumplanerischen Kontext gibt es dafür vielfältige 
Spielräume. Für Gemeinden bedeutet dies z.B. sich 
mit der Ausgestaltung der Infrastruktur auseinander 
zu setzen, d.h. ein kompakteres Straßennetz und 

schmälere Asphaltbänder oder ein kompakteres Ka-
nalnetz – was eine kompakte Siedlungsentwicklung 
voraussetzt – brauchen weniger graue Energie für de-
ren Herstellung. In diesem Sinne sollte z.B. die zu-
künftige Siedlungsentwicklung weitgehend mit beste-
hender technischer Infrastruktur (Straße, Kanal etc.) 
auskommen. In den folgenden Kapiteln werden nun 
jeweils für diese Kategorien des Energieverbrauchs die 
aus energieraumplanerischer Sicht relevanten systemi-
schen Zusammenhänge zwischen Raumstruktur und 
Energieverbrauch umrissen.18 
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2.1	 STROM, WÄRME, GAS

Die letzten Jahrzehnte haben die österreichische Ener-
gieinfrastruktur tiefgreifend verändert: Unser Land 
weist eine engmaschige Verteilungsinfrastruktur für 
Elektrizität und Gas auf, in vielen Siedlungsräumen 
stehen darüber hinaus Verteilungsnetze für Wärme 
zur Verfügung. Die Erfordernisse des Klimaschut-
zes haben dazu geführt, dass europaweit und auch in 
Österreich Bereitstellungstechnologien auf der Ba-
sis erneuerbarer Ressourcen wie Windkraft und Pho-
tovoltaik aber auch Biomasse verstärkt in das Energie-
system eingebaut wurden und auch in Zukunft weiter 
ausgebaut werden.

Diese Entwicklungen erfordern es, die räumliche Be-
deutung von Energietechnologie und Energielogistik 
neu zu denken. Generell führen diese Entwicklungen, 
insbesondere die verstärkte Bedeutung von erneuer-
baren Energien und die Notwendigkeit der Steigerung 
von Energieeffizienz, zu einer „Ver-Räumlichung“ des 
Energiesystems: Energietechnologie und Logistik for-
men die Nutzung des Raumes und werden im Ge-
genzug von räumlichen Parametern und Gegebenhei-

ten definiert. Um diese Wechselwirkung richtig in die 
Raumplanung einbeziehen zu können ist es unerläss-
lich, einige technische Rahmenbedingungen von Ener-
giesystemen mit starkem Raumbezug zu analysieren.

2.1.1	 Wandelbare Energie und 
Energiedienstleistungen

Nach dem Ersten Hauptsatz der Thermodynamik 
kann Energie nicht „verbraucht“ sondern nur umge-
wandelt werden. Die gesellschaftlich nutzbaren Ener-
gieformen Strom, Wärme und stoff liche Energieträger 
wie Gas, f lüssige und feste Brennstoffe sind ineinan-
der umwandelbar. Sie können in unterschiedlichsten 
Konfigurationen dazu genutzt werden Energiedienst-
leistungen, die von der Gesellschaft nachgefragt wer-
den, bereitzustellen. Energiedienstleistungen schlie-
ßen den Grund für den Energiebedarf mit ein, d.h. das 
menschliche Bedürfnis, das hinter einem Energiever-
brauch steht. 
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Am Beispiel der Energiedienstleistung „warmer Raum“ 
kann erläutert werden, wie das Denken in Energie-
dienstleistungen Handlungsmöglichkeiten verändert: 
Es geht dann nicht mehr alleine um das Bereitstellen 
von Wärme, sondern um einen Mix an Technologien, 
d.h. der Wärmedämmung und der Energiebereitstel-
lung, und eines entsprechenden NutzerInnenverhal-
tens, welche die Erfüllung dieser Energiedienstleistung 
umsetzen. [I]

Das gut ausgebaute Energieverteilungsnetz erlaubt es, 
Umwandlungstechnologien und Bereitstellungstech-
nologien an ganz unterschiedlichen Orten zu reali-
sieren, um damit Energiedienstleistungen zu erfüllen. 
Bedenkt man darüber hinaus, dass viele Energietech-
nologien erheblichen Raumbedarf aufweisen, so ergibt 
sich eine komplexe Technologie-Raum-Vernetzung, 
die nur systemisch optimiert werden kann. Energie-
raumplanung steht daher mit einer gleichzeitigen 
Technologieoptimierung in einem engen fachlichen 
Zusammenhang. 

Obwohl Energieformen ineinander umgewandelt wer-
den können, gibt die Thermodynamik eine klare Hier-

 [I]	 Unter Energiedienstleistungen werden jene Leistun-
gen zusammengefasst, die durch den gemeinsamen 
Einsatz von Nutzenergie, Umwandlungsgeräten sowie 
Infrastruktur bezogen werden können. Zu den Energie-
dienstleistungen zählen beispielsweise die Bereitstel-
lung von Raumwärme, Warmwasser oder Licht (Ru-
dolph und Wagner 2008; Bossel 2013). 

archie der Qualitäten unterschiedlicher Energieformen 
vor. Für technische Prozesse bedeutet dies, dass Elek-
trizität die höchste Qualität und Wärme auf Umwelt-
temperatur-Niveau die niedrigste Qualität aufweisen. 
Kälte weist ebenfalls eine höhere Qualität auf, vergli-
chen mit Wärme auf Umwelttemperatur-Niveau. Für 
das Verständnis der Umwandlung unterschiedlicher 
Energieformen ineinander lassen sich folgende Fälle 
unterscheiden:

‐--‐ Umwandlung von Energieformen hoher Qualität 
(Strom, Hochtemperaturwärme) in solche gerin-
gerer Qualität (Raumwärme) ist faktisch verlust-
los möglich.

‐--‐ Umwandlung von Wärme in Elektrizität (Kraft-
werk) bedeutet immer eine Aufspaltung der ein-
gesetzten Energie: Ein Teil wird in Strom um-
gewandelt, ein zweiter in Abwärme geringerer 
Temperatur. Der Anteil an Strom steigt, je hö-
her die Temperatur der eingesetzten Wärme ist: 
Ein Gaskraftwerk mit Feuerraumtemperaturen 
über 1.200  °C kann bis über 50  % des Heizwer-
tes in Strom umsetzen (bei Gas- und Dampf-
kraftwerken), ein Organic Rankin Cycle (ORC), 
der Wärme mit 500  °C aus einer Biomassever-
brennung nutzt, kann etwa 15  % dieser Wärme in 
Strom umwandeln. Je geringer die Temperatur der 
Abwärme, desto mehr Stromausbeute, aber desto 
geringer die Möglichkeit, diese Wärme weiter zu 
nutzen (etwa in einem Wärmenetz).
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Aufwertung von Wärme auf eine höhere Tempera-
tur erfordert immer den Einsatz hochwertiger Energie. 
Dies kann entweder Strom sein (Kompressionswär-
mepumpen) oder Wärme hoher Temperatur (Ab-
sorptionswärmepumpe). Die Menge an hochwerti-
ger Energie zum Antrieb der Wärmepumpe ist umso 
geringer, je geringer der Temperaturunterschied zwi-
schen Inputwärme und Nutzwärme ist: Eine Solewär-
mepumpe, die Erdwärme mit 15  °C für Raumheizung 
nutzt, benötigt etwa ein Viertel der Heizenergie als 
elektrische Antriebsenergie. Eine Luftwärmepumpe, 
die Luft von 0  °C für denselben Zweck verwendet, ver-
braucht ca. ein Drittel der Heizenergie an Strom.

Stoff liche Energieträger (Biomasse, Kohle, Öl, Gas) 
können direkt nur Hochtemperatur-Wärme (oder che-
mische Energie) bereitstellen, deren Umwandlung den 
oben beschriebenen Regeln folgt. Das Temperatur-
niveau dieser Wärme reicht von über 1.200  °C (Gas-
feuerung) bis zu etwa 800  °C (Biomassefeuerung). 
Entsprechend unterschiedlich gestalten sich die Wir-
kungsgrade der Umwandlungsprozesse in Strom, wo-
bei immer auch Wärme auf geringem Temperatur-
niveau entsteht. Die thermische Bereitstellung von 
Strom aus stoff lichen Energieträgern ist daher im-
mer eine Koppelproduktion von Strom (Kraft) und 
Wärme. Wird die Wärme weiter genutzt, nennt man 
solche Anlagen Kraft-Wärme Kopplungen (KWK).

Die Speicherung von Energie in stoff liche Energieträ-
ger, z.B. in Batteriesystemen, ist immer mit Energiever-

lust und (oft erheblichen) Kosten verbunden. Neben 
der Art der Umwandlung von einer Energieform in 
eine andere hat auch die Größe der Anlagen Einf luss 
auf den Wirkungsgrad der Umwandlung. Dieser Ein-
f luss ist aber generell von geringerer Bedeutung als je-
ner der Art der Umwandlung. Hier gilt, dass je größer 
die Anlage ist, desto höher ist auch der Umwandlungs-
wirkungsgrad. Dies ist, neben der Möglichkeit des 
Einsatzes aufwändigerer Umweltschutztechnologien, 
ein gewisser Vorteil für zentrale Umwandlungstechno-
logien gegenüber dezentralen Anlagen.

2.1.2	 Energie zur Energiedienst-
leistung transportieren

Je zentralistischer ein Energiesystem aufgebaut ist, 
desto weiter muss Energie von den Anlagen der Ener-
gieumwandlung (Kraftwerken, Heizwerken) zu den 
Orten, an denen eine Energiedienstleistung nachge-
fragt wird (Siedlungen, Industrie und Gewerbe), trans-
portiert werden. Dieser Transport ist immer mit Ver-
lusten behaftet. Je nachdem, wie groß diese Verluste 
pro Kilometer Transportweg sind, kann eine be-
stimmte Energieform oder ein bestimmter Energie-
träger nur lokal, regional oder eben überregional/
kontinental zur Bereitstellung der gewünschten Ener-
giedienstleistung eingesetzt werden.
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Energieträger
Transport-
mi�el

Transport-
distanz
 mit 1 % der 
transportier-
ten Energie 
[km]

Räumlicher 
Kontext

Gülle Traktor 5,6 lokal

Stroh Traktor 12 regional

Hackschnitzel LKW 40 regional

Holzpellets Eisenbahn 460 überregional

Erdöl Schi� 7.800 global

Tabelle 1: Transportaufwand für ausgewählte Energie-
träger und Transportmittel (Transportdistanz, die 1 % 
der transportierten Energie verbraucht). 
Quelle: Narodoslawsky 2014

Tabelle 1 zeigt den Transportenergieaufwand für ei-
nige stoff liche Energieträger von ihrer Produktion bis 
zu Umwandlungsanlagen. In dieser Tabelle ist die Ent-
fernung angegeben, für die 1 % der transportierten 
Energie aufgewendet werden muss. Der Transportauf-
wand ist dabei abhängig von den logistischen Eigen-
schaften und dem Transportmittel. Der Transportauf-
wand ist umso höher, je geringer die Transportdichte 
und der Heizwert des Energieträgers ist. Er ist umso 
niedriger, je geringer die spezifische Transportenergie 
je Tonnenkilometer für das verwendete Transportmit-
tel ist.19

Tabelle 2 zeigt den Transportenergieaufwand (wie-
der angegeben als Transportdistanz, die 1 % der trans-
portierten Energie benötigt) für leitungsgebundene 
Energieformen.20 Aus dieser Tabelle geht hervor, dass 
sowohl (hochgespannte) Elektrizität als auch Gas 
überregionale Netze darstellen. Wärme hingegen ist 

eine strikt lokal transportable Energieform. Die Ener-
gieeffizienz von Wärmenetzen ist insbesondere von 
zwei Faktoren abhängig: der Wärmebedarfsdichte und 
der Temperatur im Wärmenetz. Je dichter die Wär-
meverbraucher räumlich angeordnet sind und je grö-
ßer ihr Wärmeverbrauch ist, desto effizienter ist ein 
Wärmenetz. Bei üblichen Vorlauftemperaturen (d.h. 
die höchste Temperatur im Wärmenetz direkt nach 
der Wärmequelle) von etwa 90  °C ergibt eine Wärme-
bedarfsdichte von 1,5 MWh/m.a [II] einen Netzverlust 
von rund 10  % der transportierten Wärme.

Senkt man die Temperatur im Wärmenetz ab, so ver-
ringert sich der Wärmeverlust erheblich. Bei einer an-
genommenen Temperatur des Erdreichs von etwa 
10  °C beträgt der Wärmeverlust eines Niedertempera-
tur-Netzes mit einer Vorlauftemperatur von 50 °C nur 
mehr die Hälfte verglichen mit einem Wärmenetz mit 
90 °C Vorlauftemperatur.21

2.1.3	 Energie just in time

Je stärker sich das Energiesystem auf erneuerbare 
Quellen abstützt, desto schwieriger wird es, Energiebe-
darf und Energiebereitstellung in Deckung zu bringen. 
Sonnenstrahlung und Wind sind nicht zu jeder Zeit 
verfügbar, Biomasse unterliegt naturbedingten Ernte-
zyklen. Dies bedeutet, dass zeitliches Management von 
Energie, entweder durch die Anpassung des Verbrau-
ches an das Energieangebot (über smart grids [III]) oder 
durch Energiespeicherung notwendig wird.

Von den leitungsgebundenen Energieformen ist Gas 
als stoff licher Energieträger am einfachsten und na-
hezu verlustfrei speicherbar. Dabei dienen sowohl das 
Netz selbst als auch große Krisen-Vorsorgereservoirs 
als Speicher. Wärme ist ebenfalls technisch wenig auf-
wendig (durch Warmwasser-Reservoirs), wenn auch 
nicht verlustfrei speicherbar. Stromspeicherung ist 
technisch aufwendig, teuer und immer mit Verlusten 

 [II]	 Megawattstunden pro Meter und Jahr

 [III]	 Die Technologieplattform Smart Grids Austria defi-
niert smart grids als „Stromnetze, welche durch ein ab-
gestimmtes Management mittels zeitnaher und bidirek-
tionaler Kommunikation zwischen Netzkomponenten, 
Erzeugern, Speichern und Verbrauchern einen ener-
gie- und kosteneffizienten Systembetrieb für zukünftige 
Anforderungen unterstützen“. (Quelle: Lugmaier et al. 
2010)

Energieform

Transportdistanz 
mit 1 % der trans­
portierten Ener­
gie [km] Räumlicher Kontext

Erdgas, Volllast 250 überregional

Elektrizität, 380 kV 100 überregional

Elektrizität, 110 kV 17 regional 

Wärme <1 lokal

Tabelle 2: Transportaufwand für leitungsgebundene 
Energieformen (Transportdistanz, die 1 % der transpor-
tierten Energie verbraucht). Quelle: Narodoslawsky 2014
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behaftet. Generell sind die Kosten für Stromspeiche-
rung pro gespeicherter kWh um das Zehn- bis Hun-
dertfache teurer als die Speicherung von Wärme.22

Neben der direkten Speicherung kann elektrische 
Überschussenergie auch zur Herstellung von stoff li-
chen Energieträgern verwendet werden. Dabei wird 
elektrolytisch Wasserstoff aus Wasser gewonnen, der 
durch chemische Reaktion mit CO2 aus Verbren-
nungsabgasen zu Methan (und auch weiteren, f lüssi-
gen Kohlenwasserstoffverbindungen) verarbeitet wer-
den kann. Wirkungsgrade von bis zu 70  % für die 
Bereitstellung von Wasserstoff bzw. 65  % für die Er-
zeugung von Methan können dabei erreicht wer-
den. Wird aus dem hergestellten Energieträger wie-
der Strom generiert, so sind Gesamtwirkungsgrade 
bei Strom – Wasserstoff – Strom von etwa 40  % bzw. 
bei Strom – Methan – Strom von etwa 35  % zu erwar-
ten.23

Schließlich kann auch die Umwandlung (einfach 
speicherbarer) stoff licher Energieträger in Strom und 
Wärme dazu verwendet werden, Bedarfslücken zu 
schließen und Verteilungsnetze zu stabilisieren. Ne-
ben dem Einsatz fossiler Energieträger (Kohle, Öl und 
Gas) in Kraftwerken kommen dazu auch Biomasse- 
bzw. Biogas-KWK in Frage. Vergleicht man die Kosten 
für die „just in time“ Produktion von Strom, so sind 
KWK Anlagen auf Basis biogener Energieträger der-
zeit teurer als mechanische Speicher (etwa bei Pump-
speicher-Kraftwerken), aber billiger als die Speiche-
rung von Strom in Batterien oder auch in Form von 
Wasserstoff und Methan.24

Je mehr Bedeutung zeitabhängige Energiequellen im 
Energiesystem bekommen, desto wichtiger werden da-
her Technologien, die zwischen verschiedenen Ver-
teilungsnetzen vermitteln können. Dies können etwa 
Biogas-Anlagen sein, die an den Knotenpunkten von 
Strom-, Gas- und Wärmenetzen stehen. Diese Anla-
gen können Biogas speichern oder (nach Reinigung) 
in das Gasnetz einspeisen und bei Bedarf Strom und 
Wärme bereitstellen, wobei Wärme gespeichert und 
damit von der Stromproduktion teilweise entkop-
pelt werden kann. Es können aber auch gasbetriebene 
KWK-Anlagen bei Endkunden oder an der Kreuzung 
von Strom-, Gas- und Wärmenetzen sein, die bei Be-
darf Strom produzieren und Wärme (möglicherweise 
nach Speicherung) verteilen. Schließlich können auch 
Wärmepumpen die elektrische Überschussenergie zur 
Aufwertung von Umweltwärme zu Heizwärme nutzen, 
die (gegebenenfalls nach Speicherung) verteilt oder 
vor Ort verbraucht wird.

2.1.4	 Energie und Fläche

Die Bereitstellung von Energieträgern bzw. Energie-
umwandlung benötigt generell Fläche. Abb. 2 zeigt 
den Energieertrag pro Fläche für einige Energieträger 
bzw. Energiequellen. Je höher der Energieertrag pro 
Fläche ist, desto geringer ist der Flächenbedarf zur Be-
reitstellung, sodass eher auch große, zentrale Techno-
logien eingesetzt werden können. Grundsätzlich wäre 
der Ertrag an Solarwärme sehr hoch, allerdings ist hier 
eine großtechnische Bereitstellung auf Grund der gro-
ßen Netzverluste beim Transport von Wärme unmög-
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lich. Es ist auch klar ersichtlich, dass fossile Energie-
träger – hier am Beispiel Erdöl – relativ wenig Fläche 
benötigen und daher faktisch Punktressourcen dar-
stellen – allerdings wird der Aspekt des „geborgten 
Landes aus der Vergangenheit“ dabei nicht berücksich-
tigt. Dies ist ein Grund für das sehr zentralisierte Sys-
tem der Nutzung dieser Ressourcen.

Wasserkraft und auch Elektrizität aus direkter Nut-
zung von Solarenergie (PV und konzentrierte Solar-
energie zur thermischen Strombereitstellung) zei-
gen ebenfalls mittlere Flächenerträge. Damit können 
für diese Technologien zentrale Großanlagen sinnvoll 
sein. Dies gilt auch für Windkraft, wobei hier Mehr-
fachnutzungen der Fläche möglich sind und sie daher 
nicht in die Abbildung aufgenommen werden konnte.

Der Energieertrag von Biomasse ist jedoch gering. 
Zentrale Großanlagen erfordern hier extensiven Sam-
meltransport der Rohstoffe. Das ist nur dann mög-
lich, wenn entweder hochwertige Ressourcen verwer-
tet werden oder die biogenen Rohstoffe entsprechend 
auf bereitet werden, etwa durch Trocknung und Pelle-
tierung.

2.1.5	 Räumliche Voraussetzungen 
für Energieeinsparung

Die bedeutendste Wärmenutzung wird mit der Bereit-
stellung von Raumheizung und Warmwasser verbun-
den. In diesen Bereichen hat Raumplanung wesentli-
che Auswirkungen auf den Energieverbrauch und auf 
die Möglichkeiten, Raumwärme und Warmwasser be-
reit zu stellen. Betrachten wir zunächst einmal die 
räumliche Dimension des Energieverbrauchs:25 We-
sentliche Kriterien sind hier eine effiziente Bauland-
nutzung durch das Erreichen einer maßvollen Verdich-
tung, sowie die Wahl von kleinklimatisch günstigen 
Standorten. Zu ersterem ist festzustellen, dass auf-
grund der günstigeren Oberf lächen-Volumenverhält-
nisse mehrgeschossige Wohnbauten bei gleichem 
Baustandard deutlich energieeffizienter sind als zum 
Beispiel Reihenhäuser, die wiederum effizienter sind 
als Doppelhäuser oder freistehende Einfamilienhäuser. 
In dieser Reihenfolge nimmt die Energieeffizienz der 
Bebauungstypen ab, beziehungsweise nimmt der bau-
technische Aufwand (und damit die graue Energie) 
zur Erreichung einer bestimmten Energiekennzahl zu.

Bei der Standortwahl kann auf die lokalklimatischen 
Bedingungen wie Verschattung durch bereits errich-
tete Gebäude, Bepf lanzung oder auch durch große 
Berge, Hügel etc. sowie Windexposition Rücksicht ge-
nommen werden. Topografie und Exposition sollten 
bei der Standortwahl bedacht werden (vgl. Abb. 3):26 

ABB. 3:   DER EINFLUSS DER STANDORTWAHL AUF DEN 
ENERGIEVERBR AUCH

Quelle: eigene Bearbeitung nach Energie.Agentur.NRW 2008, Trebersburg 1999
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so sind zum Beispiel Wärmeverluste in Kuppen- oder 
Muldenlagen im Vergleich zur Ebene deutlich höher. 
Möglichst zu vermeiden sind auch Nordhänge, da hier 
durch die Beschattung der Heizenergiebedarf steigt 
(vgl. Abb. 3). Im Vergleich zur Ebene weisen Kup-
penlagen einen etwa 10  % höheren Wärmebedarf auf, 
Nordhänge sogar 15  % und mehr. Demgegenüber ist 
ein Südhang im Vergleich zur Ebene etwa 15 –17  % 
günstiger. Weiter wirkt der Wärmeinseleffekt von 
Städten um etwa 15  % senkend auf den Heizenergie-
bedarf, dafür nimmt jedoch der Kühlbedarf zu. Die 
größten Wärmeverluste weisen Muldenlagen auf, da 
hier durch die Ausbildung von Kaltluftseen etwa ein 
20 – 25  % höherer Energiebedarf zu erwarten ist.27

Obwohl Stromeinsparungspotenziale durch techni-
sche Maßnahmen im Einzelfall oft sehr groß sein kön-
nen, ist mit einem Anstieg des Elektrizitätsverbrauchs 
zu rechnen. Dies kann u.a. mit einem Ausbau der 
Elektromobilität, mit industriellen Anwendungen, mit 
der Nutzung von oberf lächennaher Geothermie mit-
tels Wärmepumpen u.v.m. begründet werden. Kom-
munale Energiestrategien sollten daher versuchen, alle 
Einsparpotenziale auszuschöpfen, um Ressourcen für 
neue Nutzungen, speziell in der Mobilität oder auch 
für industrielle Anwendungen, bereitstellen zu kön-
nen. Dies bedeutet u.a. auch, in der Wärmeversorgung 
wenn sinnvoll auf leitungsgebundene Energieträger zu 
setzen und für die Wärmeversorgung den Strombedarf 
auf ein Minimum zu begrenzen bzw. mit gebäudeinte-
grierter Photovoltaik bereitzustellen.

2.1.6	 Räumliche Voraussetzungen 
für eine effiziente Energie-
versorgung

Wärme wird in verschiedenen Temperaturniveaus ver-
wendet. Das höchste Temperaturniveau stellt Prozess-
wärme in industriellen Prozessen dar. Hier werden 
Temperaturen von deutlich über 100  °C und auch re-
lativ hohe Drücke erreicht. Für Raumheizung mit Ra-
diatorenheizungen und Warmwassererzeugung wer-
den Temperaturniveaus von 70  °C bis knapp unter 
100  °C benötigt. Schlussendlich kann Niedertempe-
raturwärme für Raumheizung und industriell-gewerb-
liche Prozesse sowie in der Landwirtschaft, z.B. zum 
Holztrocknen, Getreidetrocknen, Beheizen von Glas-
häusern, Aquakulturen oder Ställen etc. verwendet 
werden.28 Werden diese Temperaturniveaus in einem 
Fernwärmenetz hintereinander angeordnet, kann die 
einmal gewonnene Wärme in sogenannten „Energie-
kaskaden“ optimal genutzt werden (vgl. Abb. 4). Da-
bei wird die Wärme idealerweise nicht in einem Heiz-
werk erzeugt, sondern ist als Abwärme aus z.B. der 
Stromgewinnung, der Müllverbrennung oder aus ei-
nem industriellen Prozess verfügbar. Der Erfolg dieser 
Art der Wärmenutzung ist von den räumlichen Gege-
benheiten und dem Vorhandensein potenzieller Wär-
meabnehmerInnen in einem engen räumlichen Kon-
text abhängig.

Wird nun eine Wärmeversorgung in einer Gemeinde 
geplant, beziehungsweise werden die Potenziale dafür 
ermittelt, so sind zunächst mögliche industrielle oder 

Quelle: eigene Bearbeitung

ABB. 4:   EFFIZIENTE ENERGIESYSTEME DURCH DIE R ÄUMLICHE 
ABSTIMMUNG VON NUTZUNGEN UND DIE SCHAFFUNG VON 
ENERGIEK ASK ADEN
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sonstige Abwärmepotenziale, zum Beispiel aus Kläran-
lagen, zu erheben. Sind solche Potenziale vorhanden, 
so wäre jedenfalls nach einem wirtschaftlich betreib-
baren Fernwärmenetz zu suchen. Dadurch könnte eine 
effizientere Nutzung der bereits vorhandenen und auf-
gewendeten Energie in der Gemeinde erzielt werden. 
Werden neue Energieversorgungseinrichtungen ge-
plant, so sind aus Klimaschutzsicht erneuerbare Ener-
gieträger eindeutig zu bevorrangen, was auch entspre-
chende positive regional-ökonomische Effekte hat. 
Darüber hinaus sind aus Emissionsschutzsicht und Ef-
fizienzgründen leitungsgebundene Wärmeversorgun-
gen einer Vielzahl von Einzelanlagen vorzuziehen, so-
fern eine entsprechend hohe Wärmedichte vorhanden 
ist. [IV]

Ein Aspekt dabei ist auch die Gewinnung von Wärme 
durch Sonnenkollektoren, die wiederum von raumpla-
nerischen Entscheidungen beeinf lusst wird: so hat die 
Ausrichtung von Dachf lächen einen wesentlichen Ein-
f luss darauf, ob Solaranlagen auch unter Erwägung 
des Ortsbildes errichtet werden können und wie hoch 
deren Ertrag sein kann. Weiters führen Solaranlagen 
zu einem verminderten Wärmebedarf in Fernwärme-
netzen, was bei deren Auslegung berücksichtigt wer-
den muss, und treten in Flächenkonkurrenz zu ge-
bäudeintegrierten Photovoltaikanlagen.

Grundsätzlich ist eine Synergie von Wärme- und Elek-
trizitätsversorgung zu suchen, da z.B. in Blockheiz-
kraftwerken mit Kraft-Wärmekopplungen sowohl 
Strom als auch Wärme erzeugt werden können. Darü-

 [IV]	 siehe Tool „Energiezonenplanung“ (Stöglehner et al. 
2011a)

ber hinaus können Stromüberschüsse aus Wind- oder 
PV-Erzeugung in Wärme umgewandelt werden, um 
den Bedarf an Stromspeichern oder Leitungskapazi-
täten zu reduzieren. Ein weiterer wesentlicher Vorteil 
von Wärmenetzen liegt in der Nutzung von Energie-
kaskaden. Um diese Potenziale zu nutzen, ist es daher 
notwendig zu wissen, wie sich der Energieverbrauch 
in der Gemeinde räumlich verteilt, welche Einsparpo-
tenziale an Wärmeenergie vorhanden sind, wo poten-
zielle Wärmequellen vorhanden sind, und wie daher 
ein Fernwärmenetz konfiguriert werden kann. Wenn 
eine leitungsgebundene Versorgung nicht möglich ist, 
so wären erneuerbare Energieträger bei der Umstel-
lung der Energieversorgung zu bevorrangen.

Eine bedeutende Determinante für die Effizienz von 
Leitungsnetzen ist die Frage, ob diese Netze in funk-
tionsgemischten Strukturen errichtet werden können. 
Dies lässt sich mit dem tageszeitlichen Verlauf der Ener-
gienachfrage begründen: In Wohngebieten sind Ver-
brauchsspitzen üblicher Weise am Morgen sowie am 
Abend zu erwarten. Untertags sind die BewohnerInnen 
vielfach nicht zu Hause, an ihren Arbeitsstätten oder 
in den Schulen etc. Kann nun eine Nutzungsmischung 
von Wohnen, Arbeiten, Versorgen, Bilden etc. in enger 
räumlicher Nähe erzielt werden, so werden sich in ei-
nem Netz auch die Tagesgänge des Energieverbrauchs 
der einzelnen Nutzungen tendenziell ausgleichen. Da-
mit sind Energienetze auch über den Tag verteilt effi-
zienter zu betreiben, da sich das Verhältnis von Spit-
zenlast und Grundlast mit hoher Wahrscheinlichkeit 
günstiger entwickelt. Dieser Zusammenhang kann über 
die Volllaststunden ausgedrückt werden. In funktions-
gemischten Gebieten können z.B. Wärmenetze mit bis 
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zu 4.500, in Einzelfällen bis zu 6.000 Volllaststunden 
pro Jahr betrieben werden, in reinen Wohngebieten je-
doch nur mit 1.500 bis 2.200 Volllaststunden29 Dies be-
stimmt die Energieeffizienz und Wirtschaftlichkeit von 
Wärmenetzen in hohem Maße.

Eine wesentliche energieraumplanerische Aufgabe be-
steht darin, einen unter den lokalen und regionalen 
Gegebenheiten sinnvollen Energieträgermix und da-
mit verbundenen Energietechnologiemix zur Deckung 
des Energiebedarfs festzulegen. Dabei sind Flächenver-
fügbarkeit sowie Raum- und Umweltverträglichkeit zu 
erwägen. Damit liefert Energieraumplanung wesentli-
che Entscheidungsgrundlagen für die Ausgestaltung 

des Energiesystems. In weiterer Folge sind dann die je-
weiligen Energiegewinnungstechnologien unter der 
Berücksichtigung der räumlichen und zeitlichen Ver-
fügbarkeit zu dimensionieren. Davon wiederum hängt 
ab, ob und in welchem Umfang Energiespeicher, Ener-
gieleitungen bzw. die Verschaltung der Energiesysteme 
notwendig und möglich ist, um zum einen eine Ver-
sorgungssicherheit herzustellen und zum anderen die 
erneuerbar gewonnene Energie möglichst verlustarm 
regional nutzen zu können. So entstehen Entschei-
dungsschleifen zwischen Energieraumplanung und 
Energieplanung, wobei jede Entscheidung zur Ausge-
staltung des Energiesystems an die räumlichen Mög-
lichkeiten rückzubinden ist. 

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass die raumplanerische Bedeutung für die Versorgung mit Strom, 
Wärme und Gas darin liegt:

‐--‐ Energieeffizienz durch Funktionsmischung, maßvolle Dichte und Innenentwicklung sicherzustellen;

‐--‐ durch eine geeignete Standortwahl und geeignete städtebauliche Konzepte den Energieverbrauch zu senken 
und die Energiegewinnung in den Städten und Ortschaften zu fördern, z.B. durch das Verfolgen von Bebau-
ungskonzepten, die eine gebäudeintegrierte Energiegewinnung ermöglichen, u.a. durch die aktive und passive 
Nutzung der Solarenergie;

‐--‐ leitungsgebundene Energieträger und die kaskadische Wärmenutzung durch Funktionsmischung, maßvolle 
Dichte und Innenentwicklung zu fördern, und gleichzeitig ungenutzte Abwärmepotenziale z.B. aus Industrie 
oder Kläranlagen nutzbar zu machen;

‐--‐ das Ressourcenpotenzial für die Versorgung mit lokal bzw. regional verfügbaren erneuerbaren Energieträgern 
abzuschätzen und einen raumverträglichen Energieträgermix vorzuschlagen;

‐--‐ entsprechende räumliche Voraussetzungen für eine regionale, dezentrale Energiegewinnung zu schaffen bzw. 
zu erhalten, d.h. die Freihaltung von Ressourcenbereitstellungsf lächen, Korridoren für Energieleitungen und 
das Sichern von Standorten für Energiegewinnungsanlagen
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2.2	 MOBILITÄT

Der Zusammenhang zwischen räumlichen Strukturen 
und Mobilitätsbedarf ist hinlänglich bekannt:30 räum-
liche Strukturen determinieren nicht nur Wegelänge 
und Wegedauer sowie die Optionen für die Verkehrs-
mittelwahl, sondern bestimmen auch die Möglich-
keiten, öffentlichen Verkehr effizient und nutzerIn-
nenfreundlich bereitstellen zu können. Damit wirken 
Raumstrukturen direkt auf das Mobilitätsverhalten 
jedes bzw. jeder Einzelnen. In funktionsgemischten, 
maßvoll dichten und kompakten räumlichen Struk-
turen lässt sich das Prinzip der kurzen Wege optimal 
umsetzen, sodass hier der Umweltverbund aus Zu-
Fuß-Gehen, Radfahren und öffentlichem Verkehr at-
traktiver ist und auch wesentlich mehr genutzt wird 
als in dispersen Siedlungsstrukturen, in denen die Au-
toabhängigkeit massiv steigt. Mit einer ausreichenden, 
maßvollen Siedlungsdichte soll weiter sichergestellt 
werden, dass Verkehrsinfrastruktur und öffentlicher 
Verkehr ökonomisch effizient und qualitätsvoll ange-
boten werden können.

Jene funktionsgemischten, maßvoll verdichteten und 
kompakten Raumstrukturen, die bereits aus Sicht 
von Wärme und Elektrizität zu bevorzugen sind, wir-
ken auch auf die energetischen Aspekte der Mobilität 
günstig. Es sind auch jene Strukturen, die in ver-
schiedenen planerischen und städtebaulichen Leitbil-
dern zur Herstellung einer hohen Lebensqualität an-
gestrebt werden. Auch in Dokumenten u.a. der 
Europäischen Kommission oder der UNEP, dem 
Umweltprogramm der UNO, werden derartige 
Raumstrukturen aus vielfachen Gründen favori-
siert.31 Durch die Abstimmung von Siedlungsent-
wicklung und Mobilitätskonzepten soll erreicht wer-
den, dass Siedlungsstrukturen geschaffen werden, die 
zur Nutzung des Umweltverbundes einladen, ohne 
auf sinnvolle und notwendige Autofahrten verzichten 
zu müssen. Es soll vermieden werden, durch die 
räumlichen Voraussetzungen die Bevölkerung vom 
Auto abhängig zu machen, um dann mit Verboten, 
Gebühren etc. die Menschen vom Autofahren mög-
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lichst fernzuhalten. Letzteres führt verständlicher-
weise häufig zu Frust und Ablehnung, die durch eine 
kluge Raumplanung und Siedlungsgestaltung vermie-
den werden könnten. Auf lokaler Ebene sollten Funk-
tionsmischung, maßvolle Verdichtung und kompakte 
Siedlungsentwicklung damit einhergehen, die kom-
munale Mobilitätsplanung nicht wie bisher oft pri-
mär am Autoverkehr, sondern am Fuß- und Radver-
kehr auszurichten, um alle räumlichen Nutzungen 

und Funktionen auf kurzem Wege miteinander zu 
verbinden. FußgängerInnen und RadfahrerInnen re-
agieren sensibel auf Umwege. Daher ist die Durchläs-
sigkeit von Siedlungsstrukturen für den nichtmotori-
sierten Individualverkehr möglichst hoch zu halten. 
Schwerpunkte der Ortsentwicklung sollten an den 
Haltepunkten leistungsfähiger und attraktiver öffent-
licher Verkehrsmittel ausgerichtet werden, und zwar 
sowohl auf lokaler als auch regionaler Ebene.32

Zusammenfassend kann Raumplanung dazu dienen, den Mobilitätsbedarf im Sinne von zurückgelegten Di-
stanzen zu senken und die Verkehrsmittelwahl ohne Einschränkung der persönlichen Freiheit auf den Um-
weltverbund zu lenken. Dies bedarf:

‐--‐ funktionsgemischter, kompakter Siedlungsstrukturen auf lokaler und regionaler Ebene;

‐--‐ der Ausrichtung des primären Wegenetzes einer Gemeinde am Fuß- und Radverkehr;

‐--‐ der Konzentration von lokalen und regionalen Siedlungsschwerpunkten an Haltepunkten des leistungsfähi-
gen öffentlichen Verkehrs;

‐--‐ des Anstrebens einer ausreichenden Dichte an EinwohnerInnen und Arbeitsplätzen, um öffentlichen Verkehr 
effizient anbieten zu können.



--- 24 ---

2. SYSTEMZUSAMMENHÄNGE IN DER ENERGIER AUMPLANUNG

2.3	 GRAUE ENERGIE

Im Zusammenhang mit neuen Baulandentwicklungen 
stellt die graue Energie einen wesentlichen Faktor dar, 
der mit Raumplanung beeinf lusst werden kann. Unter 
grauer Energie wird jene Energie verstanden, die für 
die Herstellung von Produkten benötigt wird und die-
sen als ökologischer „Rucksack“ innewohnt, wie etwa 
die Energie für die Erzeugung von Ziegeln, Asphalt, 
Beton etc. bei der Errichtung von Gebäuden und öf-
fentlicher Infrastruktur. 

Aus vielen Berechnungen mit dem ELAS-Rechner [V] 
geht hervor, dass die graue Energie für die Errichtung 
der öffentlichen Infrastruktur einen wesentlichen An-
teil an der Gesamtenergiebilanz einer Siedlung ein-
nimmt, der wesentlich höher ist als die graue Energie 
in den Gebäuden.33 In Einfamilienhausgebieten kann 
bei großzügigen Parzellenkonfigurationen ab 1000  m2 
mehr als die Hälfte der Gesamtenergiebilanz einer 

 [V]	 Der ELAS-Rechner ist ein Online-Tool, mit dem beste-
hende oder geplante Wohnsiedlungen in ihrer Gesamt-
heit unter Berücksichtigung raumplanerischer Kriterien 
energetisch charakterisiert und damit verbundene Um-
welt- und sozioökonomische Auswirkungen ermittelt 
werden können (Stöglehner et al. 2011b). Der Rechner 
ist im Internet unter www.elas-calculator.eu frei verfüg-
bar.

Siedlung auf die graue Energie der öffentlichen Infra-
struktur zurückzuführen sein. Dieser Anteil kann bei 
maßvoller Verdichtung auf ca. 15 % reduziert werden. 
Daher ist die raumplanerische Konzeption eine we-
sentliche Stellgröße für den Gesamtenergieverbrauch 
einer Siedlung. Raumplanerische Entscheidungen be-
stimmen daher ganz wesentlich, wie effizient diese 
graue Energie eingesetzt wird.

Zunächst ergibt sich daraus, entlang bestehender Inf-
rastruktur das Bauland effizient zu nutzen, d.h. Baulü-
cken zu schließen und – wenn sich die Gelegenheit 
bietet – nachzuverdichten, z.B. indem aus einem Ein-
familienhaus durch Teilung ein Zweifamilienhaus für 
mehrere Generationen entsteht. Des weiteren ist im 
Mehrfamilienhausbereich die Aufstockung einer be-
stehenden Siedlung siedlungsstrukturell energieeffi-
zienter, als eine Siedlungserweiterung „auf der grü-
nen Wiese“ mit neuer Erschließung umzusetzen. Die 
Berücksichtigung der grauen Energie spricht massiv 
für eine Innenentwicklung, die üblicherweise mit ei-
nem deutlich geringeren (bis keinem) Infrastruktur-
aufwand verbunden ist als eine Baulanderweiterung. 
Darüber hinaus kann die Gestaltung des öffentlichen 

http://www.elas-calculator.eu
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Raumes wesentlichen Einf luss auf die graue Energie 
haben, z.B. indem Asphaltbänder in den Straßen mög-
lichst schmal gehalten werden.

Die graue Energie in den Gebäuden ist bis zu einem 
Faktor 10 geringer als die graue Energie in den Infra-
strukturanlagen. Üblicherweise ist sie auch deutlich ge-
ringer als die Energie für den laufenden Betrieb der 
Gebäude (d.h. Wärme und Strom). Damit zahlt sich Sa-
nierung mit Wärmedämmung energetisch immer aus, 
meist amortisiert sie sich energetisch auch relativ kurz-
fristig. Wegen der grauen Energie ist auch der Sanierung 
von Gebäuden und Anlagen in der Regel gegenüber ei-
nem Abriss und Neubau der Vorzug zu geben.

Bezüglich der aus Energieeffizienz wünschenswerten 
höheren Dichte ist anzumerken, dass Dichtemaße un-
ter Berücksichtigung der Lebensqualität in städti-
schen, suburbanen, kleinstädtischen und ländlichen 
Kontexten unterschiedlich zu beurteilende Grenzen 
haben. Eine zu hohe Dichte verursacht Fluchtbewe-
gungen, die sich nicht nur in mehr Freizeitmobilität 
niederschlagen können, sondern auch in dem Wunsch 
der BewohnerInnen, in eine maßvoller verdichtete 
Wohnform zu übersiedeln.34 Dies erhöht wiederum 
tendenziell den Baulanddruck und die mit den Bau-
vorhaben verbundenen negativen Umwelteffekte.

Zusammenfassend ist festzustellen, dass die städtebauliche Gestaltung eines Gebietes einen wesentlichen 
Einf luss auf die graue Energie hat:

‐--‐ im Neubaubereich verursacht die graue Energie in Infrastruktur und Gebäuden einen hohen Anteil des Ge-
samtenergieverbrauchs einer Siedlung, wobei Mehrfamilienhausgebiete wesentlich effizienter sind als Einfa-
milienhausgebiete;

‐--‐ durch eine höhere Dichte kann graue Energie eingespart werden;

‐--‐ Innenentwicklung und effiziente Baulandnutzung (Nachverdichtung, Baulückenschluss, keine „Riesenparzel-
len“ etc.) reduzieren den Aufwand für die graue Energie der öffentlichen Infrastruktur;

‐--‐ vielfach wäre unter Berücksichtigung der grauen Energie einer Sanierung von Siedlungen auch der Vorzug 
vor Neubau und Abriss zu geben.
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3.	 HANDLUNGSFELDER DER 
ENERGIERAUMPLANUNG
FÜR DIE ENERGIERAUMPLANUNG er-

geben sich aus den obigen Ausführungen daher meh-
rere Handlungsfelder bezüglich Energieverbrauch und 
Energieversorgung, die auch im Rahmen der ÖR EK-
Partnerschaft „Energieraumplanung“ erkannt und wie 
folgt zusammengefasst wurden:35

1.	 Energieraumplanerische Handlungsfelder für 
mehr Energieeffizienz:

‐--‐ „Stärkung von Zentralität und kurzen Wegen“: 
Nach dem Prinzip Nähe soll eine gute Erreichbar-
keit zentralörtlicher Einrichtungen in Gemeinden 
und Regionen hergestellt werden, und gleichzeitig 
die kritische Masse für Auslastung und effizienten 
Betrieb öffentlicher Infrastruktur, Nahversorgung 
etc. erreicht werden.

‐--‐ „Anstreben von Dichte und Funktionsmischung“: 
Dies geht mit der Stärkung von Zentralität und 
kurzen Wegen Hand in Hand. Diese wesentli-
chen Stellgrößen für die räumliche Entwicklung, 
die in verschiedenen planerischen Leitbildern bis 
dato zur Erreichung von Lebens- und Wohnqua-
lität propagiert wurden, erhalten durch die Ener-

gieraumplanung eine weitere Bedeutung, um 
strukturelle Energieeffizienz und Versorgung zu 
forcieren.

‐--‐ „Innen- vor Außenentwicklung“: Um die oben ge-
nannten Prinzipien umsetzen zu können, ist ein 
möglichstes Halten der Siedlungsränder sowie das 
Ausnutzen von Baulücken und die effiziente Bau-
landnutzung z.B. durch Nachverdichtung oder 
Leerstandsaktivierung notwendig. Dies wird unter 
dem Aspekt der Innenentwicklung zusammenge-
fasst, die der Außenentwicklung, d.h. der Erweite-
rung der Siedlungsränder vorzuziehen ist.

‐--‐ „Abstimmung von Nutzungsentwicklung und Mo-
bilitätsangebot (im Umweltverbund)“: Hier soll, 
auf bauend auf den vorgenannten Handlungsfel-
dern Zentralität und kurzen Wege, Funktions-
mischung, Dichte, Innenentwicklung, die Er-
reichbarkeit und Durchlässigkeit von räumlichen 
Strukturen für Fuß- und Radverkehr erhöht wer-
den, und auch die innerörtliche und interkommu-
nale Erreichbarkeit im öffentlichen Verkehr durch 
die Abstimmung mit der räumlichen Entwicklung 
der Gemeinden und Regionen verbessert werden.
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‐--‐ „Optimierung und Aktivierung ungenutzter Ener-
giepotenziale (z.B. Abwärme)“: Dies dient der 
Umsetzung der kaskadischen Nutzung von Ener-
gie. Ein Energiesystem kann dann effizienter ge-
führt werden, wenn möglichst wenig Abwärme 
ungenutzt in die Umgebung entlassen wird. 
Durch Fernwärme-(und Fernkälte-)systeme kann 
hier eine hohe Effizienz erreicht werden, wenn 
auch noch Energienutzungen auf verschiedenen 
Temperaturniveaus miteinander verschaltet wer-
den. Dafür ist eine räumliche Abstimmung von 
leitungsgebundener Energie und Siedlungsent-
wicklung notwendig.

2.	 Energieraumplanerische Handlungsfelder für eine 
erneuerbare Energieversorgung:

‐--‐ „Freihaltung von geeigneten Räumen zur Gewin-
nung, Speicherung und Verteilung erneuerbarer 
Energien von konfliktträchtigen Nutzungen (Be-
bauung) einschließlich Erhaltung von Pufferflä-
chen“: Damit sind jene Aspekte abgedeckt, bei 
denen die erneuerbaren Ressourcen für die Ener-
giegewinnung gesichert werden. Dies kann z.B. 
die Sicherung von landwirtschaftlichen Produk-
tionsräumen oder von Eignungszonen für die 
Windkraftnutzung oder sonstige Energietechnolo-
gien betreffen.

‐--‐ „Freigabe von geeigneten Räumen zur Gewinnung, 
Speicherung und Verteilung erneuerbarer Ener-
gien“: Werden nun die freigehaltenen, geeigneten 
Räume tatsächlich zur Energieversorgung heran-
gezogen, sind die geeignetsten Standorte für die 
Energieversorgungsanlagen (Gewinnung, Speiche-
rung und Verteilung) zu ermitteln und planerisch 
abzusichern. Damit soll sowohl die Energieversor-
gung begünstigt, aber gleichzeitig der Schutz von 
Bevölkerung und Umwelt gewährleistet werden.

‐--‐ „Bereitstellung von Planungsgrundlagen (räumliche 
Komponente) und Planungsmethoden für örtliche 
und überörtliche Energie- und Mobilitätskonzepte“: 
Durch die regelmäßige Grundlagenforschung in 
der örtlichen Raumplanung werden Planungs-
grundlagen zusammengetragen, die für Energie- 
und Mobilitätskonzepte ausgewertet werden kön-
nen, ohne zusätzlichen Erhebungsaufwand zu 
generieren. Darüber hinaus verfügen Ortsplaner
Innen über Tools und Methoden, wie z.B. GIS-
Analysen, die hier unterstützend wirken. Dies be-
trifft die Ermittlung des Energieverbrauchs, von 
Einsparszenarien, die Ziel- und Maßnahmenfestle-
gung sowie die Abschätzung von Planungsauswir-
kungen.

‐--‐ „Wahrnehmung der Rolle als Plattform zum In-
teressenausgleich“: Örtliche Raumplanung ver-
fügt über Prozesskompetenz. Diese umfasst die 
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BürgerInnenbeteiligung, die Lösung räumlicher 
Konf likte, die Wahrung von Rechten durch die 
Planungsbetroffenen, sowie die Möglichkeit, ab-
schließend Planungsergebnisse rechtsverbindlich 
im örtlichen Entwicklungskonzept, im Flächen-
widmungsplan und im Bebauungsplan absichern 
zu können.

Etliche räumliche Trends sind den dargestellten Leit-
bildern und Handlungsfeldern der Energieraumpla-
nung (Abb. 5) gegenläufig, sodass das „business as 
usual“ nicht die gewünschten Entwicklungen er-
möglichen wird. Gegensteuern bedarf daher viel Be-
wusstseins bei den EntscheidungsträgerInnen und 
der Bevölkerung als NutzerInnen und GestalterInnen 
räumlicher Strukturen. Dazu kommt noch, dass das 
„business as usual“ für die AnwenderInnen einfach ist 
und die hier angesprochenen, anspruchsvollen Hand-
lungsfelder des Öfteren qualitätsarm bis qualitätslos 
umgesetzt werden. Zwei Beispiele sollen dies verdeut-
lichen:

Funktionsmischung ist komplex, da unterschiedliche 
Nutzungsansprüche über den Tag verteilt unterzubrin-
gen sind, und auch die Gebäude und die Infrastruk-
tur so auszulegen sind, dass sie einen Nutzungswandel 
bzw. eine Mehrfachnutzung zulassen. Für Bauträger
Innen und andere Stakeholder ist es daher wesentlich 

einfacher – und zwar unabhängig vom Preis –, funk-
tionsgetrennte Strukturen zu schaffen. Die „Schuh-
schachtel“ als Einkaufszentrum mit Riesenpark-
platz ist schnell errichtet, ebenso der mehrgeschoßige 
Wohnbau mit Standardzimmern und Niedrigraum-
höhe. Werden Funktionen gemischt, braucht es inten-
sivere Nachdenkprozesse bei den baulichen Konzep-
ten, beim Nachbarschaftsschutz, bei Verkehrslösungen, 
Freiraumlösungen etc. – und dies von der Flächen-
widmungsplanung über die bauliche Umsetzung bis 
zur Kommunikation mit den neuen NutzerInnen. Bei-
spiele wie die Solar City in Linz zeigen, dass es funkti-
onieren kann.

Dichte ist ein wesentlicher Faktor für Effizienz, ist 
aber nicht leicht zu vermitteln. So ist es z.B. relativ 
einfach, hochverdichtete, qualitätsarme Siedlungen zu 
finden, die von der Bevölkerung zu Recht abgelehnt 
werden. Damit kommen Konzepte wie „maßvolle Ver-
dichtung“, „Nachverdichtung“, „Mehrfamilienhaus 
statt Einfamilienhaus“ gleich in den Verruf, wenig Le-
bens- und Wohnqualität zu bieten, obwohl genau das 
Gegenteil der Fall sein kann und in diesen Strukturen 
über die verschiedenen Lebensabschnitte hinweg un-
terschiedlichste individuelle Bedürfnisse und Ansprü-
che wesentlich besser als im Einfamilienhaus gedeckt 
werden können. Dies ist u.a. damit zu begründen, dass 
die Versorgung mit Gütern, Dienstleistungen und öf-

←
Handlungsfeld 1.1:
Freihaltung von geeigneten Räumen zur 
Gewinnung, Speicherung und Verteilung 
erneuerbarer Energien von kon�ik�räch -
tigen Nutzungen einschließlich Erhal-
tung von Pu�er�ächen

← Handlungsfeld 2.1:
Stärkung von Zentralität und kurzen 
Wegen

← Handlungsfeld 1.2:
Freigabe von geeigneten Räumen zur  
Gewinnung, Speicherung und Verteilung 
erneuerbarer Energien

← Handlungsfeld 2.2:
Anstreben von Dichte und Funktions-
mischung

←
Handlungsfeld 1.3:
Bereitstellung von Planungsgrundlagen
und Planungsmethoden für örtliche 
und überörtliche Energie- und Mobilitäts-
konzepte

← Handlungsfeld 2.3:
Innen- vor Aussenentwicklung

← Handlungsfeld 1.4:
Wahrnehmung der Rolle als Pla�form 
zum Interessenausgleich

← Handlungsfeld 2.5:
Optimierung und A�raktivierung  
ungenutzer Energiepotenziale

←
Handlungsfeld 2.4:
Abstimmung von Nutzungsentwick-
lung und Mobilitätsangebot (im Umwelt-
verbund)
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Quelle: Stöglehner et al. 2014a

ABB. 5: HANDLUNGSFELDER DER ENERGIE�UMPLANUNG
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fentlichem Verkehr bei Vorliegen einer entsprechen-
den Mindestgröße einer Ortschaft leichter zu bewerk-
stelligen ist. 

Energieraumplanung benötigt demokratische Legiti-
mität und kann nur in einem gesellschaftlichen Ge-
samtkontext Wirkung entfalten, wie Abb. 6 zeigt: 
(Energie-)Raumplanung kann Energiewende und Kli-
maschutz nur im Zusammenhang mit gesellschaft-
licher Wertebasis, verschiedenen Politiken (wie z.B. 
Wohnbauförderung, Wirtschafts- und Agrarförde-
rung), Wirtschaftsweisen, individuellen Lebensstilen 
sowie in Abhängigkeit von Ressourcenpotenzialen und 
Verfügbarkeit von Technologien unterstützen.

Für die kommunale (Energie-)Raumplanung stel-
len diese Faktoren wesentliche Einf lussgrößen, teil-
weise auch Rahmenbedingungen dar. Dennoch ist der 
Handlungsspielraum der Gemeinden durchaus groß, 
um energieraumplanerisch sinnvolle Entwicklungen 
einzuleiten bzw. umzusetzen. Innovative Gemeinden 
werden z.B. vom rechtlichen Rahmen kaum dabei ein-
geschränkt, sodass auch jetzt schon einiges an good-
practice zu finden ist. Darüber hinaus bieten partizi-
pative Planungsprozesse die Möglichkeit, etliche der 
Aspekte mit der Bevölkerung auszuhandeln, Bewusst-
sein und Verständnis für entsprechende Entscheidun-
gen zu schaffen und entsprechendes Alltagshandeln 

einzuleiten. Gute Beispiele machen Lust, selbst der-
artige Maßnahmen auf die Beine zu bringen. Wichtig 
ist, dass die Richtung der eingeleiteten Entwicklungen 
stimmt, da räumliche Strukturen über die Zeit sehr 
dauerhaft sind, und Fehlentscheidungen viele Jahr-
zehnte in die Zukunft wirken.

Zu bedenken ist auch, dass bei der Erarbeitung von 
Energieeffizienzzielen und Versorgungszielen aus er-
neuerbarer Energie in städtischen, suburbanen, klein-
städtischen und ländlichen Kontexten unterschiedli-
che Potenziale ausgenutzt werden können: so ist das 
Potenzial für Energieeffizienz aufgrund der höheren 
Dichte und Anzahl an räumlichen Nutzungen in Städ-
ten höher, gleichzeitig ist die leitungsgebundene Ener-
gieversorgung und die Förderung des leistungsfähi-
gen Umweltverbundes leichter umzusetzen. Allerdings 
sind die Potenziale zur Gewinnung erneuerbarer Ener-
gie eingeschränkt. Hier kann wiederum der ländli-
che Raum punkten. Auch bedarf es differenzierter 
Betrachtungen, wie Funktionsmischung, Dichte etc. 
in Städten, Kleinstädten, im suburbanen Raum und 
im ländlichen Raum konkret auszugestalten sind. In 
den folgenden Kapiteln werden Impulse gegeben, wie 
Energieraumplanung in der kommunalen Praxis ge-
staltet werden kann.

(Energie-) Raum- 
planung

Individuelle  
Lebensstile

Verfügbarkeit von 
Technologien

RessourcenpotenzialGesellscha�liche 
Wertebasis

Wirtscha�sweisenPolitiken

ENERGIEWENDE UND 
KLIMASCHUTZ

Quelle: Stöglehner et al. 2014a

ABB. 6: DETER MINANTEN FÜR ENERGIEWENDE UND KLIMASCHUTZ
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4.	 KERNMASSNAHMEN FÜR DIE 
KOMMUNALE ENERGIERAUM-
PLANUNG
DIE ÖRTLICHE RAUMPLANUNG spielt 

sich – bundeslandspezifisch unterschiedlich – auf bis 
zu drei Planungshierarchieebenen ab:

‐--‐ auf Ebene des örtlichen Entwicklungskonzep-
tes, das die längerfristigen Strategien der örtlichen 
Raumplanung festlegt;

‐--‐ auf Ebene des Flächenwidmungsplanes, in dem je-
der Parzelle bestimmte Nutzungsmöglichkeiten 
als Bauland, Grünland oder Verkehrsf lächen ein-
geräumt werden;

‐--‐ auf Ebene des Bebauungsplanes, der konkretere 
Vorgaben für die (städte-)bauliche Gestaltung und 
Gestaltung von Freiräumen und Verkehrsf lächen 
macht bzw. machen kann.

Inhalte und Handhabung des Planungsinstrumentari-
ums sind zwischen den Bundesländern durchaus un-
terschiedlich, was hier nicht Gegenstand der Ausei-
nandersetzung sein soll. Hier wird auf jene Inhalte 
fokussiert, die jedenfalls mit Energieraumplanung ver-
bunden werden sollten. Darüber hinaus gibt es auf-
grund von europarechtlichen Vorgaben die Pf licht, 
für bestimmte Pläne und Programme eine strategi-
sche Umweltprüfung (SUP) umzusetzen. Für die ört-

liche Raumplanung bedeutet dies – ohne auf die 
SUP-rechtlichen Anforderungen und deren bundes-
landspezifische Umsetzung genauer eingehen zu wol-
len  –, dass erhebliche Umweltauswirkungen der 
Planungen abzuschätzen und diese in einem Umwelt-
bericht als Entscheidungsgrundlage für den Gemein-
derat zusammenzufassen sind, und der Umweltbericht 
im Planungsverfahren auch der Öffentlichkeit zur Stel-
lungnahme vorzulegen ist. Energieraumplanung hat 
viel mit Klimaschutz zu tun, und wäre daher grund-
sätzlich für die SUP relevant.

Energieraumplanung ist nicht auf ein Planungsin
strument beschränkt, sondern betrifft alle Planungs-
instrumente in unterschiedlichem Detaillierungsgrad. 
Daher werden für dieses Impulsbuch fünf Kernmaß-
nahmen für die Umsetzung der energieraumplane-
rischen Handlungsfelder in der kommunalen Praxis 
identifiziert und in den folgenden Unterkapiteln darge-
stellt, wie diese Kernmaßnahmen über die Planungs-
hierarchie der örtlichen Raumplanung umgesetzt wer-
den können. In weiterer Folge wird auf verschiedene 
Planungstools verwiesen, die allesamt in der Publika-
tion des BMLFUW „Tools für Energieraumplanung“ 
dargestellt sind.36
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4.1	 GRUNDLAGENAUFBEREITUNG UND ZIELFINDUNG FÜR 
ENERGIERAUMPLANUNG

Die Grundlagenauf bereitung soll alle Informationen 
für die Planung bereitstellen. In jedem Planungspro-
zess in der örtlichen Raumplanung wird eine Fülle 
von Daten zu Naturraum und Landschaft, Bevölke-
rungsentwicklung, Wirtschaftsentwicklung, Sied-
lungsentwicklung, Infrastruktur und Verkehr gesam-
melt. Diese Daten stehen für energieraumplanerische 
Fragestellungen zur Verfügung. Folgende räumliche 
Eingangsdaten sollten bezogen auf die Raum- und 
Siedlungsstruktur für die energieraumplanerischen 
Fragestellungen herangezogen werden, die in der gu-
ten fachlichen Praxis Gegenstand der raumplaneri-
schen Auseinandersetzung sein sollten:

‐--‐ Siedlungstypologien, die Nutzungskategorien [V I] 
mit Dichtewerten und Baualter kombinieren: dar-
aus Ableiten des Handlungsbedarfs für die jewei-
ligen Siedlungstypen aus energieraumplanerischer 
Sicht;

‐--‐ Baulandbilanz einschließlich einer Einschätzung 
der Verfügbarkeit ungenutzten Baulandes: Grund-
lage für die Einschätzung von Innenentwicklungs-
potenzialen sowie für das Anstreben von Funkti-
onsmischung und maßvoller Dichte;

‐--‐ Erhebung der Versorgungsstruktur der Bevölke-
rung: Einschätzung, wie viele Personen einen Zu-
gang zu Nahversorgung, öffentlichen Einrich-

 [VI]	 Wohnen, Betriebe produzierend, Betriebe Dienstleis-
tung, Landwirtschaft, gemischte Nutzung etc.

tungen und Haltestellen des leistungsfähigen 
öffentlichen Verkehrs in fußläufiger Distanz ha-
ben;

‐--‐ Ermitteln von Anfangs- und Endpunkten von We-
gen, die jedenfalls mit einem attraktiven Fuß- und 
Radwegesystem miteinander verbunden werden 
sollen; Prüfen, ob zentrale Einrichtungen in die-
ses Netz eingebunden und in diesem gut erreich-
bar sind;

‐--‐ Darstellung von bekannten Abwärmepotenzialen 
z. B. aus Industrie und Gewerbe oder aus Abwas-
serwärmepotenzialen

‐--‐ Darstellung der PendlerInnenströme und Analyse 
der Möglichkeiten, diese im Umweltverbund zu 
organisieren;

‐--‐ Flächenbilanz im Grünland und Darstellung der 
land- und forstwirtschaftlich genutzten Flächen 
zur Ermittlung von Biomasse-Energiepotenzialen.

Damit wären Grundlagen vorhanden, strategische 
Entscheidungen wie sie in den folgenden Kapiteln 
dargestellt werden, entsprechend zu untermauern. 
Zusätzlich wurden in zahlreichen Gemeinden Energie-
konzepte erstellt, die ebenfalls eine wertvolle Basis für 
die kommunale Energieraumplanung bilden. Ein Vor-
teil von Daten aus Energiekonzepten liegt darin, dass 
häufig detaillierte Erhebungen, z.B. aus Betriebs- und 
Haushaltsbefragungen vorliegen.
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Für energieraumplanerische Zwecke ist es sinnvoll, die 
vorhandenen Energiedaten zu verorten, d.h. den Ener-
gieverbrauch den einzelnen Teilgebieten einer Ge-
meinde zuzuordnen. Damit können Aussagen treffsi-
cherer für die einzelnen Gemeindeteilräume getroffen 
werden als dies mit Energiebilanzen allein möglich 
wäre. Themenbereiche, die in der Grundlagenauf be-
reitung abgedeckt werden sollten, sind:

‐--‐ der Energieverbrauch für Wärme, Elektrizität und 
Mobilität;

‐--‐ Einsparpotenziale;

‐--‐ die bisher genutzten Energieträger (fossil und er-
neuerbar);

‐--‐ räumlich realisierbare Potenziale für die erneuer-
bare Energienutzung sowie die Abwärmenutzung 
aus Industriebetrieben, Kraftwerken, Abwasser
energie etc.

Für die Ermittlung von derartigen Daten stehen ver-
schiedene Planungstools zur Verfügung. In Geogra-
phischen Informationssystemen (GIS) versierte Orts-
planerinnen und Ortsplaner können auf Basis des 
Gebäude- und Wohnungsregisters

‐--‐ den Heizenergiebedarf für Raumwärme und 
Warmwasser gebietsbezogen kalkulieren (Tool: 
Energiezonenplanung);

‐--‐ Einsparpotenziale für Raumwärme und Warm-
wasser ermitteln (Tool: Energiezonenplanung);

‐--‐ einen durchschnittlichen Elektrizitätsbedarf hoch-
rechnen, z.B. auf der Basis eines durchschnittli-
chen pro-Kopf-Verbrauchs;

‐--‐ die für Solarenergienutzung thermisch und elek-
trisch) passenden Dachf lächen und die darin er-
zielbaren solaren Erträge ermitteln (Tool: PV-
GIS);

‐--‐ auf Basis der Flächenwidmung unter bestimmten 
Annahmen ein Ressourcenpotenzial ermitteln;

‐--‐ Abwärmequellen, z.B. Betriebe oder Kläranla-
gen, darstellen und jene Bereiche ermitteln, die 
mit dieser Wärme versorgt werden könnten (Tool: 
Energiezonenplanung). Abwärmequellen können 
jedoch realistischerweise nur dann berücksichtigt 
werden, wenn diese bereits aufgrund eines Ener-
giekonzeptes oder anderer Aktivitäten in der Ge-
meinde bekannt sind. In der Steiermark gibt es 
z.B. einen f lächendeckenden Abwärmekataster.

Die räumlichen Analysen wären in einer Stärken-
Schwächen-Potenzial-Analyse zusammenzufügen. 
Diese Analysen können gebietsweise dargestellt wer-
den. Die Stärken und Schwächen betreffen jene Ge-
biete, die günstige bzw. schlechte Voraussetzungen für 
Energieeffizienz und erneuerbare Energieversorgung 
aufweisen. Die Potenzialanalyse fasst die Einspar- und 
Versorgungspotenziale gebietsweise zusammen und 
ermittelt in Szenarien, wie viel Energiebedarf extern 
zu decken ist bzw. ob ein Energieüberschuss in der 
Gemeinde erzielt werden kann. 

Die Zielsetzungen für die Energiepolitik der Ge-
meinde ergeben sich de facto aus internationalen Ver-
pf lichtungen und sind hochgesteckt: relativ kurzfris-
tig, d.h. bis 2020, ist eine 20 %ige Einsparung von 
Endenergieverbrauch und Treibhausgasemissionen an-
zustreben, sowie ein 34  %iger Anteil an erneuerba-
ren Energien am Endenergieverbrauch 2030. Bis zum 
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Jahre 2050 sind die Treibhausgasemissionen der Ener-
gieversorgung gemäß „Energy Roadmap“ der EU 
bzw. auf Basis der Paris-Konferenz um mindestens 
80  %–95  % zu senken.37 Wie diese Ziele zu erreichen 
sind, hängt zum einen von übergeordneten Entwick-
lungen ab, die nicht von den einzelnen Gemeinden be-
einf lusst werden können, wie Preise, technologische 
Entwicklungen, Förderungen von Bund und Ländern 
etc. Zum anderen braucht es aber räumliche Voraus-
setzungen, die ein Erreichen der Ziele in Abhängigkeit 
technologischer und ökonomischer Entwicklungen er-
möglichen. Dafür sind jetzt die Weichen zu stellen. 

Wie schon bisher, haben Gemeinden verschiedene 
Möglichkeiten, zu diesen Zielsetzungen beizutragen: 
Bewusstseinsbildung, Informationen über Förderun-
gen, öffentliche Investitionen in gemeindeeigene Ge-
bäude, Fuhrpark etc. – sowie Energieraumplanung. 
Setzt eine Gemeinde Ziele in Bezug auf Energieeinspa-
rung und Energieversorgung, dann kann die Berück-
sichtigung der räumlichen Komponente dafür sorgen, 
dass die Ziele unter den lokalen Gegebenheiten auch 
erreichbar sind. Wie dies funktionieren kann, geht aus 
der Stärken-Schwächen-Potenzial-Analyse der Grund-
lagenauf bereitung hervor.

Die Ziele sollten jedenfalls folgendes umfassen:

‐--‐ Einsparziele für Wärme durch realistische Ab-
schätzung von Sanierungsmöglichkeiten und Be-
rücksichtigung künftiger Entwicklungen;

‐--‐ Zielsetzungen für eine umweltfreundliche Mobi-
lität;

‐--‐ Zielsetzungen für einen lokalen Deckungsbeitrag 
zur Energieversorgung mit einem entsprechenden, 
raumverträglichen Energieträgermix;

‐--‐ Abstimmung von Siedlungsentwicklung und Mo-
bilitätsangebot im Umweltverbund;

‐--‐ Abstimmung von Siedlungsentwicklung und 
Ausbau leitungsgebundener Energieträger, z.B. 
Wärme- und Kältenetze zur Nutzung von Ab-
wärme aus Blockheizkraftwerken, Abwasserener-
gie etc.;

Dabei ist zu berücksichtigen, dass unterschiedliche 
Raumtypen verschiedene Potenziale aufweisen: Die 
Stärken der urbanen Räume liegen in der Effizienz, 
während die lokale Energiegewinnung aufgrund der 
höheren Nutzungs- und Bevölkerungsdichte realisti-
scherweise lediglich einen Teil der Energieversorgung 
abdecken kann. Insbesondere liegen Energiegewin-
nungspotenziale in urbanen Räumen in der leitungs-
gebundenen Nutzung von Abwärme und in der Son-
nenenergie.

Ländliche Räume hingegen haben im Vergleich zu 
Städten unter anderem wegen der geringeren Sied-
lungsdichten sowie wegen der starken Autoorientie-
rung eine geringere Energieeffizienz pro Kopf, dafür 
wird der Schwerpunkt der erneuerbaren Energiege-
winnung hier zu suchen sein. Selbstversorgung mit 
Energie wäre im ländlichen Raum zu kurz gegriffen, 
weil ein Versorgungsauftrag für die Städte besteht, soll 
die Energiewende gelingen und eine erneuerbare Ener-
gieversorgung auf gesamtgesellschaftlicher Ebene her-
gestellt werden. Damit bietet die Energiewende neue 
Chancen für den ländlichen Raum, da durch Energie-
bereitstellung neue wirtschaftliche Möglichkeiten ge-
schaffen werden können.
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4.2	 ENTWICKLUNGSPRINZIPIEN FÜR SIEDLUNGSTYPEN

Auf der Ebene der gesamten Gemeinde sollten die in 
den Kapiteln 4.3 (Innenentwicklung, Funktionsmi-
schung und maßvolle Dichte), 4.4 (Vorrangf lächen 
und Standorte für die Energieversorgung), 4.5 (Ab-
stimmung von räumlicher Entwicklung und Mobili-
tätskonzept) und 4.6 (Bodenpolitik, Bewusstseinsbil-
dung und Kommunikation) behandelten Strategien 
aus Sicht der Energieraumplanung verfolgt werden. 
Vertiefend dazu sollten in den einzelnen Siedlungsty-
pen Ein- und Zweifamilienhausgebiete, Mehrfami-
lienhausgebiete mit und ohne Funktionsmischung, 
Mischnutzung in Zentrumslage, Industrie- und Ge-
werbef lächen, monofunktionale Einkaufszentren sowie 
im ländlichen Außenbereich die im Folgenden darge-
stellten Grundprinzipien und Maßnahmen für eine 
künftige räumliche Entwicklung angestrebt werden. 

4.2.1	 Ein- und Zweifamilienhaus-
gebiete

Für Ein- und Zweifamilienhausgebiete wäre zunächst 
eine Strategie zu verfolgen, überall dort, wo sich Mög-
lichkeiten ergeben, raumstrukturelle Interventionen 
bezüglich der effizienteren Nutzung von Bauland zu 
setzen. Diese umfassen:

‐--‐ Baulückenschluss;

‐--‐ die Errichtung von Doppelhäusern und Reihen-
häusern;

‐--‐ das Trennen von Einfamilienhäusern auf zwei bis 
drei Wohneinheiten überall dort, wo sich Mög-
lichkeiten dazu ergeben;

‐--‐ das Konfigurieren kleinerer Parzellen, um u.a. die 
graue Energie zu reduzieren; [V II]

‐--‐ bei Zentrumsnähe das Überführen von 
Einfamilienhausgebieten in Mehrfamilienhausge-
biete.

Die Umsetzung dieser Maßnahmen braucht viel Ge-
duld und eine laufende Beobachtung, was sich in den 
jeweiligen Siedlungen tut. Vielfach werden sich im Be-
stand nur wenige dieser Chancen ergeben. Mit dieser 
Darstellung soll darauf hingewiesen werden, dass Ein- 
und Zweifamilienhausgebiete aus Energie- und Res-
sourcensicht höchst unvorteilhaft sind und unter Be-
rücksichtigung des erheblichen Bestandes bestenfalls 
moderat ausgebaut werden sollten. Jedenfalls sollten 

 [VII]	 250–400 m2 bei Reihenhäusern,​ 400–600 m2 beim 
freistehenden Einfamilienhaus
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Entwicklungsziele für Gemeinden einen geringeren 
Anteil von Wohneinheiten in Ein- und Zweifamilien-
häusern vorsehen als dies bisher üblich ist. 

Bezüglich Strom sollten Deckungsbeiträge des Ener-
gieverbrauchs durch Elektrizitätsgewinnung u.a. mit-
tels Photovoltaikanlagen ermittelt werden. Raumpla-
nerisch können diese Deckungsbeiträge durch die 
Standortwahl, die Beschattung, Dachausrichtung, 
Dachneigung etc. beeinf lusst werden. In Zukunft 
könnten grundsätzlich unter Verwendung von in der 
Raumplanung verfügbaren Daten und Methoden auch 
Angebot und Verbrauch im räumlichen Zusammen-
hang und zeitlichen Verlauf abgeschätzt werden, um 
Netzkapazität oder Speicherbedarf bei einem ange-
strebten Ausbauziel ermitteln zu können. Ein entspre-
chendes GIS-Tool zur raum-zeitlichen Modellierung 
auf open-source Basis ist bereits publiziert, braucht 
aber eine entsprechende Rechnerleistung und Daten-
grundlagen.38

Zur Reduktion des Wärmebedarfes sind die gegebe-
nen Förderungen und bewusstseinsbildende Maßnah-
men auszuschöpfen, um Niedrigenergie- und Passiv-
hausstandards möglichst breit umsetzen zu können. 
Für die Wärmeversorgung sind thermische Solarener-
gienutzung zu ermöglichen sowie gegebenenfalls Mi-
kronetze und erneuerbare Einzelheizungen zu prüfen. 
Energieraumplanung kann hier durch die geeignete 
Standortwahl unter Berücksichtigung von Topogra-

phie, Exposition, Lage der Gebäude zueinander sowie 
Umfeldgestaltung wichtige Rahmenbedingungen für 
Energieeffizienz und Solarenergienutzung liefern. 

Bezüglich Mobilität ist zur Reduktion von motori-
siertem Individualverkehr neben der entsprechenden 
Standortwahl das Primärwegenetz für zu Fuß gehen 
und Radfahren auszugestalten. Kurze Wege sind an-
zustreben, um die Siedlungen mit multifunktionalen 
Zentren und ÖV-Haltepunkten zu verbinden, auch die 
Anbindung an regionale Radverbindungen ist von Be-
deutung.

Zur Reduktion von grauer Energie wären möglichst 
schmale Asphaltbänder bei der Planung des öffent-
lichen Raumes zu berücksichtigen. Nichtsdestotrotz 
sollte eine großzügige Breite bei Straßen bzw. bei der 
Gestaltung des öffentlichen Raumes gewählt werden, 
um eine ansprechende Grünraumgestaltung sicherzu-
stellen.

4.2.2	 Mehrfamilienhausgebiete 
mit und ohne Funktions
mischung

Zur raumstrukturellen Optimierung wären Mindest- 
und Höchstdichten festzulegen, um neben Energieeffi-
zienz auch eine hohe Lebensqualität sicherzustellen. 
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Diese Mindest- und Höchstdichten sind zwischen 
städtischen und suburbanen Räumen, Kleinstädten 
und ländlichen Räumen zu differenzieren und hängen 
auch von den ortstypischen baulichen Strukturen und 
der Akzeptanz in der Bevölkerung ab. Zur raumstruk-
turellen Optimierung gehört auch, eine qualitätsvolle 
Freiraumversorgung zu gewährleisten. Mit verträgli-
chen Nutzungen soll eine funktionale Verf lechtung in 
engem räumlichem Kontext hergestellt werden. Die 
Multifunktionalität der Erdgeschoßzone in Zentren 
und geeigneten Straßenzügen (z.B. mit höherer Fre-
quenz) wäre zu ermöglichen, u.a. durch größere Ge-
schoßhöhen.

Bezüglich Strom gilt wiederum, Deckungsbeiträge 
durch Gewinnung am Standort festzulegen sowie 
Netzkapazität bzw. einen etwaigen Speicherbedarf zu 
ermitteln. Besonders im Mehrgeschoßwohnbau sollte 
das Potenzial der Funktionsmischung (Wohnen in 
den Obergeschoßen, Arbeiten im Erdgeschoß) genutzt 
werden, um die Tagesgänge im Energieverbrauch aus-
zugleichen, Spitzen zu vermeiden und die Effizienz der 
Energieversorgung zu gewährleisten.

Im Wärmebereich lassen die höheren Dichten mit ei-
niger Wahrscheinlichkeit die Versorgung mit Fernwär-
menetzen zu, die es zu prüfen gilt. Dabei ist besonders 
die Nutzung bestehender Abwärmequellen zu berück-
sichtigen (z.B. Industriebetriebe oder Kläranlagen). 
Darüber hinaus sind die aktive und passive Solarener-
gienutzung anzustreben. Wärmedämmungspotenziale 

wären auf Basis des Baualters einzuschätzen und Ener-
gieeffizienzmaßnahmen zu setzen bzw. erneuerbare 
Einzelheizungen zu forcieren, sofern keine Fernwär-
meversorgung möglich ist.

Zur Unterstützung umweltfreundlicher Mobilität ist 
zunächst eine hohe Durchlässigkeit für den Fuß- und 
Radwegeverkehr sicherzustellen. Leistungsfähige Ach-
sen für Fuß- und Radwegeverbindungen, zum Beispiel 
entlang von Grünverbindungen sind zu etablieren. Au-
tofreie Wohnquartiere mit Sammelparkplätzen für Be-
wohnerInnen und BesucherInnen wären zu schaffen, 
weiters Standplätze für Car-sharing und Bike-sharing. 
An Orten der baulichen Verdichtung wäre ein leis-
tungsfähiger öffentlicher Verkehr sicherzustellen, wo-
bei die Erreichbarkeit der Haltestellen für Fußgän-
gerInnen und RadfahrerInnen auf kurzem Wege zu 
gewährleisten ist. Abstellanlagen für Fahrräder sind in 
ausreichender Zahl und Qualität zielnah vorzusehen.

Zur Reduktion von grauer Energie wären nicht nur 
möglichst schmale Asphaltbänder bei der Planung des 
öffentlichen Raumes zu berücksichtigen, sondern auch 
durch Vorgaben bezüglich der Anzahl und Gestal-
tung von Stellplätzen kann Errichtungsenergie für An-
lagen des Verkehrs eingespart und damit auch der fi-
nanzielle Aufwand für die öffentliche Hand reduziert 
werden. Für eine ansprechende Grünraumgestaltung 
sollte eine großzügige Breite des öffentlichen Raumes 
gewählt werden. Durch die maßvolle Verdichtung ist 
die graue Energie effizient genutzt.
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4.2.3	 Mischnutzung in Zentrums-
lage

An raumstrukturellen Interventionen wäre zunächst 
die Wohnfunktion in den oberen Geschoßen zu erhal-
ten. Des Weiteren ist eine intensive Verzahnung von 
Büro-, Geschäfts- und Gastronomiebetrieben und kul-
turellen und öffentlichen Einrichtungen, Verwaltung 
etc. anzustreben. Zu qualitätsvollen Zentrumslagen 
gehört auch, ausreichend multifunktionalen öffentli-
chen Raum mit hoher Aufenthaltsqualität sicherzustel-
len. Um die nötigen Verkaufsf lächen für den Einzel-
handel bereitzustellen, wären entsprechende Konzepte 
zu verfolgen wie z.B. das Verbinden von Erdgeschoß-
zonen über mehrere Häuser oder das Verbinden von 
Sanierung und moderatem, sich in den Bestand einfü-
genden Neubau. 

Strom ist wiederum wie in den bisher diskutierten 
Siedlungstypen zu behandeln, d.h. Deckungsbeiträge 
durch Gewinnung am Standort durch Photovoltaik 
festzulegen sowie Netzkapazität bzw. einen etwaigen 
Speicherbedarf zu ermitteln. Speziell in Zentrumsla-
gen sind dabei die Belange des Denkmal- und Ensem-
bleschutzes zu berücksichtigen.

Da in mischgenutzten Zentrumslagen die bauliche 
Dichte und durch das höhere Alter der Gebäude die 
räumlichen Voraussetzungen für Fernwärmenetze üb-
licherweise günstig sind, wären zur Wärmeversor­

gung (in Verbindung mit umliegenden Gebieten) aus-
reichend große Fernwärmenetze anzustreben, um 
Blockheizkraftwerke (KWK) betreiben zu können. Im 
denkmalgeschützten Bereich kann Gebäudeeffizienz 
und Solarenergienutzung nur nach Maßgabe denkmal-
pf legerischer Rahmenbedingungen umgesetzt werden, 
sodass diese Gebiete prioritär mit Fernwärme versorgt 
werden sollten. Fernwärmenetze sollten prioritär mit 
Abwärme aus Industrieanlagen, Blockheizkraftwerken 
oder Abwasserenergie betrieben werden.

Bezüglich Mobilität sind diese Gebiete nicht nur 
Quellort, sondern auch bedeutender Zielort für Wege. 
Wiederum gilt, dass wie bei Mehrfamilienhausgebie-
ten günstige Bedingungen für den Umweltverbund ge-
schaffen werden. Die Erschließung mit öffentlichem 
Verkehr sowie mit attraktiven Fuß- und Radwegen 
sollte gewährleistet sein. Darüber hinaus sollten Fuß-
gängerzonen und verkehrsberuhigte Bereiche ange-
legt und der Autoverkehr an Sammelparkplätzen am 
Rande der Zentren abgefangen werden, um eine hohe 
Qualität für FußgängerInnen und RadfahrerInnen si-
cherzustellen. Die Ausgestaltung der öffentlichen Ver-
kehrsf lächen hat auch einen entsprechenden Einf luss 
auf die graue Energie, die wie im Mehrfamilienhausge-
biet effizient genutzt werden kann.



--- 38 ---

4. KERNMASSNAHMEN FÜR DIE KOMMUNALE ENERGIER AUMPLANUNG

4.2.4	 Industrie- und Gewerbe
gebiete

Industrie- und Gewerbegebiete sind in sich sehr hete-
rogen, sowohl was Größenordnungen, Betriebstypen, 
Energieverbrauch und Mobilitätserzeugung im Per-
sonen- und Güterverkehr als auch die Entstehungs-
geschichte im Siedlungsverband sowie in Einzellagen 
betrifft. Aus energieraumplanerischer Sicht können 
folgende Richtungsweisungen bezüglich raumstruktu­
reller Maßnahmen abgeleitet werden:

‐--‐ Auch Standorte für Industrie- und Gewerbef lä-
chen sollen nach dem Prinzip der Funktionsmi-
schung und der kurzen Wege ausgewählt werden 
– nur dass Funktionsmischung in diesem Falle 
eine andere Bedeutung erlangt: Aus Sicht des 
Nachbarschaftsschutzes sind nicht die Funktio-
nen, z.B. Wohnen und Betriebe, innerhalb der Flä-
che zu mischen, sondern es ist ein möglichst ge-
ringer Abstand zu den sonstigen Siedlungskörpern 
anzustreben. Dies ermöglicht es z.B. Fernwärme-
netze zu errichten und industrielle bzw. gewerbli-
che Abwärme in benachbarten Siedlungsgebieten 
zu nutzen. 

‐--‐ Jeder Industrie- und Gewerbegebietsentwicklung 
ab einer bestimmten Größenordnung sollte ein re-
gional abgestimmtes Leitbild zugrunde liegen, das 
auch bestimmten Betriebstypen den Vorrang ein-
räumt und eine rasche Betriebsansiedelung vorbe-
reitet, sobald ein Betrieb anfrägt. Kriterien dafür 
können jene Leistungen sein, die das Industrie- 
bzw. Gewerbegebiet für die lokale bzw. regionale 

Gesellschaft erbringen soll, wie z.B. Produkte er-
zeugen, bestimmte lokal bzw. regional verfügbare 
Rohstoffe verwerten, Arbeitsplätze bereitstellen, 
Energie bereitstellen sowie Umweltbelastungen re-
duzieren. Dies beinhaltet auch, dass jene Band-
breiten von Energieverbräuchen ermittelt werden, 
die aus anderen Betrieben gespeist werden bzw. 
als Energieabgabe an andere Betriebe oder um-
gebende räumliche Strukturen angeboten wer-
den könnten. Derartige Energieoptimierungen 
sind dann besonders effektiv, wenn sie schon bei 
der Standortwahl für Betriebe berücksichtigt wer-
den. Dies schafft auch Klarheit für die Betriebe, 
mit welchen Betriebstypen in unmittelbarer Nähe 
gerechnet werden kann (Branchenmix, Cluster-
bildung) bzw. welche (Energie-)Infrastruktur be-
reitgestellt werden kann. Dazu gehört auch im 
Einzelfall, Betriebe an einen anderen Standort zu 
delegieren, wenn diese nicht in das jeweilige Leit-
bild passen – ein energieraumplanerischer Grund 
für interkommunale Kooperation, da in der Re-
gion unterschiedlich ausgerichtete Betriebsbauge-
biete angeboten werden können.39

‐--‐ In einigen Regionen bestehen sehr hohe Bau-
landreserven für Industrie- und Gewerbef lächen. 
Daher sind in erster Linie die Frage der Rück-
widmung und die Bündelung von Betriebsan-
siedelungsbemühungen an regional geeigneten 
Standorten vordringlich. Auch dies spricht für in-
terkommunale Kooperation. Regional bedeutende 
Standorte für Industrie- und Gewerbef lächen sol-
len möglichst an Netzknoten von Verkehrs- und 
Energiesystemen liegen. Aus energieraumplane-
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rischer Sicht sollte in interkommunaler Koope-
ration eine Evaluierung der ungenutzten Flächen 
stattfinden, um die Flächen mit geringer Standort-
qualität rückzuwidmen und die Betriebsansied-
lungen in die Gunstlagen zu bringen.

Aus Industrie- und Betriebsgebieten erwächst viel-
fach ein hoher Bedarf an Elektrizität. Gerade in länd-
lichen Räumen stellt die regionale Stromverfügbar-
keit bzw. Netzkapazität teilweise eine Begrenzung des 
Standortfaktors Energieversorgung dar. Daher sollten 
grundsätzlich Möglichkeiten der dezentralen Elektrizi-
tätsversorgung geprüft werden, um im Bedarfsfalle zu-
sätzliche lokale bzw. regionale Kapazitäten für entspre-
chende Betriebsansiedlungen schaffen zu können.

Industrie- und Gewerbebetriebe stellen vielfach be-
deutende Wärmeverbraucher, aber auch Wärme­
quellen dar, sodass nicht nur die Betriebe untereinan-
der durch leitungsgebundene Energieversorgung 
vernetzt werden können, sondern auch von den Indus-
trie- und Gewerbegebieten Wärmeversorgung für die 
umliegenden Siedlungen aus Abwärme übernommen 
werden kann. Ebenso können Kältenetze bereitgestellt 
werden. Als Energiequellen können sowohl die be-
triebliche Abwärmenutzung als auch die Wärme aus 
Blockheizkraftwerken oder alternative Energiequellen 
wie Kläranlagen genutzt werden. Somit dienen die 
oben skizzierten raumstrukturellen Maßnahmen auch 
der optimalen Wärmegewinnung und -nutzung inner-
halb und außerhalb der Industrie- und Gewerbe
gebiete.

Die Mobilität hat drei Dimensionen – jene der Arbeit-
nehmerInnen, der KundInnen sowie der Güter. Durch 

Mobilitätskonzepte sollen Anreize und Regelungen er-
mittelt werden, um den Umweltverbund in allen Ka-
tegorien zu fördern. Diese Mobilitätskonzepte wären 
Teil des oben angesprochenen Leitbildes für Industrie- 
und Gewerbegebiete.

Die Organisation der ArbeitnehmerInnenmobilität 
im Umweltverbund wird durch die oben dargestell-
ten raumstrukturellen Interventionen unterstützt, da 
zumindest für die lokalen PendlerInnen Fußläufig-
keit und Radverkehrstauglichkeit hergestellt werden 
können. Diese Möglichkeiten können praktisch um-
gesetzt werden, indem attraktive Fuß- und Radwege 
(z.B. getrennt vom LKW-Verkehr im Industrie- und 
Betriebsgebiet) gestaltet werden. Die Industrie- und 
Gewerbegebiete sind mit leistungsfähigen öffentlichen 
Verkehrsmitteln mit den umliegenden Ortskernen und 
Siedlungsschwerpunkten zu verbinden.

Idealerweise sind Industrie- und Gewerbegebiete frei 
von Verkaufsf lächen für EndkundInnen, die in den 
Ortskernen liegen sollten. Ist dies nicht der Fall, kom-
men die Mobilitätsvorkehrungen für die Arbeitneh-
merInnen den KundInnen im Personenverkehr zu-
gute. Falls aufgrund des Leitbildes für das jeweilige 
Industrie- und Gewerbegebiet PrivatkundInnenver-
kehr vorgesehen ist, wären für die Güterseite im Mo-
bilitätskonzept Maßnahmen wie Hauszustellung etc. 
vorzusehen.

Gewerbegebiete zeichnen sich vielfach durch das Feh-
len jeglichen Gestaltungswillens aus. Großzügige 
Fahrbahnen, fehlende Gehsteige und Radverkehrs-
anlagen und die ausschließliche Orientierung der Er-
schließung am Kfz-Verkehr machen diese Gebiete 
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zu „Un-Orten“. Notwendig ist aber auch hier die An-
wendung der Prinzipien einer gleichberechtigten Er-
schließung für alle VerkehrsteilnehmerInnen und die 
Schaffung eines angenehmen Umfeldes für die aktive 
Mobilität und für NutzerInnen öffentlicher Verkehrs-
mittel. Dies käme auch einem attraktiven Arbeitsum-
feld zugute.

Der Güterverkehr wäre, auch wenn dies unter derzei-
tigen wirtschaftlichen Bedingungen wenig nachgefragt 
wird, mittel- bis langfristig auf der Schiene zu bewerk-
stelligen, sodass qualitätsvolle Industrie- und Gewer-
begebiete entlang von Bahnlinien anzusiedeln sind, 
um langfristig die Anbindung sicherzustellen. Selbst 
wenn derzeit Anschlussbahnen und Bahnlinien rück-
gebaut werden, sind die Trassen zur Zukunftsvorsorge 
im öffentlichen Gut sicherzustellen und können z.B. 
als Rad- und Fußwegeverbindungen und/oder Freif lä-
che genutzt werden. Die regionale Verteilung von Gü-
tern wird wahrscheinlich auch in Zukunft mit dem 
LKW erfolgen, sodass eine Erschließung der Indus-
trie- und Gewerbef lächen auch künftig abseits von 
Wohngebieten zu gewährleisten wäre.

Die Graue Energie ist wie in den übrigen Siedlungsty-
pen zu behandeln, d.h. Einsparmöglichkeiten können 
durch eine möglichst schlanke Gestaltung der öffentli-
chen Verkehrsf lächen erzielt werden. Ein spezieller Fo-
kus ist auf das Thema Mobilitätskonzept zu legen, um 
den Bedarf an Stellplätzen sowohl für PKW als auch 
LKW zu vermindern bzw. diesen Bedarf f lächeneffizi-
ent abzudecken.

4.2.5	 Einkaufs- und Fachmarkt-
zentren

Aus raumstruktureller Sicht können (mindestens) drei 
Typen von Einkaufszentren unterschieden werden:

‐--‐ Typ 1 – Einkaufs- und Fachmarktkonglomerate in 
offener Bauweise (ohne fußläufige Erschließung): 
derartige Entwicklungen sollten in Zukunft tun-
lichst vermieden werden. Sie verfügen über keine 
gemeinsamen Konzepte. Auch die Überführung 
in Funktionsmischung ist aufgrund der mangeln-
den Attraktivität für Nutzungen außerhalb der 
Einkaufsfunktion unrealistisch. Bestehende Ge-
biete sollten nicht erweitert werden, sondern die 
zentrumsrelevanten Einkaufsfunktionen möglichst 
wieder in die Zentren gebracht werden. Lediglich 
Fachmärkte, wie z.B. Baumärkte oder der Auto-
handel wären in Typ 1 weiterhin akzeptabel. 

‐--‐ Typ 2 – große Einkaufszentren mit fußläufiger in-
nerer Erschließung (Mall-Erschließung): sind ein 
tragbares Modell für innerstädtische Einkaufszen-
tren in Städten mit hoher Zentralität, sofern sie 
an den leistungsfähigen öffentlichen Verkehr an-
gebunden und zu Fuß und mit dem Rad von der 
Wohnbevölkerung entlang von attraktiven Wegen 
erreichbar sind. Als abgeschlossene, monofunktio-
nale Einkaufsagglomerationen außerhalb der Sied-
lungskörper wären sie wie Typ 1 für zukünftige 
Entwicklungen abzulehnen. Jedes Geschäft, das 
hier untergebracht ist, fehlt für die Belebung der 
Zentren. 

‐--‐ Typ 3 – suburbane kleine Einkaufszentren, übli-
cherweise ebenerdig, gestreckt oder L-förmig an-
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gelegt, mit zentralem Parkplatz: diese Strukturen 
können bei einer entsprechenden Standortquali-
tät [V III] auch im Bestand zu mehr Flächeneffizienz 
und Funktionsmischung hin entwickelt werden. 
Dies bedeutet Mehrgeschoßigkeit mit Einkaufs-
nutzung auf mehreren Ebenen in Kombination 
mit Büronutzung, weiteren zentralen Einrichtun-
gen und gegebenenfalls Wohnnutzung. Dies setzt 
eine attraktive Freiraumgestaltung der zentralen 
Parkplätze, eine Reduktion des Stellplatzangebo-
tes, eine Anbindung an den leistungsfähigen öf-
fentlichen Verkehr sowie eine attraktive fußläufige 
und Rad-Erschließung voraus. Typ 3 kann daher 
bei einer entsprechenden Standortqualität als mul-
tifunktionales Zentrum entwickelt werden. Es wä-
ren Obergrenzen für die Verkaufsf läche im Ver-
gleich zur sonstigen Geschoßf läche einzuziehen, 
um einen entsprechenden Mix mit weiteren Nut-
zungen, wie Büroräumlichkeiten und Wohnnut-
zung zu gewährleisten.

Allen Typen ist gemein, dass sie die Einkaufsfunktion 
den gewachsenen räumlichen Strukturen der Orts-
kerne und Einkaufsstraßen entziehen und an den 
neuen, meist autoaffinen Standorten bündeln. Um 
diese negativen Effekte abzumildern, sind Einkaufs-
zentrenentwicklungen möglichst hintanzuhalten bzw. 
im Nahbereich der Ortskerne anzusiedeln. Da Öster-
reich europaweit über das höchste Verkaufsf lächenan-
gebot pro Kopf verfügt, stellt sich die Frage, ob neue 
Entwicklungen in diesem Bereich überhaupt noch zu-
kunftsfähig sind. 40

 [VIII]	 Lage in bestehenden oder im Anschluss an bestehende 
Siedlungen

Im Bereich der Stromversorgung stellen die Einkaufs- 
und Fachmarktzentren Verbrauchsschwerpunkte dar, 
weisen aber auch entsprechend große Gebäudef lächen 
auf, sodass gebäudeintegrierte Photovoltaik genutzt 
werden sollte bzw. diese Flächen auch als Standorte 
für Gemeinschaftsanlagen verfügbar gemacht werden 
sollten. Ein entsprechendes Bewusstsein bei den Be-
treibern vorausgesetzt, würde dies auch recht rasch 
umsetzbar sein. 

Der Wärme- und Kältebedarf kann zum einen tech-
nisch reduziert werden, legt aber zum anderen eine lei-
tungsgebundene Versorgung nahe. Derartige Systeme, 
d.h. Fernwärme und Fernkälte, wären zu prüfen und 
gegebenenfalls umzusetzen. Anforderungen an die 
Energieeffizienz erhöhen tendenziell die Errichtungs-
kosten, sodass mit längeren Abschreibezeiten der Bau-
ten und Anlagen gerechnet werden kann. Damit wird 
die Standortwahl dieser ohnehin schon persistenten 
Strukturen noch bedeutender, weil die Investitionen 
langfristiger zu denken sind und Strukturänderungen 
noch schwieriger und teurer werden.

Die Mobilität der KundInnen und ArbeitnehmerIn-
nen ist ein sehr wesentlicher Faktor des Energiever-
brauchs von Einkaufszentren. Oberf lächenparkplätze 
benötigen oft mehr Grundf läche als der eigentliche 
Baukörper. Dies führt neben einem nicht vertretbaren 
Flächenverbrauch und der Beeinträchtigung des Er-
scheinungsbildes auch zu überlangen Wegen und ver-
stärkt die Auto-Orientierung von nicht-integrierten 
Zentren weiter. In Zukunft wäre das ebenerdige Par-
ken an der Oberf läche generell zu vermeiden, Abstell-
plätze sollten in Parkhäusern und Tiefgaragen unterge-
bracht werden. Dadurch können auch in neuen 
Zentren attraktive Straßenräume mit urbanen Erdge-
schoßzonen entstehen.
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Zentren des Typs 1 sind rein auf den Autoverkehr aus-
gerichtet. Selbst der Wechsel zwischen den Geschäf-
ten findet meist mit dem Auto statt, da zu-Fuß-Gehen 
zu gefährlich erscheint und Gehwege vielfach fehlen. 
Damit ist auch eine gute Erreichbarkeit mit öffent-
lichen Verkehrsmitteln nur schwer herzustellen. Die 
Standorte sind vielfach disloziert, ohne direkte An-
bindung an einen Siedlungskörper oder mit zu weiten 
Wegen für den Umweltverbund. Umweltfreundliche 
Mobilität kann hier nur durch erhebliche Investitio-
nen in entsprechende Erschließungen forciert werden. 
Neue Zentren vom Typ  1 sollten daher nicht mehr er-
möglicht werden. Bestehende Standorte sollen schritt-
weise saniert werden, indem ein Wegenetz für Fuß-
gängerInnen und RadfahrerInnen integriert wird und 
eine Anbindung im öffentlichen Verkehr vorgesehen 
wird. Typ 2 hat intern eine attraktive Fußerschließung 
und damit das Potenzial, auch extern im Umweltver-
bund erschlossen zu werden. Dies bedeutet z.B. eine 
Reduktion der Stellplätze und eine Parkraumbewirt-
schaftung auf zentrumseigenen Parkplätzen.41 Wenn 
Typ 3 bei entsprechender Standortqualität zu einem 
multifunktionalen Zentrum ausgebaut wird, wäre auf 
ein entsprechendes Mobilitätskonzept mit den oben 
genannten Grundsätzen zu achten. In allen Typen 
sollten in entsprechenden Mobilitätskonzepten Alter-
nativen zum Autoverkehr für die KundInnen berück-
sichtigt werden.

Die graue Energie ist wie in den Industrie- und Ge-
werbegebieten zu berücksichtigen.

4.2.6	 Der ländliche Außenbereich

Während die ländlichen Innerortslagen bereits in den 
oben behandelten Siedlungstypen erfasst sind, ist der 
ländliche Außenbereich, der durch Weiler, landwirt-
schaftliche Höfe sowie Gebäude in Streulage gekenn-
zeichnet ist, gesondert zu behandeln. Der vielfach vor-
handene Streusiedlungscharakter ist oft historisch 
begründet und im jeweiligen Kontext zu interpretie-
ren. So bieten Bauernhöfe in Streulage die Kombina-
tion von Wohn-, Arbeits- und Versorgungsfunktion 
auf engstem Raum und erlauben, die bewirtschafteten 
Flächen in möglichst kurzen Distanzen zu erreichen. 
Diese Einheit ist durch den Rückgang der Bevölke-
rung, die in der Landwirtschaft arbeitet, weitestge-
hend aufgebrochen und daher wäre neu zu definieren, 
was in diesen Strukturen sinnvollerweise aus energie-
raumplanerischer Sicht erreicht werden kann. Dabei 
ist zu berücksichtigen, dass durch sehr geringe Dich-
ten die Aufrechterhaltung der öffentlichen Infrastruk-
tur sehr teuer ist sowie Nahversorgung, öffentlicher 
Verkehr etc. aus wirtschaftlichen Gründen wenn über-
haupt, nur noch in den Innerortslagen (siehe oben) ge-
währleistet werden kann.

Bezüglich raumstruktureller Maßnahmen wäre da-
mit ein weitestgehendes Einfrieren der Siedlungsent-
wicklung im Außenbereich zu empfehlen. Dies bedeu-
tet aus Sicht von Energie- und Ressourceneffizienz, 
den Baubestand weiterhin zu nutzen und den An-
sprüchen der Bevölkerung gemäß zu entwickeln, aber 
keine Neubauten im Außenbereich zuzulassen. Dies 
würde auch der Lebens- und Versorgungsqualität der 
Wohnbevölkerung im ländlichen Raum dienen. Jede/r 



--- 43 ---

4. KERNMASSNAHMEN FÜR DIE KOMMUNALE ENERGIER AUMPLANUNG

EinwohnerIn, die im Außenbereich angesiedelt wird, 
führt zu einer Schwächung der Ortszentren und er-
schwert die Belebung von Zentren. Denn nur durch 
eine ausreichende Bevölkerungszahl in kurzem Ein-
zugsbereich kann eine langfristige Sicherung der örtli-
chen Versorgung erreicht werden.

Aus energieraumplanerischer Sicht kann damit weiter 
erzielt werden, dass Ressourcenbereitstellungsf lächen 
für die Energiewende großräumig gesichert werden 
können. Als Gegenkonzept zur Siedlung in Streulage 
kann die Weiterentwicklung der ländlichen Ortskerne 
in Mischnutzung dienen. Dafür sind pro-aktive Be-
teiligungsprozesse notwendig, um die Vorteile dieser 
Strategien einer zukunftsfähigen Ortsentwicklung dar-
zustellen.

Für Strom sind wiederum Deckungsbeiträge durch 
Gewinnung am Standort durch verschiedene erneu-
erbare Energieträger festzulegen sowie Netzkapazität 
bzw. ein etwaiger Speicherbedarf zu ermitteln. Da der 
ländliche Außenbereich eine wesentliche Quelle künf-
tiger Energiegewinnung sein kann und sich hier auch 
neue wirtschaftliche Möglichkeiten ergeben können, 
sollte eine höhere Energiegewinnung als der Eigenbe-
darf angestrebt werden.

Da im Außenbereich überwiegend geringe Dichten 
und große Distanzen zur Wärmeversorgung zu er-
warten sind, ist Wärmedämmung in Kombination mit 
erneuerbaren Einzelheizungen realistischerweise der 
zukunftsfähigste Weg. Wie beim Strom gilt, dass regi-
onale Wertschöpfung für den ländlichen Raum durch 
Energieexport erzielt werden kann.

Mobilität ist im ländlichen Außenbereich im wesent-
lichen auf das Auto ausgerichtet und führt zu einem 
enormen Ressourcen- und Energieverbrauch pro Kopf. 
Auf Basis der raumstrukturellen Gegebenheiten wird 
hier eine geringere Elastizität in den Entwicklungen 
vorhanden sein, sodass eine Verbesserung der Klima- 
und Energiebilanzen weniger durch erhebliche Ver-
kehrsreduktion, sondern vorwiegend durch technolo-
gische Lösungen wie z.B. alternative Antriebssysteme 
zu erwarten ist. Dabei hat der ländliche Außenbereich 
den Vorteil, dass erneuerbare Energie unter günstigen 
Bedingungen und in großer Menge gewonnen wer-
den kann. Zur Gewährleistung einer selbstbestimmten 
Mobilität auch für jene Bevölkerungsteile, die nicht 
Autofahren können, ist die Einführung von Mikro-ÖV 
Systemen zu empfehlen.

Gerade im ländlichen Außenbereich ist die graue 
Energie ein wesentlicher Faktor. Selbst wenn Infra-
struktur wie Kanal etc. vorhanden ist, bedingen diese 
einen hohen Energie- und Ressourceneinsatz für Er-
haltung und Betrieb bei relativ geringen ökonomi-
schen Deckungsbeiträgen aufgrund der geringen Dich-
ten. Nicht zuletzt durch die geringer werdenden 
Finanzspielräume der öffentlichen Haushalte ist zu er-
warten, dass langfristig ein Rückzug der Infrastruktur-
ausstattung aus der Fläche erzwungen werden wird 
und aus dem Blickwinkel der Einsparung grauer Ener-
gie durchaus als sinnvoll erachtet werden kann. Um 
eine ausgewogene Infrastrukturversorgung der Bevöl-
kerung im ländlichen Raum bei einer Reduzierung der 
Aufwendungen für graue Energie aufrecht erhalten zu 
können, ist auch aus dieser Sicht die Schwerpunktset-
zung der künftigen Siedlungsentwicklungen auf die 
ländlichen Ortskerne zu favorisieren.
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4.3	 INNENENTWICKLUNG, FUNKTIONSMISCHUNG UND 
MASSVOLLE DICHTE

Innenentwicklung, Funktionsmischung und maß-
volle Dichte sind wesentliche Stellgrößen der räum-
lichen Entwicklung. Aus der Gesamtsicht betrachtet, 
entlasten sie die Umwelt von schädlichen Einf lüs-
sen und unterstützen dabei, eine hohe Lebensqualität 
für die Bevölkerung zu erreichen.42 Der ökologische 
Fußabdruck und die treibhausgasrelevanten Emissio-
nen werden reduziert, und zwar sowohl durch raum-
strukturelle Energieeffizienz als auch die verbesserte 
Nutzbarkeit erneuerbarer Energieträger für Strom und 
Wärme. Darüber hinaus kann motorisierter Individu-
alverkehr vermindert und Mobilität effizient organi-
siert werden. Durch eine effizientere Ausnutzung von 
Bauland kann der Bodenverbrauch durch Bauland-
nutzung reduziert sowie damit verbunden auch Le-
bensraum von Tieren und Pf lanzen vor Bebauung ge-
schützt werden.

Durch Innenentwicklung, Funktionsmischung und 
maßvolle Dichte an Standorten sozialer Infrastruktur 
und Nahversorgung kann das Lebens- und Arbeits-
umfeld qualitätsvoll entwickelt werden. Jede/r leistet 
in unterschiedlichen Lebensphasen wechselnde An-
teile von Familien-, Versorgungs-, und Erwerbsarbeit. 
Derartige räumliche Strukturen ermöglichen es, diese 
verschiedenen Tätigkeiten in kurzen Wegen zu organi-
sieren und machen damit den Umweltverbund attrak-

tiver. Begleitet sollen diese räumlichen Grundstruk-
turen werden durch u.a. vielfältige und engmaschige 
Fußwegenetze, entsprechende Bebauungsformen, Ge-
schoßhöhen und Trakttiefen, ein breites Angebot an 
alltagstauglichen Wohnungstypen, attraktive Erho-
lungsf lächen und Freiräume etc.43 Eine diesen Prinzi-
pien folgende räumliche Entwicklung spart durch kür-
zere Wege Zeit und Mobilitätskosten und unterstützt 
jene Personen, die sich vorwiegend der Familien- und 
Versorgungsarbeit widmen. Darüber hinaus werden 
gerade auch jene Einrichtungen (Nahversorgung, so-
ziale Infrastruktur etc.) durch verdichtete Struktu-
ren im Bestand gesichert, die für diese Personengrup-
pen besondere Relevanz haben. Die Bedeutung der 
Verdichtung und kurzer Wege zeigt sich auch in regi-
onalstatistischen Korrelationen, in denen höhere Er-
werbsquoten von Frauen wie auch höhere Anteile von 
Frauen an der Wohnbevölkerung mit Verdichtung zu-
sammenhängen.44

Schlussendlich verhelfen Innenentwicklung, Funk-
tionsmischung und maßvolle Dichte einem wichti-
gen sozialen Ziel, nämlich der Herstellung von leistba-
rem und attraktivem Wohnen, zur Umsetzung. Durch 
maßvolle Verdichtung werden vielfach Kosten gespart: 
bei der Herstellung der Gebäude, bei der Energiever-
sorgung und anderen Aspekten der laufenden Kosten, 
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bei Errichtung und Betrieb von technischen und sozi-
alen Infrastruktureinrichtungen der öffentlichen Hand 
sowie beim Betrieb von Nahversorgungseinrichtun-
gen. Dies kommt gerade auch einkommensschwäche-
ren sozialen Gruppen zugute, die auf diese Art und 
Weise eine hohe Lebensqualität bei gleichzeitig gerin-
geren Wohn- und Mobilitätskosten erzielen können.

Somit stellt sich die Frage, wie günstige Standorte 
zur Erreichung von Innenentwicklung, Funktionsmi-
schung und maßvoller Verdichtung ermittelt werden 
können, oder anders ausgedrückt: woran können jene 
„Kernzonen“ der örtlichen Raumentwicklung festge-
macht werden, die in der Siedlungsentwicklung pri-
oritär und gemäß den Prinzipien der Innenentwick-
lung, Funktionsmischung und maßvollen Dichte 
weiterentwickelt werden sollen und können. Die Fest-
legung dieser Kernzonen soll auf bestehenden Struk-
turen auf bauen und eine Entwicklungsperspektive be-
rücksichtigen. Darüber hinaus soll eine Methodik zur 
Ermittlung der Kernzone unterschiedliche Versor-
gungsqualitäten und zentralörtliche Stellungen von 
Gemeinden berücksichtigen. Daher wäre zumindest 
zwischen Orten mit kleinregionaler, regionaler oder 
überregionaler Zentrumsfunktion (Städte und Klein-
städte) sowie Orten ohne Zentralität im ländlichen 
und suburbanen Raum zu unterscheiden. 

Wir gehen davon aus, dass jede potenzielle Kernzone 
ein Mindestmaß an Grundversorgung des täglichen 
Bedarfs aufweisen sollte. Im jeweiligen räumlichen 
Kontext ist daher zu definieren, welche Einrichtungen 

für die Grundversorgung jedenfalls vorhanden sein 
sollten. Unserer Ansicht nach wären dies zumindest 
ein Lebensmittelgeschäft, Kindergarten und Volks-
schule sowie ein Haltepunkt des leistungsfähigen öf-
fentlichen Verkehrs, bevorzugt ein Bahnhaltepunkt 
oder Bushaltepunkte mit einer Mindestanzahl an Ab-
fahrten pro Tag, die eine regelmäßige Bedienung deut-
lich jenseits des SchülerInnenverkehrs bedeutet. Idea-
lerweise wäre ein Taktfahrplan umgesetzt. 

Ein Lebensmittelgeschäft, auf dem eine Kernzone auf-
gebaut werden kann, sollte ein umfangreicheres Sorti-
ment aufweisen, was z.B. an den angebotenen Waren-
gruppen festgemacht werden kann. Die Verkaufsf läche 
könnte als Indikator für die Anzahl der angebotenen 
Warengruppen herangezogen werden. So nimmt in 
Österreich die Zahl der Lebensmittelgeschäfte unter 
400 m2 laufend ab, während die Zahl der Supermärkte 
über 400 m2 steigt.45 Damit wären z.B. 400 m2 eine 
geeignete Grenze. Durch einen ausreichend hohen 
Verkaufsf lächenwert soll vermieden werden, dass ein 
einzelnes Geschäft wie Bäcker, Fleischhauer etc. mit 
einem eingeschränkten Warenangebot bereits zur Be-
gründung einer Kernzone herangezogen werden kann, 
auch wenn diese im entsprechenden Segment wichtige 
Nahversorgungsfunktionen übernehmen. Wenn meh-
rere kleinere Geschäfte in unmittelbarer räumlicher 
Nähe vorhanden sind, sollten diese in Summe eine 
vollständige Grundversorgung gewährleisten können, 
sodass damit eine Kernzone begründet werden 
könnte.
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4.3.1	 Ermittlung von Kernzonen 
in zentralen Orten

Werden verschiedene Definitionen von zentralen Or-
ten herangezogen, sind als wesentliche Kriterien eine 
MindesteinwohnerInnenzahl, eine Mindestausstattung 
an öffentlicher Infrastruktur und privatwirtschaftlich 
organisierter Versorgung, (klein-)regionale Arbeits-
platzfunktionen sowie eine höhere Bebauungs- und 
EinwohnerInnendichte zu nennen.46 Nicht zuletzt auf-
grund der bereits abgeschlossenen, laufenden oder dis-
kutierten Gemeindezusammenlegungen, die mehrere 
Stadt- und Ortskerne in einer Verwaltungseinheit zu-
sammenfassen, stellt sich zunächst die Frage, welche 
Merkmale eine Ortschaft innerhalb einer Gemeinde 
aus energieraumplanerischer Sicht aufweisen sollte, 
um eine Kernzone zu beherbergen. Daran ist die Frage 
zu knüpfen, wie die Kernzone innerhalb dieser Ort-
schaften zu definieren ist.

Wird als Ortschaft das geschlossen als Bauland gewid-
mete Gebiet verstanden, so wären aus Autorensicht 
folgende Kriterien ausschlaggebend, um eine Kern-
zone aufnehmen zu können:

‐--‐ eine Mindestgröße bezogen auf die EinwohnerIn-
nenzahl: damit soll ausreichend Kauf kraft gesi-

chert werden, um Geschäften des täglichen und 
darüber hinausgehenden Bedarfs eine ausrei-
chende ökonomische Basis zu geben; [IX]

‐--‐ eine Mindestdichte von EinwohnerInnen pro 
Hektar Bruttobauland: Auswertungen der Be-
bauungsstruktur von Gemeinden haben ergeben, 
dass Dichten von 50 EinwohnerInnen in Ortsge-
bieten sowohl im ländlichen als auch kleinstädti-
schen Bereich jedenfalls erreicht werden können, 
wenn Teile des Baulandes in maßvoll verdichteten 
Wohnformen bebaut sind;

‐--‐ einen historischen Stadt- bzw. Ortskern: damit 
soll dem vielfach geäußerten Wunsch nach Be-
lebung von Ortskernen Rechnung getragen wer-
den [X]; dieser kann festgelegt werden als das 

 [IX]	 Erfahrungswerte aus jüngeren österreichischen Studien 
zeigen, dass eine Bevölkerungszahl von mittlerweile 
ca. 4.000 Personen im Einzugsgebiet notwendig ist, 
um neue Supermärkte ansiedeln zu können.47 Eine ge-
ringere Bevölkerungszahl im Ort kann unter Umstän-
den durch eine günstige Verkehrsanbindung, z.B. den 
Schnittpunkt mehrerer hochrangiger Straßen wettge-
macht werden.

 [X]	 Die Ergebnisse einer/s BürgerInnenbeteiligungspro-
zesses in der LEADER Region Mühlviertler Kernland 
im Rahmen des Forschungsprojektes Vital Landscapes 
(www.vital-landscapes.eu) verdeutlichen, dass die be-
bauten Strukturen des ländlichen Raumes sowie die in 
diesen Räumen stattfindende gesellschaftliche Interak-
tion wesentlicher Bestandteil des Landschaftsverständ-

www.vital-landscapes.eu
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geschlossen bebaute Gebiet, in dem ein Mindest-
prozentsatz der Häuser vor einem bestimmten Be-
zugsjahr errichtet wurden. [XI]

Innerhalb dieser Stadt-, Markt- bzw. Ortskerne kön-
nen folgende Kriterien herangezogen werden, um 
Kernzonen auszuweisen: 

‐--‐ Vorhandensein von Flächenwidmungen, die eine 
Mischung von Wohnen, öffentlichen Einrichtun-
gen, Dienstleistungsbetrieben und nicht emittie-
renden und wenig Verkehr anziehenden produzie-
renden Betrieben erlauben;

‐--‐ ein bauliches Erscheinungsbild mit mindestens 
zwei- bis dreigeschoßigen Gebäuden in über-
wiegend geschlossener Bauweise: dies ist not-
wendig, um entsprechende Dichten zu erreichen 
und die geschoßweise Funktionsmischung zu 
ermöglichen; [XII]

‐--‐ Bereitstellen von mindestens 30–50  % der Brutto-
geschoßf läche für die Wohnfunktion: In lebendi-
gen Ortskernen muss die Wohnfunktion vertreten 
sein. Durch diese Formulierung soll sichergestellt 
sein, dass nicht nur das „Penthouse“ für Wohnen 
ausgebaut wird. Gleichzeitig sind aber auch zwei-
geschoßige historische Ortskerne erfasst, wenn im 
Erdgeschoß Betriebe untergebracht sind und im 
ersten Stock gewohnt wird. [XIII]

nisses der Bevölkerung sind. Lebendige und lebens-
werte Ortskerne zu erhalten bzw. zu schaffen und die 
Dorfgemeinschaft zu stärken wird als Landschaftsqua-
litätsziel formuliert (Stöglehner et al. 2013).

 [XI]	 In historischen Ortskernen sind öfter Neubauten an-
zutreffen. Außerdem ist eine Nachverdichtung vieler-
orts durchaus sinnvoll, was Neubauten bedingen kann. 
Nichtsdestotrotz sollte in einem historischen Ortkern 
eine entsprechende Bausubstanz dominieren.

 [XII]	 vgl. dazu auch z.B. Kriterien für die Zentrumszonen-
ausweisung in Niederösterreich (§ 14 Abs. 2 Z.15, 
NÖROG 2014)

 [XIII]	 Dieser Richtwert stellt z.B. sicher, dass bei fünfgescho-
ßigen Häusern mindestens zwei Geschoße bewohnt 
werden oder bei zwei Geschoßen eines bewohnt wird. 
Dies wird von den AutorInnen als Mindestmaß angese-
hen, um belebte Ortskerne zu erhalten. Wird eine stär-
kere Verankerung der Wohnfunktion gewünscht, kann 
dieser Wert auch erhöht werden.

‐--‐ Entlang von Geschäftsstraßen wäre eine ad-
äquate Raumhöhe im Erdgeschoß vorzusehen: [XIV] 
Raumhöhe ist ein wesentlicher Faktor für die 
Wandelbarkeit von Nutzungen in Gebäuden, z.B. 
von Wohnen zu Dienstleistungen, Ordinationen 
etc.; diese Qualität wird z.B. in Gründerzeitbauten 
mit Raumhöhen über 3,5 Metern in besonderem 
Maße angetroffen;

‐--‐ daran angrenzend Wohngebiete mit einer fußläu-
figen Entfernung zu Nahversorgungseinrichtun-
gen; diese Wohngebiete sollten auch Potenziale 
für eine effiziente Baulandgestaltung, z.B. durch 
Nachverdichtung und die Nutzung von Bauland-
reserven bieten.

In großen Gemeinden mit einem städtischen Kern 
können außerhalb dieses Kerns weitere Ortschaften 
zumindest jene Versorgungsqualität aufweisen, die 
auch in Ortschaften des ländlichen Raumes ohne Zen-

 [XIV]	 Eine Raumhöhe von 3,5 – 4,5 Metern erlaubt jedenfalls 
gewerbliche Nutzungen, wobei vielfach eine höhere 
Raumhöhe nachgefragt wird.
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tralität angetroffen werden kann. Damit können zu-
sätzlich zum Hauptorts- bzw. Stadtkern noch weitere 
Kernzonen hinzutreten. Um diese ergänzenden Kern-
zonen festlegen zu können, werden folgende Kriterien 
vorgeschlagen (vgl. Abb. 7):

‐--‐ ein zusammenhängend als Bauland gewidmetes 
Gebiet, das für die Mischung von Wohn- und Ver-
sorgungsfunktionen sowie öffentlichen Einrich-
tungen geeignet ist;

a)	 wobei innerhalb dieses Gebietes die Suche 
nach einer Achse zwischen Lebensmittelge-
schäft und einer anderen zentralörtlichen Ein-
richtung (Kindergarten, Volksschule) oder des 
nächstgelegenen ÖV-Bahnhaltepunktes erfolgt. 
Diese Achse darf eine maximale Länge in fuß-
läufiger Distanz nicht überschreiten. Um diese 
Achse ist eine fußläufig erreichbare Fläche in-
nerhalb eines bestimmten Abstandes zur Achse 
als Kernzone darzustellen. Die Kernzone be-
schreibt dann eine in fußläufiger Erreichbarkeit 
zu dieser Achse liegende Fläche.

b)	 Alternativ oder ergänzend könnte ein mit fuß-
läufiger Erreichbarkeit begründbarer Radius um 

ÖV-Bushaltepunkte bzw. ÖV-Bahnhaltepunkte 
ausgewiesen werden, in dem mindestens eine 
der folgenden Einrichtungen liegt: Kindergarten, 
Volksschule oder Lebensmittelgeschäft.

Um zum einen eine Entwicklungsperspektive berück-
sichtigen sowie eine Mindestgrundversorgung in fuß-
läufiger Distanz anbieten und zum anderen eine f le-
xible Abgrenzung ermöglichen zu können, wird als 
Voraussetzung für eine Kernzone die Achsenbildung 
zwischen mindestens zwei Einrichtungen vorgeschla-
gen. Dabei sollte gemäß (a) jedenfalls eine Lebens-
mittelversorgung wie oben definiert vorhanden sein, 
die mit mindestens einer weiteren öffentlichen Ein-
richtung gemeinsam die Grundversorgung gewähr-
leisten soll. Auch soll damit die besondere Lagegunst 
von ÖV-Bahnhaltepunkten herausgestrichen werden. 
Punkt (b) erlaubt eine Ausweisung von Kernzonen im 
Umkreis von ÖV-Bus- und Bahnhaltepunkten, wenn 
mindestens eine öffentliche Einrichtung bzw. eine Le-
bensmittelversorgung vorhanden ist. Durch die Be-
grenzung der Achsenlänge bzw. des ÖV-Einzugsbe-
reichs auf eine fußläufig rasch zurücklegbare bzw. von 
Personen mit eingeschränkter Mobilität im Allgemei-
nen machbare Distanz können Kristallisationspunkte 

Angewendete Distanzen: 
300 m für die Länge der Achse, 150 m für fußläu�ge Distanz (pro Richtung), 150 m Radius für 
ÖV-Bushaltepunkte und 500 m für ÖV-Bahnhaltepunkte
Quelle: eigene Bearbeitung 

ABB. 7: SCHEMA FÜR KER NZONENABGR ENZUNG
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für eine weitere Ortskernentwicklung identifiziert wer-
den, die durch die prioritäre Siedlungsentwicklung 
und Erhöhung der Bevölkerungszahl in diesem Ge-
biet begünstigt wird. Damit soll die Grundversorgung 
tendenziell besser bzw. konstant ausgelastet und lang-
fristig eventuell auch ausgebaut werden können. Dies 
trifft auch für Gemeinden mit einer rückläufigen Be-
völkerungs- und/oder Wirtschaftsentwicklung zu, da 
hier die Konzentration auf die Ortskerne eine Ab-
sicherung der Grundversorgung unterstützen kann. 
Eine Entwicklungsperspektive kann auch dadurch ent-
stehen, dass zusätzliche kernzonenrelevante Einrich-
tungen geschaffen werden, sodass dann neue Elemente 
für die Kernzonenabgrenzung herangezogen werden 
können. Dabei ist allerdings wichtig, dass nicht nur 
die Widmung dafür vorgesehen ist, sondern dass ein 
derartiges Planungsvorhaben tatsächlich realisiert ist. 
Was nicht im Sinne der hier vorgestellten Planungs-
prinzipien ist, wäre, zwar ein Gebiet für kernzonenre-
levante Einrichtungen auszuweisen und dann in der 
Realisierung mit der Wohnnutzung allein zu begin-
nen. Kommen die kernzonenrelevanten Einrichtungen 
dann nicht, wäre trotz der guten Absichten eine Fehl-
entwicklung entstanden. 

4.3.2	 Ermittlung von Kernzonen 
in Orten ohne Zentralität

In Orten ohne Zentralität sollte in den Kernzonen 
die Grundversorgung in der oben dargestellten Qua-
lität sichergestellt werden. Dafür ist eine gewisse Min-
destbevölkerung notwendig, künftige Entwicklungen 
sollen die Versorgungseinrichtungen in ihrem Be-
stand absichern. Dafür ist das Halten bzw. Erreichen 
einer ausreichend großen Mantelbevölkerung und Si-
cherstellung einer Mindestdichte für den effizienten 
Betrieb oder sogar der Entwicklung zusätzlicher In-
frastruktur notwendig und soll durch den Entwick-
lungsfokus auf die Kernzonen auch erreicht werden. 
Kernzonen können in Orten ohne Zentralität nach 
folgenden Kriterien dargestellt werden:

Ortschaften sind für die Ausweisung von Kernzonen 
geeignet,

‐--‐ wenn sie innerhalb des zusammenhängend als 
Bauland gewidmeten Gebietes mindestens fol-
gende zentralörtlichen Einrichtungen beinhalten: 
Kindergarten, Volksschule, Lebensmittelversor-
gung nach obigen Kriterien und
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‐--‐ wenn gemäß Bauland- und Bevölkerungsprog-
nose – durch die Realisierung einer realistisch 
eingeschätzten Entwicklungsperspektive möglichst 
in Projekten des förderbaren Mehrfamilienhaus-
wohnbaues bzw. in weiteren verdichteten Wohn-
formen – innerhalb dieses zusammenhängend als 
Bauland gewidmeten Gebietes eine Bevölkerungs-
zahl erreicht werden kann, die das Aufrechterhal-
ten einer Grundversorgung erwarten lässt. [X V]

In diesen zusammenhängend als Bauland gewidmeten 
Gebieten, die für die Mischung von Wohn- und Ver-
sorgungsfunktionen sowie öffentlichen Einrichtungen 
geeignet sind, können folgende Flächen einschließ-
lich Neuwidmungen als Kernzone ausgewiesen wer-
den (siehe oben):

‐--‐ der historische Ortskern (siehe oben) 

und/oder

‐--‐ das Gebiet, das in fußläufiger Erreichbarkeit der 
Achse zwischen Lebensmittelgeschäft und einer 
anderen zentralörtlichen Einrichtung (Kindergar-
ten, Volksschule) oder des nächstgelegenen ÖV-
Bahnhaltepunktes liegt, wobei diese Achse eine 
Maximallänge nicht überschreiten darf; 

 [XV]	 Für die Ausweisung einer Zentrumszone gemäß Nie-
derösterreichischem Raumordnungsgesetz sind min-
destens 1.000 EinwohnerInnen notwendig, wenn in 
angrenzenden Ortschaften mindestens 800 Einwohne-
rInnen leben; ansonsten sind 1.800 EinwohnerInnen 
notwendig. Diese Regelung könnte hier analog ange-
wendet werden. (vgl. § 14 Abs. 2 Z.15 NÖROG 2014)

und/oder

‐--‐ eine Fläche, die in einem fußläufig zurücklegbaren 
Radius um ÖV-Bushaltepunkte bzw. ÖV-Bahnhal-
tepunkte entfernt liegt und mindestens eine der 
folgenden Einrichtungen aufweist: Kindergarten, 
Volksschule, Lebensmittelversorgung (siehe oben).

Die Kriterien werden im Wesentlichen in gleicher 
Weise angewendet, wie für die ergänzenden Kernzo-
nen in Orten mit Zentralität. Es soll der grundlegende 
tägliche Bedarf vor Ort abgedeckt werden können. 
Darüber hinaus kann ein „Bonus“ für den historischen 
Ortskern vergeben werden, um mit der Konzentration 
der Siedlungsentwicklung einer Entleerung entgegen-
wirken und eine positive Entwicklung einleiten zu 
können. Dazu gehört z.B. auch die effiziente Nutzung 
von historischen Bauten wie ehemaligen landwirt-
schaftlichen Gebäuden durch die Adaption mit mehre-
ren Wohneinheiten. Gerade ehemalige Landwirtschaf-
ten oder ehemalige Gewerbebauten in historischen 
Ortszentren würden viel Potenzial eröffnen, Wohnun-
gen für Jungfamilien oder ältere Personen in Orts-
kernlagen auch im ländlichen Raum anzubieten. 
Durch eine maßvolle Verdichtung soll langfristig eine 
Struktur erhalten bzw. geschaffen werden, um die 
Grundversorgung sichern oder wiederherstellen zu 
können.

Sorgsam ist mit der Abgrenzung des historischen 
Ortskerns umzugehen. Wir schlagen vor, dass mög-
lichst eine geschlossene Bebauung vorliegen und die 
Bebauung zumindest ab einem – in der historischen 
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Siedlungsentwicklung in angemessener Vergangenheit 
liegenden – Bezugsjahr bestehen sollte. In Gebieten 
mit Streusiedlungstradition sollten die Abstände zwi-
schen den historischen Bauten eine adäquate Distanz 
nicht übersteigen, um einen zusammenhängenden his-
torischen Ortskern abgrenzen zu können.

4.3.3	 Umsetzung in den Plänen 
der örtlichen Raumplanung

Die Kernzonen sollten idealerweise im örtlichen Ent­
wicklungskonzept dargestellt werden und möglichst 
sowohl den Bestand als auch Erweiterungsf lächen be-
inhalten. Folgende kernzonenrelevante Nutzungen wä-
ren prioritär vorzusehen: Mehrfamilienhauswohnbau, 
Handels- und Dienstleistungseinrichtungen sowie öf-
fentliche Einrichtungen. Soweit dies möglich ist, soll 
eine geschoßweise Nutzungsmischung vorgesehen 
werden, d.h. wäre eine Wohnnutzung in den oberen 
Geschoßen anzustreben. Zur Herstellung attraktiver 
Wohn- und Lebensqualität ist auch auf eine qualitäts-
volle Freiraumversorgung bei der Konzipierung der 
Funktionsmischung zu achten, sodass Spiel-, Sport- 
und Freizeiteinrichtungen sowie Erholungsgebiete zu 
Fuß und mit dem Rad bequem erreicht werden kön-
nen.

Die darüber hinausgehende Siedlungsentwicklung für 
Wohnen soll möglichst im Ortsverband mit der Kern-
zone stattfinden. Solange Baulandreserven im Bestand 
vorhanden sind, hat die Prämisse des Haltens von 

Siedlungsrändern oberste Priorität. Dafür ist jedoch 
eine Mobilisierung der Baulandreserven notwendig 
(siehe Kapitel 4.6). Speziell für den Bereich Wohnen 
wurden verschiedene Tools entwickelt, die Standort-
vergleiche im Hinblick auf den künftig zu erwartenden 
Energieverbrauch ermöglichen. Dabei kann zwischen 
zwei Herangehensweisen gewählt werden: quantifizie-
rende Berechnungstools für Energieverbrauch, CO2-
Emissionen, ökologischen Fußabdruck und regional-
ökonomische Effekte wie der ELAS-Rechner 
(www.elas-calculator.eu) sowie qualitativ einschätzende 
Tools wie der Energieausweis für Siedlungen 
(www.energieausweis-siedlungen.at).

Auch produzierende Betriebe sollten unter Wahrung 
des Immissionsschutzes möglichst im Ortsverband 
integriert bzw. an diesen räumlich angebunden sein. 
Dies kann nicht nur Pendelströme reduzieren und den 
Umweltverbund fördern. Es ermöglicht auch gegebe-
nenfalls die Abwärmenutzung aus Betrieben für den 
Betrieb von Fernwärmenetzen im Ortsverband, sodass 
geeignete Betriebe langfristig Energiedienstleistungen 
für die Umgebung erbringen können. Industrie- und 
Gewerbegebiete sollen möglichst an den Achsen des 
leistungsfähigen öffentlichen Verkehrs angesiedelt wer-
den und durch attraktive Fuß- und Radwegeverbin-
dungen mit den anliegenden Ortskernen verbunden 
werden. Für die Ansiedlung von Betrieben sollten die 
regional günstigsten Standorte gewählt werden, was 
durch gemeindeübergreifende Kooperation bei Be-
triebsansiedlungen gewährleistet werden kann.

http://www.elas-calculator.eu
http://www.energieausweis-siedlungen.at


--- 52 ---

4. KERNMASSNAHMEN FÜR DIE KOMMUNALE ENERGIER AUMPLANUNG

Aus energieraumplanerischer Sicht sollte die dritte Di-
mension, d.h. die Höhenentwicklung der potenziellen 
Bebauung, bereits bei der Festlegung von Flächenwid-
mungen mitgedacht werden, weshalb eine Integra-
tion von Flächenwidmungs- und Bebauungsplanung 
zweckmäßig erscheint.48 Die Möglichkeit, integrierte 
Flächenwidmungs- und Bebauungspläne zu erlassen 
ist außer in Wien, wo dies seit Jahrzehnten gehand-
habt wird, nur im Kärntner Gemeindeplanungsgesetz 
vorgesehen. Bei Vorliegen bestimmter Voraussetzun-
gen gibt es in Salzburg eine Verpf lichtung zur Paral-
lelaufstellung von Flächenwidmungsplan und Bebau-
ungsplan. Hier wird vorgeschlagen, zumindest in allen 
Kernzonen unter Verwendung von Bausperren Ge-
biete erst dann zur Bebauung freizugeben, wenn ein 
Bebauungsplan mit ausreichendem Konkretisierungs-
grad erstellt wurde. Konkret wären aus Sicht von In-
nenentwicklung, Funktionsmischung und maßvoller 
Dichte folgende Aspekte in der integierten Flächen-
widmungs- und Bebauungsplanung vorrangig aufzu-
nehmen:

‐--‐ Auswahl von Widmungskategorien zur Erreichung 
funktionsgemischter Kernzonen, bei Bedarf Nut-
zen der Möglichkeiten der geschoßweisen Flä-
chenwidmung;

‐--‐ Konzentrieren von Versorgungseinrichtungen und 
Einkaufsmöglichkeiten in diesen Kernzonen (und 
Unterbinden ebensolcher am Ortsrand bzw. au-
ßerhalb des Ortsverbandes);

‐--‐ Vorrang von qualitätsvoller, effizienter Ausnut-
zung von Bauland und bauliche Sanierung in den 
Kernzonen einschließlich Nachverdichtung;

‐--‐ Festlegen von Mindest- und Höchstdichten;

‐--‐ Festlegen höherer Geschoßhöhen im Erdgeschoß 
zur Ermöglichung größerer Nutzungsvielfalt in 
den Kernzonen bzw. an Straßenzügen bzw. Plät-
zen, die vorrangig für Einzelhandelsnutzung im 
Erdgeschoß vorgesehen sind;

‐--‐ Vorsehen von Flächen für den (förderbaren) 
Mehrfamilienhausbau;

Quelle: Emrich Consulting ZT-GmbH, 2016
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‐--‐ Festlegen von Spiel-, Sport- und Freizeiteinrich-
tungen sowie Erholungsgebieten in einer ausrei-
chenden Größe, Nähe und Erreichbarkeit zu Fuß 
und mit dem Rad;

‐--‐ Sicherstellen einer ausreichenden Grünf lächenver-
sorgung und Anwendung von Pf lanzgeboten und 
Pf lanzbindungen für eine attraktive Umfeldgestal-
tung und Verbesserung der Klimawandelanpas-
sung.

Diese Festlegungen sollten nicht auf die Kernzonen 
beschränkt bleiben, sondern auch auf die weiteren 
Ortsteile ausgedehnt werden. Dabei ist es gerechtfer-
tigt, zwischen Kernzonen und weiteren Ortsteilen zu 
differenzieren. So können z.B. Dichtemaße in Abhän-
gigkeit zur Entfernung zur Kernzone abgestuft wer-
den.

4.4	 VORRANGFLÄCHEN UND STANDORTE FÜR DIE 
ENERGIEVERSORGUNG

Das Thema Vorrangf lächen hat bezüglich der Energie-
versorgung aus erneuerbaren Energieträgern zwei Di-
mensionen:

3.	 können Vorrangf lächen dazu herangezogen wer-
den, Ressourcenbereitstellungsf lächen und Stand-
orte für Anlagen zur Gewinnung, Verteilung und 
Speicherung von Energie zu sichern; diese An-
wendung von Vorrangf lächen wird überwiegend 
im Grünland bzw. Freiland zum Tragen kommen, 
wenn es darum geht, z.B. Flächen für die Wind-
energienutzung vorzuhalten oder Biomassepro-
duktion durch landwirtschaftliche Vorrangf lächen 
abzusichern;

4.	 können Vorrangf lächen für die Energieversorgung 
im Bauland dazu angewendet werden, bestimmte 
Energieträger prioritär zu behandeln, was spezi-
ell bei leitungsgebundenen erneuerbaren Energie-
trägern sinnvoll erscheint, z.B. bei Vorrangf lächen 
für Wärme- und Kältenetze

4.4.1	 Vorrang- bzw. Ausschluss
f lächen für Ressourcen
bereitstellung und Standort-
sicherung

Auf Basis der Potenzialanalysen (vgl. Kap. 4.1) sol-
len raumverträglich realisierbare Energiepotenziale er-
mittelt werden. Dabei werden Annahmen über die 
zur Verfügung stehenden Flächen getroffen. Auf Ba-
sis dieser Annahmen werden dann im Energiekonzept 
kommunale Versorgungsziele mit verschiedenen For-
men erneuerbarer Energien festgelegt. Um die Ver-
sorgungsziele realisieren zu können, ist es notwen-
dig, die Ressourcenbereitstellungsf lächen im dafür 
erforderlichen Umfang zu sichern. Des Weiteren kön-
nen jene Flächen definiert werden, die als Ausschluss-
f lächen für bestimmte Energieträger zur Vermeidung 
von Nutzungskonf likten nicht für die Energiegewin-
nung herangezogen werden sollen. Diese Vorrang- 
bzw. Ausschlussf lächen können z.B. für die Windener-
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gienutzung, für bestimmte Biomassenutzungen (wie 
Energiewälder) oder für die Freif lächenphotovoltaik 
notwendig werden.

Für die Windenergie werden solche Vorrang- und Aus-
schlusszonenregelungen sinnvollerweise auf regionaler 
Ebene bzw. für ein ganzes Bundesland getroffen bzw. 
wären solche zu treffen. Dann ist im konkreten Fall 
auf örtlicher Ebene noch immer zu entscheiden, wie 
viele Anlagen in einer Vorrangf läche und mit welcher 
Höhe aufgestellt werden können. Dabei gilt: je hö-
her die Anlagen sind und je größer die Zahl in einem 
Windpark ist, desto größer sollten auch die Abstände 
zu Wohngebiet sein. Felber und Stöglehner (2014) ha-
ben eine dynamische Abstandsbestimmung vorge-
schlagen, die diese Faktoren aus Sicht von Lärmschutz 
und Schattenwurf berücksichtigt. Allerdings würde 
diese Herangehensweise noch eine weitere Kalibrie-
rung möglichst anhand von Messdaten verlangen und 
ist derzeit als Denkansatz für die Weiterentwicklung 
einschlägiger Regelungen zu verstehen. Mit einfachen 
Distanzregelungen können Themen wie Fledermaus- 
und Vogelschutz sowie weitere naturschutzfachliche 
Belange und Landschaftsbild nicht berücksichtigt wer-
den, sodass dafür einzelfallbezogene Gutachten not-
wendig werden.49

Bei der Biomasseproduktion ist die Steuerungsmög-
lichkeit der Raumplanung durchaus beschränkt, da 
keine Nutzungsvorgaben festgeschrieben werden kön-
nen. Es gilt jedoch, dass durch räumlich verortete Da-
ten und Schätzungen des Produktionspotenzials re-
alistische Beiträge zur Energieversorgung abgegeben 
werden können. Um dieses Produktionspotenzial zu 
schützen, können z.B. landwirtschaftliche Vorrang-
f lächen ausgewiesen werden, um Biomasseprodukti-
onsf lächen für Nahrungsmittelproduktion und Ener-
giegewinnung in ausreichendem Maße vor Bebauung 
und Infrastrukturanlagen freizuhalten. Die jährli-
chen Biomasseerträge auf Grünland können erheblich 
sein, sodass Biogasgewinnung aus Grünschnitt durch-
aus als ein Beitrag zur Energiegewinnung und zur Of-
fenhaltung von Kulturlandschaften gesehen werden 
kann. [X V I] Bezüglich letzterem Aspekt ist allerdings zu 
bedenken, dass die Biogas-Wiesen in sehr kurzen Zeit-
abschnitten gemäht werden, da sich das frische Gras 
besser für Biogas verwerten lässt. Ein Beitrag zum Ar-
tenschutz von wildlebenden Pf lanzen und Tieren ist 
daher bei dieser Art der Grünlandbewirtschaftung 
kaum zu erwarten.

 [XVI]	 So erbringen Wiesen und Kulturweiden einen Ertrag 
von ca. 7 t Trockensubstanz pro Hektar und Jahr (vgl. 
Grüner Bericht 2007, BMLFU W 2007).

Quelle: NÖ Landesregierung, 2014

ABB. 9:  AUSSCHNI� AUS DER �RTE NORDOST ZUM SEKTO�LEN �UM-
ORDNUNGSPROG�MM ÜBER DIE WINDK�FTNUTZUNG IN NÖ
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Freif lächen-Photovoltaik zieht visuelle Effekte nach 
sich, auch wird landwirtschaftliche Produktionsf lä-
che der Nutzung entzogen. Darüber hinaus können 
Photovoltaikanlagen bestens in Gebäude und Infra-
strukturanlagen integriert werden, sodass diese im 
Siedlungsraum im Gegensatz zur offenen Kulturland-
schaft keinen zusätzlichen Flächenbedarf an landwirt-
schaftlichem Kulturland haben. Daher sollte aus Sicht 
der AutorInnen außer in Einzelfällen, z.B. der Rekul-
tivierung von Abbauf lächen, Deponien oder Halden, 
Photovoltaik primär im Siedlungsraum genutzt wer-
den.

Grundsätzlich gilt, dass eine kompakte Siedlungsent-
wicklung Flächen freihält, die dann u.a. auch für die 
Gewinnung erneuerbarer Energie herangezogen wer-
den können. In einer systemischen Betrachtungsweise 
sind daher Innenentwicklung, Funktionsmischung 
und maßvolle Dichte als Maßnahmen zur Ressourcen- 
und Flächensicherung für eine nachhaltige Energiever-
sorgung anzusehen.

4.4.2	 Vorrangf lächen für leitungs-
gebundene erneuerbare 
Energieträger

Ein besonderes Augenmerk sollte auf die Fernwärme-
versorgung gelegt werden, weil diese eine effiziente 
und emissionsarme sowie klimaschonende Energiege-
winnung ermöglicht. Als Energiequellen für die Netze 
sollte bevorzugt Abwärme entweder aus der Elektrizi-
tätsgewinnung, aus betrieblichen Prozessen oder aus 
Abwasserenergie sowie aus Biomasse herangezogen 
werden.

Die Analyse des Gebäude- und Wohnungsregisters in 
einem GIS-System ermöglicht dabei eine rasche Prü-
fung der grundsätzlichen Machbarkeit von Fernwär-
mesystemen, ohne eine Detailplanung vorwegzuneh-
men (siehe Energiezonenplanung, Stöglehner et al. 
2014b). Auf dieser Basis können Fernwärmeversor-
gungs- bzw. -ausbauzonen im örtlichen Entwicklungs-
konzept verortet werden mit der Wirkung, dass in 
diesen Bereichen die Entwicklung im Mehrfamilien-
hausbau, von öffentlichen Einrichtungen und (Dienst-
leistungs-)Betrieben voranzutreiben wäre. Damit kann 
den neuen Bauvorhaben eine umweltfreundliche Ener-
gieversorgung angeboten werden.

Quelle: Stöglehner et al., 2011a

ABB. 10: ENERGIEZONENPLANUNG AM BEISPIEL FR EISTADT
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Grundsätzlich gelten diese Ausführungen auch für 
Fernkältenetze, wobei diese auf betriebliche Nut-
zungen beschränkt werden sollten. Durch Erfüllung 
entsprechender Baustandards ist ein Kühlbedarf in 
Wohngebäuden zu vermeiden. 

4.4.1	 Standortwahl für erneuer-
bare Energieträger

Auch wenn kurz- bis mittelfristig noch erhebliche An-
teile der Energieversorgung aus nicht-erneuerbaren 
Quellen kommen werden, ist es das Ziel, langfristig 
eine Vollversorgung auf Basis erneuerbarer Energieträ-
ger zu erreichen. Daher ist jede Möglichkeit zu nutzen, 
um möglichst rasch die Deckungsbeiträge aus erneu-
erbaren Energieträgern zu erhöhen. Im Folgenden wer-
den die derzeit relevantesten erneuerbaren Energieträ-
ger aus energieraumplanerischer Sicht im Überblick 
beleuchtet. Für weitergehende Informationen wird auf 
die einschlägige Literatur verwiesen.

SOLAR ENERGIE

Solarenergie, sowohl thermisch als auch photovolta-
isch, hat im Wesentlichen den Anspruch möglichst 
wenig beschatteter Standorte. Dies betrifft sowohl ge-
bäudeintegrierte Lösungen als auch – bei Photovolta-
ikanlagen eine neue Herausforderung an die Raum-
ordnung – Freif lächenanlagen. Gebäudeintegrierte 
Lösungen haben nur geringe Auswirkungen auf die 

Umwelt und Nachbarschaft. Zu berücksichtigen sind 
Effekte durch Spiegelungen und Lichtref lexe, was 
aber durch eine entsprechende Positionierung mini-
miert werden kann. Nutzungskonf likte können mit 
dem Denkmalschutz entstehen, wenn Anlagen in ent-
sprechenden Altstadtensembles errichtet werden sol-
len. Hier ist aber auch seitens des Denkmalschutzes zu 
erwägen, ob nicht mit Blick auf das dringende gesell-
schaftliche Ziel der Energiewende nicht maßvolle Ein-
griffe zur Eigenversorgung der Objekte auf wenig ex-
ponierten Flächen zu ermöglichen sind.50

Durch eine geeignete Umfeldgestaltung wie z.B. die 
Anordnung der Baukörper zueinander sind geeignete 
Flächen für die Solarenergienutzung zu sichern bzw. 
bei Neubaugebieten zu schaffen. Der Bebauungsplan 
ist dafür ein geeignetes Planungsinstrument.

Bei Photovoltaiknutzung ist der Abtransport des 
Überschussstroms – d.h. des nicht direkt verbrauch-
ten und in das Stromnetz abzugebenden Stroms – zu 
berücksichtigen, da dies Netzkapazität benötigt. Die 
Netzkapazität stellt dabei nicht nur bei Großanlagen, 
sondern auch als Summenwirkung vieler kleiner Ein-
zelanlagen einen Engpass dar, der das tatsächlich re-
alisierbare PV-Potenzial begrenzt. Alternativ können 
Stromspeicher in Erwägung gezogen werden, wofür 
aber derzeit noch kaum marktfähige Lösungen vor-
handen sind. Dies kann sich aber bei entsprechender 
technologischer Entwicklung rasch ändern. Bei derzei-
tiger Technologie und den derzeitigen Einspeise- und 
Verbrauchspreisen ist es günstig, die Gesamtheit der 
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PV-Anlagen so zu dimensionieren, dass der erzeugte 
Strom möglichst lokal verbraucht werden kann und 
möglichst wenig Strom in das Netz abgegeben werden 
muss.51

WINDENERGIE

Windenergie ist ein bereits breit bearbeitetes Feld. Die 
wesentlichsten Standortfaktoren sind das Vorhanden-
sein von ausreichendem und regelmäßig verfügba-
rem Wind sowie die Verfügbarkeit einer leistungsfähi-
gen Anbindung an das Stromnetz. Während kleinere 
Windanlagen, wie sie vor 10 bis 15 Jahren üblich wa-
ren noch in das überall vorhandene 30 kV-Mittel-
spannungsnetz angebunden werden konnten, sind die 
heute marktüblichen Großanlagen mindestens mit 
110 kV-Hochspannungsleitungen zu erschließen. Hier 
ist jeweils im Einzelfall zu prüfen, ob eine derartige 
Anbindung raum- und umweltverträglich hergestellt 
werden kann. Einen weiteren Standortfaktor stellt die 
Straßenerschließung dar, da die Anlagen mit Sonder-
transporten angeliefert werden und auch jederzeit für 
Wartung etc. erreichbar sein müssen.

Nutzungskonf likte um Windenergieanlagen können 
im Wesentlichen durch Lärm, Schattenwurf, die Ver-
änderung des Landschaftsbildes sowie mit dem Vogel- 
und Fledermausschutz entstehen.52 Flächenverbrauch 
entsteht durch die Fundamente, die Erschließung ein-
schließlich Kranabstellplätzen, die Anbindung an das 
Stromnetz sowie Transformatoren.53 Teilweise wird 
auch der notwendige Abstand zu baulichen Nutzun-

gen dem Flächenverbrauch zugeordnet, was aber in-
sofern nicht ganz seriös ist, da diese Bereiche immer 
noch für ein breites Nutzungsspektrum offenstehen. 
Es ist aus energieraumplanerischer Sicht jedenfalls zu 
berücksichtigen, dass durch eine Windenergieanlage 
für deren Nutzungsdauer eine harte Grenze der Sied-
lungsentwicklung gezogen wird.

WASSERKR AFT

Derzeit sind in Österreich 2677 Kleinwasserkraft-
werke (bis 10 MW) und 169 Großwasserkraftwerke 
(>10 MW) in Betrieb.54 Da speziell die Errichtung von 
Großwasserkraftwerken mit erheblichen Eingriffen in 
Natur und Landschaft, insbesondere in Flussökosys-
teme verbunden ist, scheint der Plafond des Wasser-
kraftausbaus weitestgehend erreicht zu sein. Auch die 
Errichtung von weiteren Pumpspeicherkraftwerken 
wird kritisch betrachtet, da sie ebenso mit erheblichen 
Umweltauswirkungen verbunden sind. Sie werden 
zwar vielfach als derzeit einzige ökonomisch ver-
tretbare Möglichkeit zur Speicherung von aus Wind 
und Photovoltaik erzeugtem Strom angesehen. Neu-
ere technologische Entwicklungen (z.B. Power to Gas, 
Power to Heat, Power to Cold) könnten mit großer 
Wahrscheinlichkeit die aus Umweltsicht problemati-
sche Errichtung zusätzlicher Pumpspeicher obsolet er-
scheinen lassen.

Für Kleinwasserkraftwerke, die auch mit geringeren 
Eingriffen in Natur und Landschaft errichtet werden 
können, sowie für das Repowering, d.h. das Ersetzen 
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alter Kraftwerke mit moderner, effizienterer und leis-
tungsfähigerer Technologie wird ein gewisses Poten-
zial gesehen. Eine umfassende Darstellung potenzieller 
Nutzungskonf likte, die sich mit dem Schutz von Fluss-
ökosystemen, dem Hochwasserschutz, der Erholungs-
nutzung sowie dem Eingriff in Wasserrechte ergeben 
können, würde diese Arbeit sprengen.55

GEOTHER MIE

Zur Nutzbarmachung von Geothermie sind verschie-
dene Technologien anwendbar, die in unterschiedli-
chen Tiefen zum Einsatz kommen. Für Einzelanlagen 
kommen vor allem Wärmepumpen in Kombination 
mit Graben- oder Flächenkollektoren zum Einsatz, die 
im wesentlichen die Sonnenenergie nutzen, die in den 
oberen Bodenschichten gespeichert wird. Damit ist 
eine Begrenzung der Energiepotenziale – vor allem im 
städtischen Raum – gegeben. Wie erneuerbar und um-
weltfreundlich diese Energieform ist, hängt im We-
sentlichen davon ab, wie der Strom für die Wärme-
pumpe erzeugt wird. Wird der europäische Strommix 
angewendet, der viel fossile und nukleare Energie ent-
hält, ist diese Energiegewinnungsform abzulehnen, da 
die Treibhausgasemissionen jenen einer Erdgasheizung 
entsprechen.56 Wird Strom aus erneuerbaren Ener-
gieträgern verwendet, kann die Anwendung durchaus 
sinnvoll sein.

Bei tiefer Geothermie wird durch Bohrungen Energie 
aus dem Erdmantel entzogen. Diese Nutzung ist auch 

für die Stromerzeugung und den Betrieb von Fernwär-
menetzen geeignet, birgt aber etliche Gefahren in sich, 
da die Bohrungen in Tiefen bis über 4000 m vorange-
trieben werden und üblicherweise wenig Wissen über 
den so erschlossenen Untergrund vorhanden ist. Ver-
schiedenste Zwischenfälle bei der Nutzung tiefer Geo-
thermie sind dokumentiert, die zu Zerstörungen an 
Gebäuden (z.B. durch Setzungen im Untergrund), Stö-
rungen des Grundwasserhaushaltes bis zum Auslösen 
kleiner Erdbeben gehen. Daher ist diese Technologie 
in Abhängigkeit der geologischen Verhältnisse mit viel 
Vorsicht anzuwenden.57 In Österreich kommen dafür 
vor allem die Molassegebiete in Ober- und Niederös-
terreich in Frage.58

BIOMASSE

Die Nutzung von Biomasse kann im Wesentlichen 
als feste Biomasse in Einzelanlagen und (Block-)
Heizkraftwerken sowie in Biogasanlagen stattfin-
den. Während die Einzelanlagen bis auf die Frage der 
Ressourcenverfügbarkeit keine raumplanerischen Fra-
gestellungen aufwerfen, sind die (Block-)Heizkraft-
werke und Biogasanlagen aus mehrerlei Hinsicht für 
die Raumplanung relevant.

Mit Holz betriebene (Block-)Heizkraftwerke set-
zen ein Fernwärmenetz voraus, für dessen Bemes-
sung die in Abschnitt 4.4.2 genannten Tools ange-
wendet werden können. Darüber hinaus erlauben sie 
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eine Rauchgasreinigung und sind damit aus Emissi-
onsschutzgründen einer Vielzahl von Einzelheizungen 
vorzuziehen. An den Standorten sind folgende Aspekte 
zu berücksichtigen: der Zulieferverkehr des Brennma-
terials, der möglichst abseits von Wohngebieten er-
folgen soll; ein entsprechender Lärmschutz, falls am 
Standort des Heizwerkes Hackschnitzel erzeugt wer-
den; Schutz vor Staubemissionen; sowie eine anspre-
chende Einbindung in das Ortsbild. Aus dem Betrieb 
heraus sind kaum weitere Nutzungskonf likte zu er-
warten. Grundsätzlich ist die gemeinsame Erzeugung 
von Strom und Wärme in Blockheizkraftwerken zu 
bevorzugen, was aber eine bestimmte Größe des Fern-
wärmenetzes mit einer Wärmeabnahme von nach der-
zeitigem Stand in etwa 10 GWh pro Jahr voraussetzt.59

Biogasanlagen werden sowohl als Blockheizkraftwerke 
zur gemeinsamen Strom- und Wärmegewinnung, äl-
tere Anlagen aber auch nur zur Stromgewinnung ein-
gesetzt. In letzter Zeit schlittern vor allem jene Bio-
gasanlagen, die derzeit noch ausschließlich Strom 
erzeugen, in wirtschaftliche Schwierigkeiten. Aus 
Energieeffizienzgründen sind solche Anlagen mög-
lichst zu vermeiden, was aber bedeutet, dass zur effizi-
enten Abwärmenutzung Biogasanlagen möglichst nahe 
an Siedlungsgebiete gerückt werden sollten. Dies hat 
aber aus Emissionsschutzgründen Grenzen, da zu den 
für Holz(block)heizkraftwerke genannten potenziellen 
Nutzungskonf likten noch Geruchsbelastungen aus der 
Biogasanlage hinzukommen können. Diese Geruchs-
belastungen sind zwar meist auf Bedienungsfehler zu-

rückzuführen, bergen aber ein hohes Konf liktpoten-
zial, das durch Sicherheitsabstände sowie betriebliche 
und bauliche Maßnahmen entschärft werden kann.

Eine Sonderform der Biogasnutzung stellt die Nut-
zung von Faulgas auf Kläranlagen dar. Diese Nutzung 
ist sehr sinnvoll, da das Faulgas als Nebenprodukt der 
Abwasserreinigung entsteht und für den Eigenenergie-
bedarf der Kläranlage, aber auch außerhalb der Klär-
anlage in Fernwärmenetzen genutzt werden kann. 
Zweiteres setzt aber voraus, dass die Kläranlagen nahe 
an den Siedlungsgebieten liegen. Dies ist bei etwa ei-
nem Drittel der Kläranlagen der Fall. Der Vollstän-
digkeit halber sei erwähnt, dass aus dem Ablauf der 
Kläranlagen Wärme und Kälte für die Nutzung in ent-
sprechenden Netzen mittels Wärmepumpe gewon-
nen werden können. Weiters können aus getrockne-
tem Klärschlamm Briketts erzeugt werden, die in etwa 
den Heizwert von Braunkohle haben und als Fest-
brennstoff in (Block)heizkraftwerken verwendet wer-
den können.60

STROMNETZE

In den letzten Jahren wird vermehrt argumentiert, 
dass die Erzeugung von Strom aus Wind und Photo-
voltaik einen Ausbau der Netzkapazitäten im Hoch-
spannungsbereich erfordert. Es ist daher für eine lang-
fristige sichere Stromversorgung ein ausreichend 
dimensioniertes Hochspannungsnetz erforderlich.61 
Dies ist auch darin begründet, dass durch Entwick-
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lungen wie z.B. e-Mobilität nicht davon auszugehen 
ist, dass der Gesamtstrombedarf rückläufig werden 
könnte.
Derartige Stromnetze brauchen Leitungskorridore mit 
entsprechenden Schutzbereichen, die von Bebauung 
tunlichst freizuhalten sind. Damit sind die überörtli-
che und örtliche Raumplanung gefordert. Jene Sied-

lungsstrukturen, die gemäß Kapitel 4.3 nach den Prin-
zipien Innenentwicklung, Funktionsmischung und 
maßvolle Dichte geplant werden, helfen auch gleichzei-
tig, entsprechende Korridore freizuhalten. Eine zusätz-
liche Siedlungsentwicklung im Streusiedlungsbereich 
ist hintanzuhalten, was auch die Betroffenheit der Be-
völkerung vom Leitungsbau minimiert.

Bezüglich Energieversorgung ist die Bebauungsplan­
ebene relevant, die bereits jetzt Aussagen zur Energie-
versorgung ermöglicht. Berücksichtigt werden sollten 
Aspekte wie z.B. Gebäudegröße, Lage und Exposition 
der Gebäude bzw. der Wohnräume zueinander (z.B. 
Sonnenfalle [X V II]), Ausnutzen kleinklimatischer Bedin-
gungen zur passiven Nutzung der Solarenergie. Bezüg-
lich aktive Nutzung der Solarenergie wären Festlegun-
gen zur gebäudeintegrierten Solarf läche (thermisch 
und photovoltaisch) je Wohneinheit bzw. je m2 Brut-
togeschoßf läche sowie Dachneigung, Dachf lächen-
ausrichtung, die Möglichkeit der Aufständerung bei 
(Flach-)Dächern und gegebenenfalls Fassadenintegra-
tion zu berücksichtigen.

Darüber hinaus wäre eine Prioritätenreihung von 
Energieträgern außerhalb jener Zonen des Baulandes, 
die für Fernwärmeversorgung vorgesehen sind, vorzu-
schlagen. Eine derartige Prioritätenreihung wird bei-
spielsweise durch den Entscheidungsbaum für Wärme-
versorgung ausgedrückt (vgl. Abb. 11).

 [XVII]	 Unter dem Begriff Sonnenfalle wird die passive Solar-
nutzung von Gebäuden durch den gezielten Einsatz von 
transparenten Fassaden (z.B. Glasfassaden) bzw. eine 
optimale Gebäudeform und -ausrichtung verstanden. 
Darunter fallen beispielsweise südseitigen Wohnräu-
men vorgelagerte Wintergärten oder Durchgangsräume, 
welche die Sonnenwärme in Nutzwärme umsetzen und 
speichern (vgl. Rettich 1992). 

ABB. 11: ENTSCHEIDUNGSBAUM FÜR WÄR MEVERSORGUNG

Quelle: Stöglehner et al.  2011a

7.5.3 Entscheidungsbaum für Wärmeversorgung 

Abbildung 50: Entscheidungsbaum für Wärmeversorgung in Kommunen 
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4.4.2	 Umsetzung in den Plänen 
der örtlichen Raumplanung

Auf Ebene des örtlichen Entwicklungskonzeptes wä-
ren Aussagen zu leitungsgebundenen Energieträgern 
wie die Darstellung von Fernwärmeversorgungs- und 
-ausbaugebieten einschließlich Nutzung bestehender 
Abwärmequellen (Industrie, Abfallverbrennung, Elek-
trizitätsgewinnung, Abwasserenergie) zu treffen und 
die weitere Siedlungsentwicklung in den Fernwärme-
gebieten prioritär voranzutreiben (Tool: Energiezo-
nenplanung, Stöglehner et al. 2014a). Wenn ein An-
schlusszwang an Wärmenetze im Baurecht möglich 
ist, unterstützt dies derartige Festlegungen. 

Diese Festlegungen können, z.B. als Zielkonkretisie-
rung und Maßnahmen im Bereich der kommunalen 
Infrastruktur implementiert werden. Darüber hinaus 
sollten möglichst solche Standorte für die weitere Bau-
landentwicklung vermieden werden, die ungünstige 
kleinklimatische Bedingungen aufweisen und daher 
einen erhöhten Wärmebedarf nach sich ziehen. Dies 
sind z.B. Nordhänge, Kuppen- oder Tallagen.

Der Flächenwidmungsplan hat im wesentlichen die 
Aufgabe der Standortsicherung für Energieversor-
gungsanlagen durch entsprechende Widmungen ein-
schließlich der Festlegung von Pufferf lächen (z.B. Lei-
tungen, Transformatoren, Kraftwerke, Heizwerke etc.).
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4.5	 ABSTIMMUNG VON RÄUMLICHER ENTWICKLUNG UND 
MOBILITÄTSKONZEPT

Die nach den Prinzipien gemäß Punkt 4.2. entwickel-
ten räumlichen Strukturen ermöglichen es, den Um-
weltverbund zu stärken, da wichtige Ziele um die 
Wohnung in kurzen Distanzen erreicht werden kön-
nen. Damit ist es aus der Sicht der BewohnerInnen 
sinnvoll, zu Fuß zu gehen, mit dem Rad zu fahren 
und/oder öffentliche Verkehrsmittel zu verwenden. 
Das reduziert den Autoverkehr, wie aus Mobilitätsda-
ten von funktionsgemischten und verdichteten Orts-
gebieten eindeutig zu erkennen ist. Diese günstigen 
räumlichen Voraussetzungen müssen noch durch eine 
entsprechende Mobilitätsplanung begleitet werden. 
Diese sollte in einem durchdachten kommunalen Mo-
bilitätskonzept als Teil des Entwicklungskonzeptes ab-
gesichert werden.

Wesentliche Bausteine dafür sind die folgenden Ele-
mente:

4.5.1	 Intelligente Erschließungs-
konzepte

Die Entscheidung, ob Wege zu Fuß, mit dem Fahr-
rad, mit dem Auto oder dem öffentlichen Verkehr zu-
rückgelegt werden, hängt sehr wesentlich vom Er-

schliessungskonzept ab. Also davon, ob die Wege für 
FußgängerInnen und RadfahrerInnen attraktiv, direkt 
und sicher sind, ob eine ÖV-Haltestelle vorhanden ist 
und diese gut zu Fuß erreichbar ist, und – last but not 
least  – davon, wo das Auto geparkt wird und wie das 
Straßennetz konfiguriert ist.

Bei der Erschließung von Siedlungsgebieten empfiehlt 
es sich, unterschiedliche Konzeptionen für das Wege-
netz für FußgängerInnen und RadfahrerInnen einer-
seits, und für die Kfz-Zufahrt andererseits anzuwen-
den. Für die aktiv Mobilen sollte ein radial auf die 
wichtigsten Ziele ausgerichtetes Wegenetz geschaffen 
werden. Für den Kfz-Verkehr sollten eher Außenrin-
gerschließungen gewählt werden. Ein Beispiel für ein 
derartiges Erschließungssystem wäre der 1. Bezirk in 
Wien, der mit dem Kraftfahrzeug von der außen lie-
genden Ringstraße stichartig angefahren werden kann. 
Eine Durchfahrt ist nicht möglich. Damit sind kurze 
Autofahrten innerhalb des Bezirkes unökonomisch 
und werden deshalb auch kaum durchgeführt. Hier ist 
es logisch, Wege zu Fuß oder mit dem Rad, bzw. dem 
öffentlichen Verkehr durchzuführen. Ein ähnliches Er-
schließungskonzept kommt in der Seestadt Aspern in 
Form einer Mittelring-Erschließung mit dem Ziel zur 
Anwendung, auch hier kurze Pkw-Fahrten innerhalb 
der Seestadt weitgehend zu vermeiden. 
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Das Beispiel einer neu geplanten Stadt in Holland 
soll diesen Zusammenhang verdeutlichen und zeigen, 
was konsequente Planung bewirken kann. Die Stadt 
Houten mit derzeit rund 48.000 EinwohnerInnen 
wurde auf Basis eines Masterplanes über einen Zeit-
raum von rund 50 Jahren entwickelt (vgl. Abb. 12). 
Eine konsequente Außenringerschließung für den 
Kraftfahrzeugverkehr wurde mit einem dichten, ra-
dial ausgerichteten Wegenetz für FußgängerInnen und 
RadfahrerInnen kombiniert. Diese Erschließungsform 
bewirkt, dass für Wege in das Stadtzentrum oder zum 
zentral gelegenen Bahnhof fast ausschließlich mit dem 
Rad gefahren oder zu Fuß gegangen wird. Zwei Drittel 
der Wege (bis zu 7,5 Kilometer Länge) werden daher 
ohne Kraftfahrzeug zurückgelegt.62

Die genannten Erschließungsprinzipien sind grund-
sätzlich auch in gewachsenen Strukturen und auch in 
kleinstädtischen, suburbanen und ländlichen Räumen 
anwendbar, zum Beispiel in Stadt- und Ortszentren. 
Bei Neuerschließungen ergibt sich – bei entsprechend 
langfristiger Planungsperspektive – die Möglichkeit, 
durch intelligente Erschließungsformen Kfz-Verkehr 
zu vermeiden und die Wohnqualität zu heben. Im Be-
stand können diese Konzepte ebenfalls umgesetzt wer-
den, vor allem wenn dies mit einer attraktiven Frei-
raumgestaltung im öffentlichen Raum einhergeht. 
Hierfür ist jedoch ein visionärer Blick in die Zukunft 
erforderlich, der in der örtlichen Raumplanung häufig 
zugrunde gelegte Planungszeitraum von zehn Jahren 
greift hier zu kurz.

4.5.2	 Wegenetze für Fußgänger
Innen und RadfahrerInnen 
langfristig festlegen und 
si chern

Es ist sinnvoll, ein Hauptwegenetz für FußgängerIn-
nen und RadfahrerInnen festzulegen und schrittweise 
auszubauen. Bestehende Wegverbindungen sind vor 
Verbauung zu schützen bzw. ist deren Schließung zu 
vermeiden. Ein attraktives Hauptwegenetz verbindet 
wichtige Ziele direkt miteinander, ist abwechslungs-
reich gestaltet und beachtet die Aspekte der subjekti-
ven Sicherheit wie die Vermeidung von Angsträumen. 
Rastplätze mit Sitzgelegenheiten und Aspekte der Bar-
rierefreiheit sind ebenfalls von großer Bedeutung.

Das Hauptwegenetz für RadfahrerInnen ist differen-
zierter zu betrachten. Im Idealfall werden die Anforde-
rungen unterschiedlicher Gruppen von RadlerInnen 
(siehe Tabelle 3) berücksichtigt, zum Beispiel dadurch, 
dass wichtige Ziele durch Routen mit unterschiedli-
chen Charakteristiken verbunden werden. Im Alltags-
verkehr bevorzugen geübte RadfahrerInnen direkte 
und schnelle Verbindungen, diese verlaufen meist ent-
lang wichtiger und viel befahrener Straßen. Diese 
Gruppe präferiert das Fahren auf der Fahrbahn. Unge-
übte RadlerInnen oder Familien mit Kindern schätzen 
dagegen vom Straßenverkehr unabhängige Führungen 
und nehmen dafür auch gerne Umwege in Kauf.

Quelle: Stadt Houten, Niederlande (2008) 

ABB. 12: AUSSCHNI� STADTPLAN HOUTEN
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Aufgabe der örtlichen Raumplanung ist es, entspre-
chende Wegenetze festzuschreiben und die erforder-
lichen Flächen bzw. Breiten der Verkehrsbänder in 
den passenden Instrumenten der örtlichen Raumpla-
nung verbindlich festzulegen. Die Festlegung von Brei-
ten geschieht am besten im Zuge der Gliederung und 
Hierarchisierung des Straßen- und Wegenetzes in der 
Gemeinde, bei der Hauptverkehrs-, Verkehrs-, Sam-
mel- und Anliegerstraßen festgelegt werden. Diese 
Straßentypen haben unterschiedliche Verkehrsfunk-
tionen und absehbare Verkehrsstärken, sodass auch 
verschiedene gestalterische Spielräume bestehen. Pa-
rallel dazu wäre ein engmaschigeres Fuß- und Radwe-
genetz vorzusehen, als dies für den Autoverkehr not-
wendig ist. 

4.5.3	 Flächenhafte Verkehrsbe
ruhigung – das Straßennetz 
gliedern und hierarchisieren

Die Gestaltung eines Straßenraumes hängt von der 
verkehrlichen Funktion der Verbindung ab. Neben den 
rein verkehrlichen Ansprüchen ist aber auch die Frage 
der Gestaltungsqualität und der Attraktivität für Fuß-
gängerInnen und RadfahrerInnen von großer Bedeu-
tung. Hinweise zum qualitätsvollen Entwurf von Sied-
lungsstraßen finden sich unter anderem in den RVS 
03.04.11 „Gestaltung öffentlicher Räume in Siedlungs-
gebieten“.

Für die örtliche Raumplanung bedeutsam ist die 
Breite des erforderlichen Straßenraumes. Diese kann 
aus den funktionellen Anforderungen in Form von 
Regelquerschnitten entwickelt werden. Aussagen zur 
Verkehrsregelung (z.B. zulässige Höchstgeschwin-
digkeit) und zu Ausstattungselementen wären eben-
falls zu treffen (z.B. Gehsteigbreiten, Erfordernisse für 
Radverkehrsanlagen). Ergebnis ist ein stimmiges Er-
schließungsnetz, welches den Grundsätzen des Kapi-
tels 4.5.1 entspricht, durch Instrumente der örtlichen 
Raumplanung abgesichert ist und schrittweise umge-
setzt werden kann.

In der Praxis anzutreffen ist häufig die folgende Kon-
stellation: sowohl diejenigen, die Bauland verkaufen 
wollen, als auch viele Gemeinden haben aus unter-
schiedlichen Gründen wenig Interesse an großzü-
gigeren Straßenquerschnitten und einem dichten 
Wegenetz. Die einen wollen möglichst wenig Grund 
abtreten und die anderen möglichst wenig Straßenf lä-
che herstellen und erhalten. Dies führt oft zu unbefrie-
digenden Lösungen mit einem scheinbaren Minimum 
an Verkehrsf lächen und wenig durchdachten Erschlie-
ßungsformen. Die Folgekosten sowohl für die Nut-
zerInnen als auch die öffentliche Hand, zum Beispiel 
durch erhöhten Stellplatzbedarf an anderem Ort oder 
durch mangelnde Möglichkeiten, Bewegung in den 
Alltag zu integrieren, werden oft übersehen.

Eine Gliederung des Straßennetzes in „Achsen“ 
– diese dienen der Haupterschließung durch den 

ZIELORIENTIERTER 
ALLTAGSVERKEHR 

WEGORIENTIERTER 
FR EIZEITVERKEHR 

fährt zügig fährt eher gemütlich

sucht Abkürzungen, wenn die Radverkehrsführung mit Umwe-
gen verbunden ist

akzeptiert die Radverkehrsführung, auch wenn sie mit Umwe-
gen verbunden ist

fährt eher Ziele im dicht bebauten Ortsgebiet an fährt eher Ziele außerhalb des Ortsgebietes an 

ist meist geübt kann geübt oder ungeübt sein

fährt meist alleine fährt alleine, mit der Familie oder in Gruppen

ist mindestens 10 Jahre alt kann auch ein Kind im Vorschulalter sein

fährt auch bei Schlechtwetter und Dunkelheit fährt nur bei halbwegs schönem Wetter

bevorzugt Radfahranlagen und Mischformen bevorzugt selbständig geführte Radwege

Wegweisung nur im übergeordneten Netz Routenbeschilderung und Wegweisung

erfordert engmaschiges Netz auf Hauptrouten gebündelt

Planungsgrundlage:  
Sicherheit und Direktheit, Komfort und Attraktivität,

Planungsgrundlage: Sicherheit, Erlebnis-, Erholungswert, Kom-
fort und Attraktivität

DER WEG IST DIE STRECKE ZUM ZIEL DER WEG IST DAS ZIEL

Tabelle 3: Eigenschaften und Bedürfnisse von RadfahrerInnen im Alltags-bzw. Freizeitverkehr (Anmerkung: 
Die speziellen Bedürfnisse von SportfahrerInnen wurden in dieser Tabelle nicht berücksichtigt)

Quelle: RVS 03.02.13
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Kfz-Verkehr und dem öffentlichen Verkehr – und 
„Kammern“ – welche der Feinerschließung für den 
Kfz-Verkehr und dem Fuß- und Radverkehr dienen 
– ist zu empfehlen. Im Bereich der „Kammern“ sollte 
Tempo 30 als Regelgeschwindigkeit gelten. Damit 
werden von den Straßen getrennte Anlagen für den 
Fuß- und Radverkehr nur dort erforderlich, wo sie der 
Verdichtung des Straßennetzes dienen. Das Tempo-
30-Netz umfasst den größten Teil des kommunalen 
Straßennetzes und eignet sich sehr gut als Teil von 
Hauptverbindungen im Fuß- und Radverkehr.

4.5.4	 Siedlungsentwicklung am  ​
öffentlichen Verkehr 
orientieren

Die Abhängigkeit vom Auto kann durch eine gute Er-
reichbarkeit von öffentlichen Verkehrsmitteln deut-
lich reduziert werden. Ein weiterer Aspekt, der für die 
Orientierung der Siedlungsentwicklung am öffentli-
chen Verkehr spricht, sind die sogenannten Begleit-
wege, also Autofahrten, die dem Transport von Perso-
nen dienen, die selbst nicht Autofahren können oder 
wollen.

Um Anreize zur Autonutzung zu reduzieren empfiehlt 
es sich, die Siedlungsentwicklung an den Haltestellen 
des öffentlichen Verkehrs auszurichten. Dies gilt ganz 
besonders für attraktive Schienen- und Busachsen mit 

hoher Bedienungshäufigkeit und mit Direktverbindun-
gen zu wichtigen zentralen Orten und Einrichtungen. 
So wird beispielsweise im Umland von Karlsruhe die 
Siedlungsentwicklung an der Regionalstadtbahn aus-
gerichtet (vgl. Abb. 13). Das Stadtplanungsamt Karls-
ruhe übernimmt hier für die Umlandgemeinden die 
Erstellung der entsprechenden Bebauungspläne.63

Die Bebauungsdichte sollte sich an der Fußwegentfer-
nung zur Haltestelle orientieren. Je näher zur Halte-
stelle, umso dichter sollte die bauliche Nutzung sein. 
ÖV-orientierte Siedlungsentwicklung kann auch be-
deuten, an attraktiven ÖV-Haltestellen zentrale und 
publikumsintensive Versorgungseinrichtungen zu si-
tuieren. Damit können Konf likte zwischen der For-
derung nach ÖV-Anbindung und dem erforderlichen 
Lärmschutz für Wohnnutzungen vermieden werden. 
Beeinträchtigungen durch Lärmemissionen von Schie-
nentrassen oder stark befahrenen Straßenzügen mit 
Busverkehr können durch eine entsprechende Ausrich-
tung von Gebäuden vermieden werden.

Das Sachprogramm „Standortentwicklung für Woh-
nen und Arbeiten im Salzburger Zentralraum“64 kann 
diesbezüglich als vorbildlich angesehen werden, da es 
langfristig die Grundlagen für eine weniger autoab-
hängige Mobilität sichert. Eine Optimierung insofern, 
dass eine strikte Siedlungsorientierung nur dort er-
folgt, wo attraktive ÖV-Verbindungen geboten werden, 
erscheint zweckmäßig. Wenig sinnvoll ist es, Bauland 
um Haltestellen zu entwickeln, die nur wenige Male 
pro Tag von (Schul-)Bussen bedient werden.
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4.5.5	 Mobilitäts- und Parkraum-
management – Förderung 
der Multimodalität

„Nutzen statt Besitzen“ ist ein Trend vor allem bei jün-
geren Personen. Junge verzichten zunehmend auf den 
Besitz eines Autos, nutzen es aber trotzdem dann, 
wenn sie es brauchen. CarSharing setzt sich vor al-

lem in städtischen Bereichen durch, die Motorisierung 
geht in größeren Städten mittlerweile zurück. Diese 
Entwicklung kann durch Maßnahmen des Mobilitäts-
managements unterstützt werden. Neben weniger Au-
toverkehr und Umweltbelastung profitieren die Nutze-
rInnen auch von den eingesparten Mobilitätskosten,65 
da die Fixkosten der Autonutzung entfallen und die 
variablen Autokosten nur dann anfallen, wenn ein 
Auto tatsächlich benutzt wird.

ABB. 13: DICHTEMODELL K ARLSRUHE

Quelle: Nachbarscha�sverband Karlsruhe 2010
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Multimodalität [X V III] fördern heißt, dass am Wohns-
tandort nicht nur Parkplätze angeboten werden, son-
dern auch für die anderen Verkehrsarten eine attrak-
tive Infrastruktur geschaffen wird. Es empfehlen sich 
eingangsnahe Fahrradräume, Fahrradservicestatio-
nen, aktuelle Informationen zum öffentlichen Ver-
kehr (zum Beispiel durch Screens mit den aktuellen 
Abfahrtszeiten im Eingangsbereich), CarSharing-An-
gebote, Einkaufsservice und Beratung für neu Zuzie-
hende. Diese Grundsätze wurden beispielsweise bei 
dem Wohnprojekt „inkl.wohnen“ in Bregenz umge-
setzt.66 Wohnquartiere sollten im Wesentlichen auto-
frei gestaltet werden und die Fahrzeuge an Sammel-
stellplätzen am Rand der Quartiere untergebracht 
werden.

Die Wohnbaugenossenschaft Salzburg Wohnbau bie-
tet zunehmend derartige Dienstleistungen an. Bei ei-
nem Projekt in der Stadt Salzburg wurde die Zahl der 
Pf lichtstellplätze reduziert, im Gegenzug erhalten die 
Mieter Gratis-Netzkarten für den öffentlichen Verkehr 
für einen Zeitraum von fünf Jahren. Bei einem ande-

 [XVIII] 		 Ein Verkehrssystem wird als multimodal bezeich-
net, wenn den Verkehrsteilnehmerinnen und Verkehrs-
teilnehmern für ihre konkreten Mobilitätsbedürfnisse 
mindestens zwei Verkehrsmittelalternativen zur Verfü-
gung stehen. Darüber hinaus beschreibt Multimodalität 
die Einstellung bzw. Haltung von Personen, offen für 
die Nutzung verschiedener Verkehrsmittel zu sein und 
für jeden Weg das jeweils für sie optimale Verkehrsmit-
tel zu wählen (BMVIT 2014)

ren Projekt im ländlichen Raum wurden für die künf-
tigen Mieter maßgeschneiderte Informationen für den 
Arbeitsweg mit öffentlichen Verkehrsmitteln durch 
das örtliche Verkehrsunternehmen ausgearbeitet und 
kommuniziert.67

Die Zahl, die Nutzungsbedingungen und die Lage 
der Stellplätze beeinf lusst das Verkehrsverhalten maß-
geblich. Am Rand angeordnete zentrale Sammelpark-
plätze bzw. -garagen fördern Multimodalität und be-
leben den Straßenraum. Öffentliche Räume werden 
durch Garagen entvölkert, die mittels Lift oder kurzen 
Wegen auf dem privaten Grundstück mit ihren Zielen 
verbunden sind.

Das französische Viertel in Tübingen ist ein gutes Bei-
spiel für die Umsetzung der genannten Prinzipien. 
Dieses neue Wohngebiet für 2.000 Menschen wurde 
auf dem Gelände einer ehemaligen Kaserne errichtet 
und ist ein europaweites Vorzeigebeispiel. Eine ange-
messen dichte Verbauung mit hoher Wohnqualität 
und Mischnutzung sorgt für eine Stadt der kurzen 
Wege. Die Autos werden grundsätzlich am Rand des 
Stadtteiles abgestellt, das erhöht die Wohnqualität und 
macht die Nutzung des Autos für kurze Wege unlo-
gisch. Gute Busverbindungen in das Stadtzentrum 
und zum Bahnhof sorgen für brauchbare Alternativen 
zum privaten Auto auch bei längeren Wegen und hel-
fen, Mobilitätskosten zu sparen. 68
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4.5.6	 Umsetzung in den Plänen 
der örtlichen Raumplanung

Im örtlichen Entwicklungskonzept wären die Haupt-
verbindungen zu kennzeichnen, speziell mit Fokus auf 
Fuß- und Radwege. Diese wären mit Grünverbindun-
gen zu kombinieren, um eine attraktive Gestaltung zu 
ermöglichen. Für den Kfz-Verkehr wäre das hochran-
gige Netz darzustellen, ebenso die Bereiche mit f lä-
chenhafter Verkehrsberuhigung. Erforderliche Trassen 
für wichtige Erschließungsstraßen und ÖV-Verbindun-
gen sollen ersichtlich gemacht werden. Ein weiterer 
wesentlicher Aspekt wäre die Darstellung von ange-
strebten Versorgungsqualitäten mit öffentlichem Ver-
kehr. Auch sollte die Situierung von zentralörtlichen 
Einrichtungen, Nahversorgung, Arbeitsstätten und 
verdichteten Baulandnutzungen mit den Knotenpunk-
ten des öffentlichen Verkehrs abgestimmt werden. Da-
rüber hinaus wären Standorte für Sammelparkplätze 
in den Ortsteilen sinnvollerweise schon im örtlichen 
Entwicklungskonzept darzustellen.

Einer integrierten Flächenwidmungs- und Bebau­
ungsplanung kämen bedeutende Aufgaben bei der Ab-
stimmung von Mobilitätsangebot und räumlicher Ent-
wicklung zu:

‐--‐ Herstellen der Durchgängigkeit von Bauland für 
FußgängerInnen und RadfahrerInnen (kurze 
Wegverbindungen)

‐--‐ Regelungen für die Stellplatzverpf lichtung für 
PKW und Fahrräder (Mindest- und Höchstwerte, 
Sammelparkplätze)

‐--‐ Festlegung autofreier und fahrradfreundlicher 
Wohnquartiere mit folgenden Planungsgrund-
sätzen: PKW-Stellplätze in Wohnquartieren in 
Sammelgaragen, Fahrradabstellplätze in Woh-
nungsnähe, attraktive Wegegestaltung für Fußgän-
gerInnen und RadfahrerInnen

‐--‐ Sicherstellen ausreichender Straßenquerschnitte 
zur attraktiven Gestaltung von Fuß- und Radfahr-
verbindungen getrennt von Sammelstraßen bzw. 
höherrangigen Straßen, dafür auch Nutzung von 
Pf lanzbindungen, Pf lanzgeboten, Vorgartengestal-
tungen etc.

‐--‐ Vorgaben für die Ausgestaltung von Kreuzungs-
bereichen

Hier sei darauf hingewiesen, dass vom BMLFUW für 
die Umsetzung von konkreten, CO2-sparenden Maß-
nahmen attraktive Fördermöglichkeiten im Rahmen 
des Programms klimaaktiv mobil angeboten werden.69

ABB. 14: ANGFRISTIGE SICHERUNG VON WEGVERBINDUNGEN

 Auszug Örtliches Entwicklungskonzept

Quelle: Gemeinde Asten und TOPPOS III  –  Ortsplaner
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4.6	 BODENPOLITIK, BEWUSSTSEINSBILDUNG UND 
KOMMUNIKATION

4.6.1	Bodenpolitik

Mit der Diskussion zu einer effizienten Energieraum-
planung und den vielen in diesem Zusammenhang 
entwickelten Tools, ist es noch offensichtlicher gewor-
den, dass funktionsgemischte, zentrale und gut er-
reichbare Standorte als besonders wertvoll anzusehen 
sind. Ihnen gilt das größte Interesse bei der Entwick-
lung von Siedlungen und genau aus diesem Grund 
sind die Grundstücke in diesen Bereichen oft nur be-
dingt, und wenn, nur zu deutlich höheren Preisen als 
in der weniger entwickelten, vom Zentrum weiter ent-
fernten Umgebung erhältlich. Darüber hinaus lassen 
sich die besten Standorte, also jene mit dem höchsten 
Wert bzw. der am höchsten einzuschätzenden Wert-
steigerung mittels unterschiedlicher analytischer Her-
angehensweisen und Planungstools immer leichter er-
kennen.

Es benötigt daher dringend ein System ergänzen-
der Maßnahmen, um diese immer leichter zu iden-
tifizierenden bestmöglichen Standorte für eine Sied-
lungsentwicklung auch dieser Entwicklung zugänglich 
zu machen. Ein besonderer Knackpunkt der Ener-
gieraumplanung ist es, zwar zu wissen, wo und wie 
eine optimale Raumentwicklung aussehen könnte, 
allerdings vielfach keine Handhabe zur Verfügung 

zu haben, an den bestgeeigneten Flächen auch eine 
Umsetzung einleiten zu können. Hier würden sich In-
strumente der Bodenpolitik anbieten, deren Ausgestal-
tung und Anwendbarkeit derzeit intensiv diskutiert 
werden.

In diesem Zusammenhang stellt sich immer wieder 
die Frage, in wieweit es überhaupt legitim ist, in die 
Verteilung bzw. Ansiedlung von Nutzungen und (zen-
tralen) Einrichtungen im Raum eingreifen zu dür-
fen. Dies kann damit begründet werden, dass einer-
seits die Qualität zentraler Standorte massiv durch die 
Investitionen der öffentlichen Hand hergestellt wird. 
Andererseits ist bei einer nicht den (energie-)raum-
planerischen Zielen entsprechenden Entwicklung mit 
volkswirtschaftlich negativen Auswirkungen zu rech-
nen. Dabei ist immer auch die Langlebigkeit der ge-
schaffenen Strukturen zu bedenken, sodass sowohl 
positive als auch negative Entwicklungen meist über 
Jahrzehnte beständig sind.

Kommunale Bodenpolitik kann im Rechtsbestand in 
folgende Richtungen gehen:

‐--‐ Identifizierung von strategisch wichtigen Stand-
orten bzw. Liegenschaften und frühzeitige Sicher­
stellung von Flächen, die entweder noch keine 



--- 70 ---

4. KERNMASSNAHMEN FÜR DIE KOMMUNALE ENERGIER AUMPLANUNG

Widmung Bauland aufweisen wie z.B. landwirt-
schaftliche Flächen, aufgelassene Bahnareale etc. 
oder sich vor einer Transformation befinden wie 
z.B. Gewerbe in Wohnen etc.;

‐--‐ Identifikation von Flächen, die für eine Transfor­
mation geeignet sind, z.B. Nachverdichtung, Um-
nutzung von leerstehenden landwirtschaftlichen 
Gebäuden, Gewerbebrachen;

‐--‐ Mobilisierung von Flächen, die bereits als Bau­
land gewidmet sind, allerdings noch nicht verbaut 
sind, durch verschiedene Mobilisierungssysteme.

Bei Mobilisierungssystemen können zwei unterschied-
liche Herangehensweisen unterschieden werden: jene, 
die mit marktkonformen Mitteln, also vornehmlich 
Anreizen arbeiten und jene, die mit Eingriffen und 
Zwangsmitteln arbeiten. Um den in jeder Gemeinde 
sehr unterschiedlichen Rahmenbedingungen gerecht 
werden zu können, bedarf es wahrscheinlich eines an-
gepassten Mix aus beiden Maßnahmenkomplexen. 
Unter anderem können je nach Bundesland unter-
schiedlich folgende Mobilisierungssysteme zur An-
wendung kommen:

‐--‐ Anreizmaßnahmen wie
‐‐ Erstellen von Datenbanken über verfügbare 

Grundstücke,
‐‐ Durchführen von Innenentwicklungsprozessen 

mit BürgerInnen-Information und BürgerInnen-
Beteiligung,

‐‐ Gründen von Entwicklungsgesellschaften der 
Kommunen (außerbudgetäre Finanzierung),

‐‐ Nutzen von Bodenfonds der Länder, sofern vor-
handen sowie

‐‐ Baulandumlegung [XIX] und Grundstückstausch, 
sofern vorhanden;

‐--‐ Zwangsmaßnahmen wie

‐‐ Widmungsbeschränkungen,
‐‐ Sonderwidmungen, die auf Grundpreis und/ 

oder die Nutzbarkeit Einf luss nehmen.
‐‐ Vorbehaltsf lächen mit der Möglichkeit der 

Nutzbarmachung (bei gleichzeitiger Entschä-
digung der LiegenschaftseigentümerInnen ent-
sprechend der festgesetzten Widmung),

‐‐ privatrechtliche oder städtebauliche Verträge,
‐‐ Vorkaufsrechte oder Optionen im Zuge der 

Widmung oder Widmungsänderung (bzw. Er-
stellung bzw. Änderung eines Bebauungsplanes),

‐‐ befristete Widmungen.

Je nach Bundesland sind die rechtlichen Möglichkei-
ten für die Gemeinden in unterschiedlichem Maße 
vorhanden. Um die Umsetzbarkeit von kommuna-
ler Energieraumplanung zu unterstützen, sind die Ge-
meinden aufgefordert, bei den gesetzgebenden Kör-
perschaften entsprechende Regelungen einzufordern. 
Diese Regelungen können Zwangsmaßnahmen zur 
Baulandmobilisierung, privatwirtschaftliche Maßnah-
men, fiskalische Maßnahmen, die Abgrenzung von 

 [XIX]	 Als Baulandumlegung wird ein Instrumentarium ver-
standen, das eine Neukonfiguration ungünstiger 
Grundstückssituationen erlaubt, um eine Bebaubarkeit 
herzustellen
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Förderzielgebieten für Wohnbauförderung und Wirt-
schaftsförderungen, Baulandfonds und Baulandsiche-
rungsgesellschaften sowie Baulandumlegungen zur 
Herstellung einer f lächensparenden und effizienten 
Bebauung einschließen.70

4.6.2	 Bewusstseinsbildung und 
Kommunikation

Zur Umsetzung der Ziele der Energieraumplanung auf 
kommunaler Ebene bedarf es neben einer klaren und 
nachvollziehbaren raumplanerischen Expertise eines 
ebenso durchdachten Konzeptes in der Kommunika-
tion. Dabei ist darauf zu achten, dass allen betroffe-
nen und interessierten Personen der Zugang zu ent-
sprechender Information ermöglicht wird. Zum guten 
Standard der öffentlichen Beteiligung71 gehört mittler-
weile nicht nur die reine Bereitstellung von Informa-
tionen, sondern auch Austausch und Interaktion mit 
den Stakeholdern. Für die Ermöglichung der Kommu-
nikation sollten Zeit und Ressourcen eingeplant wer-
den. Ebenso erscheint es wichtig, die Ziele und Inhalte 
zum Themenbereich Energieraumplanung so aufzube-
reiten, dass diese von unterschiedlichen Zielgruppen 
(wie LiegenschaftseigentümerInnen, Gewerbetreiben-
den, LandwirtInnen, interessierte Bevölkerung etc.) 
nachvollzogen und in persönlichen Handlungsweisen 
berücksichtigt werden können.

Bei jeglicher Art von Beteiligung im Zusammenhang 
mit raumplanerischen Frage- oder Aufgabenstellungen 

ist neben den fachlichen Inputs vor allem die mögli-
che oder tatsächliche persönliche Betroffenheit jedes/r 
Einzelnen in Betracht zu ziehen. Neben allgemein zu-
gänglichen Angeboten zur Information und Interak-
tion mit ExpertInnen und EntscheidungsträgerInnen 
haben sich Angebote zur persönlichen Beratung ein-
zelner Personen oder Personengruppen als hilfreich 
erwiesen. Können Themen mit besonderem Interesse 
identifiziert werden, ist die Einrichtung von Arbeits-
gruppen, die sich hier vertieft beschäftigen, sinnvoll. 
In regelmäßigen Abständen sollten so erzielte Ergeb-
nisse oder Teilergebnisse an die Allgemeinheit rückge-
bunden werden.

Um dem Ansatz der Bewusstseinsbildung gerecht wer-
den zu können wäre entlang der energieraumplaneri-
schen Zielsetzungen eine Auseinandersetzung mit we-
nig hinterfragten Verhaltensweisen und Mustern, die 
bei handelnden Personen oder Institutionen vorzufin-
den sind, hilfreich. Dabei ist mit Irritationen und Kon-
f likten zu rechnen. Diese Interaktion sollte gesucht 
werden, da gerade in Kommunen eine breite Akzep-
tanz in der Bevölkerung eine maßgebliche Vorausset-
zung für die Umsetzung von Maßnahmen jeglicher 
Art ist. Energieraumplanung bietet sich als Thema für 
Kommunikationsprozesse geradezu an, da sich hier 
die Interessen der kommunalen VertreterInnen und 
die Interessen der einzelnen GemeindebürgerInnen 
treffen. Beiden Gruppen werden aus Anlass der Ener-
gie-Diskussion Möglichkeiten geboten, sparsame, um-
weltfreundliche und die Lebensqualität erhöhende 
Maßnahmen in ihrem unmittelbaren Umfeld zu ent-
wickeln und gemeinsam umzusetzen.
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5.1	 KOSTEN VON ENERGIERAUMPLANUNG 

In den bisherigen Ausführungen stecken zwei Arten 
von Handlungsempfehlungen: zum einen handelt es 
sich um Gestaltungsprinzipien für räumliche Struktu-
ren, die im Rahmen der bestehenden Planungen anzu-
wenden sind. Dies sind im Wesentlichen die in Kapitel 
4.3 geforderte Innenentwicklung, Funktionsmischung 
und maßvolle Dichte. Diese Gestaltungsprinzipien, 
bei denen es im Wesentlichen um die Senkung des 
Energieverbrauches geht, umzusetzen, steht in eini-
gen good-practice-Gemeinden bereits jetzt auf der Ta-
gesordnung, für viele stellen diese einen Paradigmen-
wechsel dar. Die Planungsprozesse beizubehalten und 
die Ausrichtung der Planung zu ändern, bedarf zu-
nächst einmal keines monetären Mehraufwandes, 
wenn es nur um die Durchführung der Planung geht.

Die zweite Kategorie von Maßnahmenvorschlägen be-
deutet, eine Vertiefung oder Erweiterung bestehender 
fachlicher Praxis herbeizuführen, wie z.B. bei der Ab-
stimmung von räumlicher Entwicklung und Mobili-
tätskonzepten laut Kapitel 4.5 Mobilität ist Thema je-
der ortsplanerischen Tätigkeit, jedoch benötigt es hier 
vielfach einer größeren fachlichen Tiefe, eventuell 
durch die Beiziehung von VerkehrsplanerInnen. Dies 
geschieht oft bei komplexen Einzelvorhaben wie grö-
ßeren Betriebsgebieten oder Einkaufszentren, nicht je-
des örtliche Entwicklungskonzept baut jedoch auf 
einem umfassenden, alle Verkehrsmittel berücksichti-
genden Mobilitätskonzept auf.

Eine Erweiterung der gängigen Planungspraxis stel-
len auch Energiekonzepte dar, um die in Kapitel 4.1 
sowie 4.4 geforderten Aspekte der Energieversorgung 
in die räumliche Entwicklung integrieren zu können. 
Hier ist die Anwendung von Planungstools erforder-
lich, die zwar vielfach bereits vorhanden sind, deren 
Einsatz aufgrund der Neuheit jedoch noch nicht zum 
Standard der guten fachlichen Praxis geworden ist. 
Für einzelne Planungsaufgaben fehlen Planungstools 
auch noch bzw. sind in Entwicklung begriffen. Um 
hier in die breite Anwendungspraxis zu kommen, sind 
die Schulung von OrtsplanerInnen und die Bewusst-
seinsbildung bei kommunalen EntscheidungsträgerIn-
nen eine Grundbedingung.

Bodenpolitik, Bewusstseinsbildung und Kommuni-
kation gemäß Kapitel 4.6 sollten zur guten Umset-
zungspraxis der kommunalen Raumplanung gehören, 
um die räumlichen Entwicklungsziele der Gemeinden 
auch Realität werden lassen zu können. Damit wer-
den durch die energieraumplanerischen Empfehlun-
gen keine Kosten verursacht, die dieser als Verursa-
cherin zugeordnet werden müssen. Bleiben Systeme 
der Baulandmobilisierung jedoch in dem Maße un-
terentwickelt, wie dies derzeit der Fall ist, können die 
Planungskonzepte nur schwer bis gar nicht umgesetzt 
werden, da Standortqualitäten sichtbar gemacht und 
entwickelt werden, ohne jedoch die Nutzbarmachung 
der „guten“ Standorte durchsetzen zu können. Da-
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mit steigen die Umsetzungskosten von Bauprojekten 
durch höhere Grundstückspreise, die lediglich weni-
gen GrundbesitzerInnen zu Gute kommen, ohne dass 
diese einen Teil dieser Wertsteigerung an die Gemein-
schaft abgeben müssen.

Wird hier (ausschließlich) auf Bewusstseinsbildung 
gesetzt, steigen die Kosten für die partizipativen und 

kommunikativen Prozesse. Der Erfolg kann jedoch 
nicht garantiert werden, da einer Baulandnutzung im 
öffentlichen Interesse ein handfester ökonomischer 
Nutzen von einzelnen Privaten vielfach entgegensteht, 
die oft in Erwartung einer Steigerung der Grund-
stückspreise in Zentrumslagen Bauland nicht zur wid-
mungskonformen Nutzung freigeben.

5.2	 NUTZEN DER ENERGIERAUMPLANUNG 

Nutzenaspekte der Umsetzung energieraumplaneri-
scher Zielvorstellungen und Maßnahmen sind man-
nigfaltig. Zunächst einmal bedeutet es, die Energie-
wende aktiv zu unterstützen, den Energieverbrauch zu 
senken und dazu beizutragen, regional verfügbare, er-
neuerbare Energieträger in raum- und umweltverträg-
licher Weise nutzbar zu machen. Dies hilft zunächst 
einmal dem Umwelt- und Klimaschutz. Für die Be-
wohnerInnen bedeutet es aber auch, dass räumliche 
Strukturen geschaffen werden, die ein hohes Maß an 
Lebensqualität in unterschiedlichen Lebensabschnit-
ten erlauben. Die Autoabhängigkeit wird reduziert und 
ein breiterer Strauß von Mobilitätsformen kann ange-
boten werden. Die Resilienz – die Fähigkeit der Ge-
sellschaft mit Krisen, speziell mit Klimawandel und 
Energiekrisen umzugehen und auch im Lichte der Ver-
änderung äußerer Bedingungen der Gemeindeent-
wicklung einer nachhaltigen Entwicklung zuzustreben 
– ist von Kommunen, die Energieraumplanung betrei-
ben, mit großer Wahrscheinlichkeit höher als von Ge-
meinden, die dies nicht tun.

Nicht zuletzt hilft Energieraumplanung der Bevölke-
rung dabei, Energiekosten und Mobilitätskosten zu 
sparen. Damit wird Kauf kraft frei, die anderweitig re-

gionalökonomisch wirksam werden kann, z.B. indem 
vermehrt regionale Produkte gekauft werden können, 
die Menschen vermehrt am regionalen kulturellen An-
gebot teilnehmen können u.v.m. Anstatt Energieträger 
über tausende von Kilometern in die Gemeinden und 
Regionen einzubringen, kann der Energieverbrauch 
regional gedeckt werden, was vor Ort Arbeitsplätze 
schafft und die regionale Wirtschaft stärkt.

Die energieraumplanerischen Grundsätze der Sied-
lungsentwicklung helfen den Gemeinden, in erhebli-
chem Maße Infrastrukturkosten zu sparen. Straßen-, 
Kanal- und sonstige Erschließungen werden durch 
Innenentwicklung, Funktionsmischung und maß-
volle Dichte besser genutzt und können daher effizi-
enter betrieben werden. Schlüsselinfrastrukturen, die 
eine gewisse Mindestbevölkerungsgröße im Einzugs-
gebiet benötigen, können eher errichtet bzw. im Be-
stand gesichert werden. Damit wird in einem umfas-
senden Sinne leistbares und qualitätsvolles Wohnen 
und Leben ermöglicht, ohne ausschließlich auf einen 
Miet- oder Kaufpreis zu schielen: Energie- und Inf-
rastrukturkosten werden massiv gesenkt, Zweit- und 
Drittautos können eingespart und durch andere Mobi-
litätsformen ersetzt werden u.v.m.
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Die kommunale Energieraumplanung hat, wie aus den 
vorangegangenen Kapiteln deutlich hervorgeht, ein 
durchaus großes Handlungsportfolio, um die Ener-
giewende zu unterstützen. Die Aufgaben, die wir hier 
skizziert und mit konkreten Handlungsvorschlägen 
und methodischen Zugängen wie etwa bei der Kern-
zonenabgrenzung unterlegt haben, können im Rah-
men der örtlichen Raumplanung – aufgrund der ver-
schiedenen raumordnungsgesetzlichen Regelungen in 
den Bundesländern auf unterschiedliche Weise – um-
gesetzt werden. Die methodischen Zugänge, die Kri-
terien oder auch die angegebenen Distanzen sind als 
gut begründbare Empfehlungen zu betrachten, die im 
Einzelfall an eine örtliche Situation angepasst werden 
können. Dabei sind aber die Intentionen hinter der je-
weiligen Empfehlung zu beachten, die nicht nur an 
Energieeffizienz und Versorgbarkeit mit erneuerbaren 
Energieträgern ausgerichtet sind, sondern auch an der 
Herstellung einer hohen Lebensqualität für die Bevöl-
kerung.

Viele der Handlungsfelder der kommunalen Ener-
gieraumplanung, wie etwa Innenentwicklung, Funk-
tionsmischung und maßvolle Dichte zu verfolgen, 
Siedlungsentwicklung und Mobilität aufeinander ab-
zustimmen u.v.m. sind Forderungen, die lange bekannt 
und in unterschiedlichen Kontexten in verschiedenen 

raumordnungsfachlichen und städtebaulichen Leitbil-
dern teilweise seit Jahrzehnten aufgestellt werden. Wie 
oben dargestellt, gehen etliche räumliche Trends aber 
in eine andere Richtung. Daraus ergeben sich zwei 
Fragen:

5.	 Haben sich diese raumordnungsfachlichen Forde-
rungen von den realen Lebenswelten von Bevöl-
kerung und Wirtschaft so weit entfernt, dass sie 
keine Legitimation in der Gesellschaft haben?

6.	 Ist Energieraumplanung tatsächlich neu, oder le-
diglich der Versuch, diese alten Forderungen neu 
zu begründen um sie endlich umsetzen zu kön-
nen?

Was die Frage 1 angeht, wurde bereits in Kapitel 3 ar-
gumentiert, dass komplexe Leitbilder zum einen auch 
in der Umsetzung komplexer und damit schwieriger 
sind als einfache Lösungen, und dass Planungsfehler 
einer qualitätsvollen Umsetzung durchaus im Wege 
stehen können. Dies mindert dann nicht nur die Le-
bensqualität der Betroffenen, sondern untergräbt auch 
das Image und die Legitimation dieser Planungsprin-
zipien. Zum anderen wird aber auch in vielen raum-
relevanten Planungsmaterien gehörig fehlgesteuert. Es 
werden Anreize für räumliche Entscheidungen gesetzt, 
die den dargestellten Handlungsfeldern der Energie-
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raumplanung entgegenstehen, und es wird teilweise 
in die falsche Richtung gesteuert. Beispiele dafür sind 
z.B. darin zu sehen, dass sich de facto jahrzehntelang 
Wohnbauförderung dem Wunsch teilweise bzw. weit-
gehend entzogen hat bzw. in einzelnen Bundesländern 
immer noch entzieht, räumliche Kriterien bezüglich 
Förderwürdigkeit von Wohnbauten zu berücksichti-
gen. Dasselbe gilt auch für Wirtschaftsförderungen 
oder für die Gestaltung des Pendlerpauschales, die 
durchaus als Förderung des motorisierten Individual-
verkehrs betrachtet werden kann.

Darüber hinaus werden viele Entscheidungsrahmen 
für die jeweiligen AkteurInnen so gesetzt, dass keine 
Kostenwahrheit der Siedlungsentwicklung herrscht. 
Die Externalisierung von Kosten, ein großes Problem 
des Umweltschutzes, gilt auch für die Raumplanung. 
Die überproportional höheren Infrastrukturkosten, 
z.B. für Straße und Kanal, von Einfamilienhausgebie-
ten werden nicht im nötigen Ausmaß an die Verursa-
cherInnen weitergegeben. Infrastruktursysteme wer-
den unter anderem deswegen ausgebaut, um 
Wohnungen, Betriebe und Einkaufsmöglichkeiten „auf 
der grünen Wiese“ zu schaffen und damit gleichzeitig 
die Ortszentren zu entleeren. Es werden Parallelinfra-
strukturen geschaffen, da sowohl die alten, unternutz-
ten Ortskerne als auch die neuen Entwicklungsf lächen 
mit Infrastruktur versorgt werden müssen. Dies belas-
tet die öffentlichen Haushalte, ohne die profitierenden 
räumlichen AkteurInnen gebührend an den Kosten zu 

beteiligen u.v.m. Wenn die öffentlichen Kassen prall 
gefüllt sind, werden diese Knappheiten nicht unmittel-
bar spürbar – aber nicht nur in peripheren Räumen 
sind diese Zeiten längst vorbei. Darüber hinaus beru-
hen viele räumliche Strukturen, die in den letzten 
Jahrzehnten geschaffen wurden, auf der Annahme ei-
ner langfristigen und uneingeschränkten Verfügbarkeit 
von billiger Energie. Ändert sich hier etwas, leiden Le-
bensqualität und Wirtschaftskraft der Betroffenen 
massiv.

Aus den Lebenswelten der Menschen und Unterneh-
men und damit aus jenen Kriterien, die sie für ihre 
Individualentscheidungen (wie z.B. Wahl der Woh-
nung, des Standardverkehrsmittels für den Arbeits-
weg, eines Betriebsstandortes etc.) anwenden, wer-
den somit ganz wesentliche Aspekte ausgeblendet, 
die diesen raumrelevanten AkteurInnen erlauben 
würden, im Sinne ihres eigenen Wohles und des Ge-
meinwohles langfristig tragfähige Entscheidungen zu 
treffen. Durch viele „kleine“ Einzelentscheidungen im 
Lichte der genannten Problematiken werden räumli-
che Strukturen bedingt, die krisenanfällig, in vieler-
lei Hinsicht ineffizient und teuer sind. Daher kann 
kein faktisches Legitimationsdefizit der dargestell-
ten räumlichen Handlungsfelder ausgemacht werden, 
zumal die zugrunde liegenden räumlichen Leitbil-
der auf verschiedensten Ebenen durch unterschied-
lichste Beschlüsse und Dokumente demokratisch be-
stätigt sind.
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Dies bringt uns zu Frage 2: Wenn die dargestellten 
Handlungsfelder bekannt und legitim sind, ist dann 
Energieraumplanung eigentlich neu? Hier kommt ein 
eindeutiges JA. Die in Kapitel 2 dargestellten System-
zusammenhänge sind in dieser Form nicht oder nur 
teilweise in bisherige raumplanerische Überlegungen 
eingef lossen. Einige Handlungsfelder zur Unterstüt-
zung sind erst notwendig, seit die f lächendeckende 
Versorgung mit regional verfügbarer erneuerbarer 
Energie zum gesellschaftlichen Ziel wurde. Vorher 
war die Verfolgung dieser Handlungsfelder aus ener-
getischer Sicht nicht zwingend notwendig, da ja Ener-
gie in den Überlegungen der raumordnungsrelevan-
ten AkteurInnen einfach nur „da“ war und keine Rolle 
spielte. Jetzt werden an den Raum neue Anforderun-
gen bezüglich Energieversorgung gestellt, die erst in 
die komplexen Nutzungsgef lechte im Raum integriert 
werden müssen. Darüber hinaus wird mit sehr gro-
ßer Wahrscheinlichkeit eine Ressourcenwende, d.h. 
die Umstellung wesentlicher Teile der industriellen 
Produktion auf erneuerbare Rohstoffe stattfinden, die 
noch weitere Raumansprüche nach sich ziehen wird. 
Fläche wird voraussichtlich zu einem wertvolleren Gut 
als bisher.

Bezüglich Energieeffizienz von Raum- und Siedlungs-
strukturen stellt die Energiewende einen Imperativ 
dar, auch die „altbekannten“ Handlungsfelder endlich 
anzugehen. Vielfach wurden diese Handlungsfel-
der mit „weichen“, an Wohn- und Lebensqualität aus-
gerichteten Argumenten begründet. Diesen standen 
dann die „harten“, ökonomisch quantifizierbaren Ar-
gumente gegenüber – allerdings, wie oben dargestellt, 
ohne Kostenwahrheit. Die Energiewende ändert hier 
einiges – nach derzeitigem Stand des Wissens ist der 
Energieverbrauch in unseren Breiten erheblich zu re-
duzieren, wenn sich eine Energieversorgung mit regio-
nal verfügbaren erneuerbaren Energieträgern ausgehen 
soll. Zu den „weichen“ Argumenten kommen damit 
noch mittel- bis langfrisig „harte“ Knappheiten dazu, 
die sich zum einen in einem tatsächlichen Mangel und 
zum anderen in höheren Energiepreisen niederschla-
gen werden, auch wenn derzeit die kurzfristigen Preis-
signale der Märkte in eine andere Richtung zeigen. 
Das kann sich schnell ändern.

Die Energiewende wird noch weitere Fragen aufwer-
fen, wie z.B. die Verschaltung von Energienetzen und 
weiteren Infrastrukturnetzen wie Strom, Fernwärme, 
Gasnetze sowie Mobilität, die wir hier nur teilweise 
angedeutet haben. Jene Raumstrukturen, die wir hier 
propagieren, werden auch diese Entwicklungen unter-

stützen. Anders ausgedrückt, sind diese Raumstruk-
turen zukunftsfähig und als „no-regret“ Strategien zu 
verstehen, d.h. unabhängig von den Entwicklungs-
pfaden, die in Zukunft Realität werden, werden keine 
Fehlentscheidungen getroffen.

Dass die kommunale Raumplanungspraxis nicht 
mit ausreichenden Mitteln versehen ist, um diese 
Handlungsfelder auch im vollen Umfang umzuset-
zen, wurde in Kapitel  5 diskutiert. Es sind also, wie 
als eines der Ergebnisse der ÖR EK-Partnerschaft 
„Energieraumplanung“ zum „Österreichischen Rau-
mentwicklungskonzept 2011“ verdeutlicht wurde, 
komplementäre Maßnahmen notwendig, die sich in 
Veränderungen von Förderungen, in zusätzlichen 
rechtlichen Möglichkeiten und in der Verschränkung 
von verschiedenen Rechtsmaterien manifestieren kön-
nen. Es braucht aber nicht gewartet werden, mit Ener-
gieraumplanung kann gleich angefangen werden!

Abschließend ist festzustellen, dass Energiewende und 
Klimaschutz noch erhebliche gesellschaftliche An-
strengungen mit sich bringen werden. Erfolg werden 
diese Bemühungen zeitigen, wenn auch räumliche 
Strukturen vorliegen, die entsprechende Entwicklun-
gen begünstigen und räumliche Voraussetzungen für 
technologische Lösungen, nachhaltige Lebensstile 
und Wirtschaftsweisen bieten. Um in der kommuna-
len Energieraumplanung die vorgestellten Handlungs-
felder umzusetzen, sind bereits viele methodische Zu-
gänge und Planungstools vorhanden. Etliche weitere 
werden noch zu entwickeln sein bzw. entwickelt wer-
den. Die Herausforderungen an die kommunale Ener-
gieraumplanung werden erheblich. Es ist an der Zeit, 
diese Herausforderungen anzunehmen! 
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